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137. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 13. November 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Guten Tag. Die 
Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/6055 - 

Für die Fragen 1 und 2 zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung ist 
um schriftliche Beantwortung gebeten worden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung. Zur Beantwortung ist 
die Parlamentarische Staatssekretärin Michaela Gei-
ger erschienen. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Gernot Er-
ler auf: 

In welchem Umfang liegen dem Bundesministerium der Ver-
teidigung 1996 fällige Rechnungen vor, die aber erst 1997 be-
zahlt werden können, und welche Deckungslücken ergeben 
sich daraus für den Haushalt des Einzelplans 14 für 1997? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Frau Präsidentin! Herr 
Abgeordneter Erler, im Zusammenhang mit dem 
Sparopfer des Verteidigungshaushalts 1996 in Höhe 
von 1,125 Milliarden DM zeichnet sich ab, daß bis 
Dezember fällig werdende Rechnungen in einer Grö-
ßenordnung von 200 bis 300 Millionen DM erst An-
fang 1997 bezahlt werden können. Zusammen mit 
Fälligkeitsverlagerungen im Einvernehmen mit Ver-
tragspartnern könnte sich hierdurch für den Haus-
halt 1997 eine Vorbelastung von etwa 800 Millionen 
DM ergeben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Gernot Erler (SPD): Frau Staatssekretärin, wie be-
absichtigt das Bundesverteidigungsministerium sein 
Ziel zu erreichen, den Investitionshaushalt, der im 
Jahre 1997 auf einen Rekordniedrigstand von etwa 
20 Prozent herabsinkt, wieder zu erhöhen, wenn der 

Umfang der „Überkipper" in das nächste Haushalts-
jahr schon derartig groß ist? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Abgeordneter, 
Sie haben das richtig erkannt. Durch die Kürzungen 
und durch die Sparopfer ist die Situation sehr schwie-
rig für uns. Wir sind zur Zeit in erster Linie darum be-
müht, die Struktur, die Ausbildung, die Wehrpflicht 
und vor allem die Maßnahmen in bezug auf die „Ar-
mee der Einheit" nicht zu tangieren. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine zweite Zu-
satzfrage? - Bitte. 

Gernot Erler (SPD): Frau Staatssekretärin, welche 
Finanzierungskosten für den Bundeshaushalt entste-
hen denn durch die Verlagerung von fällig werden-
den Rechnungen aus dem jetzigen in das nächste 
Haushaltsjahr? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Ich habe Ihnen schon 
die Summe genannt. Wir sprechen natürlich mit 
den Firmen. Die Firmen sind damit einverstanden, 
daß wir erst zu Beginn des Januars 1997 die Rech-
nungen bezahlen. Sollten sich dadurch irgendwelche 
Schwierigkeiten für die Firmen ergeben, gibt es na-
türlich von unserer Seite ein Entgegenkommen und 
Einzelfallösungen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Ernst Kastning. 

Ernst Kastning (SPD): Frau Staatssekretärin, wenn 
der Haushalt 1997 durch diese „Überkipper" derar-
tig vorbelastet wird, wird es wohl zu einer größeren 
Finanzenge ais bisher absehbar kommen. Können 
Sie entsprechende Schätzzahlen für die Engpässe 
nennen, die zusätzlich zu den im Haushalt bereits 
veranschlagten Kürzungen im Jahr 1997 noch finan-
ziert werden müssen, aber noch nicht veranschlagt 
sind? 
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Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Abgeordneter, es 
handelt sich um eine ganze Liste. Zu den angespro-
chenen 800 Millionen DM kommen die Zahlungen 
für den jetzigen IFOR-Einsatz von 0,3 Milliarden DM 
hinzu, dessen Rechnungen aber erst 1997 eintreffen, 
plus die geschätzten Kosten durch die absehbare 
IFOR-Folgemission, unter der Voraussetzung - wie 
Sie wissen -, daß der Bundestag zustimmt. Man kann 
diese Kosten - weil wir noch nicht genau wissen, 
welchen Umfang die Mission haben wird - nur schät-
zen: zirka 400 Millionen DM. Ferner kommen Perso-
nalkosten, die sich durch die Lohnrunde ergeben, 
von geschätzt 250 Millionen DM hinzu. Sie können 
die Zahlen aufaddieren und kommen zu einer Ge-
samtsumme von 1,5 bis 2 Milliarden DM. 

(Abg. Ernst Kastning [SPD] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie dürfen nur 
eine Zusatzfrage stellen. - Jetzt Herr Tauss, bitte. 

Jörg Tauss (SPD): Wir wollten kollegial verfahren. 
- Welche Kosten, Frau Staatssekretärin, ergeben sich 
denn aus der Streckung dieser Zahlungen? Das sind 
doch erhebliche Mehrkosten, die hier auf den Bun-
deshaushalt zukommen. 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Da ich die genauen 
Posten nicht kenne und nicht aufschlüsseln kann, 
kann ich Ihnen auch nicht die Zusatzkosten nennen. 
Da müßten wir warten, bis es soweit ist; dann kann 
ich Ihnen die Liste zur Verfügung stellen. 

Jörg Tauss (SPD): Können Sie die Zinskosten nen-
nen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Das kann ich Ihnen 
jetzt natürlich nicht sagen. Das müßten wir Ihnen 
dann sagen, wenn wir genau wissen, was jeweils 
wieviel gekostet hat. 

Jörg Tauss (SPD): Würden Sie das freundlicher-
weise schriftlich nachreichen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann kommen 
wir zur Frage 4 des Abgeordneten Erler: 

Mit welchen Kosten rechnet das Bundesministerium der Ver-
teidigung für eine inzwischen weitgehend ausgeplante deut-
sche Beteiligung an der Nachfolgemission von IFOR für das Jahr 
1997, und in welchem Titel enthält der Bundeshaushalt für 1997 
die erforderlich werdenden Mittel? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Abgeordneter Er-
ler, die Kosten für die Nachfolgemission können noch 
nicht detaillie rt  ausgeplant werden, da über Umfang 

und Ausrüstung des deutschen Kontingents noch 
nicht abschließend entschieden ist. 

Nach einer vorläufigen Schätzung werden für die 
IFOR-Folgemission Kosten bis zu 400 Millionen DM 
zu finanzieren sein. Die erforderlichen Ausgaben 
werden aus Kapitel 1403 Titel 547 01, also aus dem 
Titel für „Maßnahmen der Bundeswehr im Zusam-
menhang mit internationalen - humanitären und son-
stigen - Einsätzen" finanziert. In diesem Titel ist 
zwar nur ein Betrag von 50 Millionen DM veran-
schlagt. Ein zu diesem Titel ausgebrachter Haus-
haltsvermerk erlaubt jedoch eine Ansatzverstärkung 
aus den erwarteten Erstattungen der Vereinten Na-
tionen bezüglich der früheren internationalen Ein-
sätze der Bundeswehr, UNOSOM II, UNPROFOR 
und UNSCOM zum Beispiel, bei Kapitel 1403 Titel 
276 01 sowie aus Einsparungen bei allen anderen Ti-
teln des Einzelplans 14. Eine Angabe von einzelnen 
Titeln, bei denen diese Einsparungen durchgeführt 
werden können, ist heute leider noch nicht möglich. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
eine Zusatzfrage stellen? - Bitte. 

Gernot Erler (SPD): Frau Staatssekretärin, wenn 
man das addiert, dann haben wir noch 0,3 Milliarden 
DM aus dem IFOR-Einsatz dieses Jahres, und wahr-
scheinlich kommen 0,4 Milliarden DM für die IFOR-
Folgemission hinzu. 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Das ist nur geschätzt; 
das kann man noch nicht genau sagen. 

Gernot Erler (SPD): Das können mehr oder weni-
ger sein. Dazu kommen noch 200 Millionen DM, die 
von Herrn Waigel jetzt dem Verteidigungshaushalt 
aufgedrückt worden sind. Das summiert sich auf fast 
1 Milliarde DM, einmal abgesehen von den vorhin 
schon erwähnten „Überkippern", als Belastung für 
den nächsten Haushalt und den Einzelplan 14. Die 
Finanzierungsquellen, die Sie jetzt genannt haben, 
erreichen nach meiner Übersicht bei weitem nicht 
diese Größenordnung. Wo soll denn das Geld her-
kommen, um diese internationalen Verpflichtungen 
der Bundesrepublik überhaupt wahrnehmen zu kön-
nen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Abgeordneter Er-
ler, ich habe Ihnen gesagt, wir müssen die einzelnen 
Titel in unserem Haushalt durchkämmen. Das wird 
in den nächsten Tagen und Wochen passieren, daß 
sich unsere Haushaltsexperten zusammen mit den 
Experten des Heeres, der Luftwaffe, der Ma rine usw. 
zusammensetzen und daß wir uns ganz genau über-
legen, wo es noch vertretbar ist zu kürzen. Das kann 
ich Ihnen im Moment noch nicht detail liert  aufschlüs-
seln. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
noch eine Frage stellen? - Bitte. 
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Gernot Erler (SPD): Gnädige Frau, als Frau wissen 
Sie, daß es dem Haar schadet, wenn man sich zu 
häufig kämmt. Der Verteidigungshaushalt ist jetzt 
schon häufig durchgekämmt worden. Ihr Minister 
hat mehrfach gesagt, daß jetzt das Ende der Fahnen-
stange erreicht sei. Wie erklären Sie denn gegenüber 
der Bundeswehr, was es für Folgen hat, wenn solche 
Dinge wie die IFOR-Einsätze in diesem und im näch-
sten Jahr durch ständiges Durchkämmen des Haus-
halts finanziert werden sollen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Abgeordneter Er-
ler, das ist gewiß nicht einfach; das sehen Sie ganz 
richtig. Aber bis jetzt ist es uns immer gelungen, und 
ich bin zuversichtlich, daß es uns, wenn auch unter 
Mühen und Schwierigkeiten, auch in diesem Fall 
wieder gelingen wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Kastning. 

Ernst Kastning (SPD): Frau Staatssekretärin, mei-
nen Sie nicht, daß es angesichts der Tatsache, daß im 
nächsten Jahr eine runde Milliarde DM an Ausgaben 
getätigt werden soll, weil der Bundesminister der 
Verteidigung das feste Ziel hat, die hier genannten 
Vorhaben zu verwirklichen, angesichts der Tatsache, 
daß die Bundesregierung auch an der Beschaffung 
des Eurofighter festhält - Fälligkeit mindestens 
100 Millionen DM im nächsten Jahr -, und ange-
sichts der Tatsache, daß, sollte es zu einer Anhebung 
der Versicherungsbeiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung kommen, möglicherweise noch einmal 
40 Millionen DM aufgebracht werden müssen, im 
Sinne der Haushaltsklarheit und -wahrheit und auch 
der Wahrnehmung der parlamentarischen Kontroll-
aufgabe dringend erforderlich wäre, im laufenden 
Haushaltsberatungsverfahren zumindest für die gro-
ßen Beträge zu sagen, wie sie finanziert werden sol-
len bzw. was ersatzweise gestrichen oder gestreckt 
werden muß, um diese Vorhaben finanzieren zu kön-
nen? 

Michaela Geiger, Parl. Staatssekretärin beim Bun-
desminister der Verteidigung: Herr Kastning, wie Sie 
wissen, wird der Bundesminister der Verteidigung 
morgen an der Bereinigungssitzung des Haushalts-
ausschusses teilnehmen. Ich nehme an, daß diese 
Themen dort  angesprochen werden. Ich bitte Sie 
noch um ein bißchen Geduld. 

(Ernst Kastning [SPD]: Eine Antwort kön-
nen Sie mir nicht versprechen?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich sehe keine 
Meldungen zu weiteren Zusatzfragen. 

Danke schön, Frau Staatssekretärin. 

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Gesundheit. Die Parlamentari-
sche Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
steht zur Beantwortung der Fragen bereit. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Klaus 
Kirschner auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Arzneimittelumsatz 
in den neuen Bundesländern mit 512 DM je Versicherten der ge-
setzlichen Krankenversicherung um 14,3 % über dem der Versi-
cherten in den alten Bundesländern mit 448 DM liegt (Arznei-
verordnungsreport '96; herausgegeben vom Wissenschaftlichen 
Institut der AOK), und wenn ja, welches sind nach Auffassung 
der Bundesregierung die Ursachen dieses höheren Arzneimittel-
umsatzes? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Frau Präsiden-
tin, Herr Kollege Kirschner, die gesetzliche Kranken-
versicherung hat im Jahre 1995 für Arzneimittel im 
Durchschnitt 436,87 DM je Versicherten ausgegeben. 
In den neuen Ländern erreichten die entsprechen-
den Pro-Kopf-Ausgaben 482,70 DM. Das sind 
13,2 Prozent mehr als in den alten Ländern mit 
426,59 DM. 

Aus dem Arzneiverordnungsreport '96 des Wissen-
schaftlichen Instituts der Ortskrankenkassen ergibt 
sich, daß in den neuen Ländern pro Versicherten 
8,7 Prozent mehr Arzneimittel verordnet wurden als 
in den alten Ländern und daß die Arzneiverordnun-
gen in den neuen Ländern im Durchschnitt 
4,7 Prozent teurer waren als in den alten Ländern. Es 
gibt keinen Anhaltspunkt dafür, daß die höheren 
Arzneimittelausgaben in den neuen Ländern medizi-
nisch bedingt sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kirschner, 
möchten Sie nachfragen? 

(Klaus Kirschner [SPD]: Ja!) 

- Bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, Sie 
haben die Situation geschildert. Meine Frage aber 
ist: Welche Ursachen gibt es für diesen höheren Arz-
neimittelumsatz je Versicherten? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Kirschner, darüber kann man natürlich nur spekulie-
ren. Ich habe Ihnen gesagt: Aus unserer Sicht gibt es 
keine Anhaltspunkte dafür, daß das medizinisch be-
gründet ist. Ich glaube, daß die Möglichkeiten, die 
der Gesetzgeber den Kassenärztlichen Vereinigun-
gen bzw. der Selbstverwaltung gegeben hat, nicht in 
ausreichendem Maße ausgeschöpft wurden. Das 
sind: Budgetvereinbarungen, die Durchführung von 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen und die Vereinbarung 
von Richtgrößen. Ich kann Ihnen sagen, daß es zum 
Beispiel in den Ländern, in denen Budgetvereinba-
rungen getroffen wurden, zu keinen Budgetüber-
schreitungen gekommen ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ihre zweite Zu-
satzfrage, bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, nun 
wissen wir ja alle - Sie haben es angesprochen -, daß 
dies natürlich auch unmittelbare Auswirkungen auf 
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die Budgets haben wird. Nach den vorliegenden 
Zahlen droht die Gefahr - wir sind ja noch nicht am 
Ende des Jahres 1996 -, daß die Arzneimittelbudgets 
in den meisten Ländern bzw. KV-Bereichen über-
schritten werden. Was wird die Bundesregierung 
tun, um die Einhaltung der vom Gesetzgeber vorge-
gebenen Budgets zu sichern? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Kirschner, wir haben mit einem Schreiben vom 
10. September 1996 der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung mitgeteilt - ich zitiere wörtlich -: 

Die Entwicklung verlangt ein entschlossenes Ein-
wirken der Kassenärztlichen Vereinigungen auf 
ihre Mitglieder, ihr Verordnungsverhalten bei 
den veranlaßten Leistungen gründlich zu über-
prüfen. Dabei müssen alle zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten einer wirtschaftlichen Verord-
nungsweise ausgeschöpft werden. 

Diese Möglichkeiten habe ich soeben in meiner 
Antwort auf Ihre erste Zusatzfrage benannt. Das sind 
zum Beispiel Budgetvereinbarungen, Entwicklung 
von Richtgrößen und Wirtschaftlichkeitsprüfungen. 
Die Anwendung dieser Möglichkeiten durch die 
Selbstverwaltung ist offensichtlich nicht in dem erfor-
derlichen Maße erfolgt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
Frage 6 des Abgeordneten Kirschner auf: 

Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der abgeschlosse-
nen wissenschaftlichen Begleituntersuchung zu der Erpro-
bungsregelung „Beitragsrückerstattung" nach § 68 SGB V be-
kannt, die in der Zeit von 1989 bis 1993 bei der Betriebskranken-
kasse (BKK)-Wieland-Werke und BKK-Norddeutsche Steingut 
sowie von 1990 bis 1994 bei der BKK Hoesch, BKK Standard Me-
tall, BKK Haindl und der Landeskrankenkasse Ober- und Mittel-
franken durchgeführt wurde, und wenn ja, wie bewe rtet sie die 
Ergebnisse? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Kirschner, die Ergebnisse der wissenschaftlichen Be-
gleituntersuchungen zu dem Modellversuch „Bei-
tragsrückerstattung" nach § 68 SGB V, der von den 
fünf Betriebskrankenkassen und einer landwirt-
schaftlichen Krankenkasse durchgeführt wurde, sind 
der Bundesregierung bekannt. 

Die wissenschaftliche Begleitforschung kommt zu 
dem Ergebnis, daß die Wirksamkeit von Beitrags-
rückerstattung als Steuerungsinstrument für die Ko-
stenentwicklung und das Inanspruchnahmeverhal-
ten der Versicherten bei den teilnehmenden Kran-
kenkassen nicht nachgewiesen werden konnte. 
Gleichzeitig hat sich herausgestellt, daß Beitrags-
rückerstattung besondere Attraktivität für jüngere 
Versicherte ohne Familienmitglieder besitzt. 

Die vollständige Umsetzung der Wahlfreiheit der 
Versicherten ab 1997 und die Absicht des Zweiten 
GKV-Neuordnungsgesetzes, Eigenverantwortung 
der Versicherten und Gestaltungsspielräume der ge-
setzlichen Krankenversicherung zu stärken, führt zu 
einer neuen Situation im Gesundheitswesen, die sich 
von der Phase des Modellversuches in den Jahren  

1989/90 bis 1993/94 nicht zuletzt wegen der Eigen-
heiten der jewei ligen „Modellbiotope" deutlich un-
terscheidet. Daher erscheint es gerechtfertigt, allen 
Krankenkassen im Rahmen ihrer Satzung die Mög-
lichkeit einzuräumen, ihren Mitgliedern Beitrags-
rückerstattung anzubieten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ei-
genverantwortung der Versicherten im wirtschaftli-
chen Umgang mit medizinischen Leistungen hier-
durch gestärkt werden kann. Überdies kann Bei-
tragsrückerstattung auch ein Instrument zur Stär-
kung der Position der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gegenüber der p rivaten sein; damit kann eine 
Abwanderung sogenannter guter Risiken in den Be-
reich der privaten Krankenversicherungen verhin-
dert werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, da 
der Bundesregierung, wie Sie sagten, das Ergebnis 
dieser wissenschaftlichen Begleituntersuchung be-
kannt ist, frage ich Sie: Wann ist denn mit der Veröf-
fentlichung dieser Ergebnisse zu rechnen? Denn 
nach SGB V - dies haben wir ja alle gemeinsam be-
schlossen - sind diese Satzungsbestimmungen über 
Erprobungsregelungen auf längstens fünf Jahre zu 
befristen. Weiter heißt es: Das Ergebnis der Auswer-
tungen ist zu veröffentlichen. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Das Ergebnis 
ist in der Zeitschrift der Bet riebskrankenkassen, und 
zwar in der Ausgabe 8/96, veröffentlicht worden. 
Wenn Sie aber wünschen, es schriftlich zu erhalten, 
veranlasse ich das gerne. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Klaus Kirschner (SPD): Diese Veröffentlichung 
kenne ich nicht. Kann ich davon ausgehen, Frau 
Staatssekretärin, daß wir insgesamt dieses Ergebnis 
der Auswertung der Erprobungsregelungen bei die-
sen Betriebskrankenkassen bzw. landwirtschaftli-
chen Kassen bekommen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kirschner, 
ich sichere es Ihnen zu. Wir haben ja damals gemein-
sam ins Gesetz geschrieben, daß es eigentlich einen 
größeren Modellversuch geben sollte. An ihm haben 
sich nur wenige Krankenkassen beteiligt; aus diesem 
Grunde ist er nicht unbedingt repräsentativ, zumal 
sich auch noch unsere Gesetzgebung mit dem GSG 
darauf ausgewirkt hat. Insofern ist es aber eine sehr 
interessante Untersuchung, die ich Ihnen gerne zur 
Verfügung stellen werde. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön, 
Frau Staatssekretärin. 
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Für die Fragen 7, 8 und 9 ist um schriftliche Beant-
wortung gebeten worden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich des Bun-
deskanzlers und des Bundeskanzleramtes. Herr 
Staatssekretär Peter Hausmann wird die Fragen be-
antworten. Ich komme zur Frage 10 des Abgeordne-
ten Tauss: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die CDU-Geschäftsstel-
le Erftkreis presseöffentlich den Vertrieb einer CD-ROM vor-
nimmt, die vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie in Auftrag gegeben und finanziert 
wurde (vgl. „Kölnische Rundschau", Erftkreis, Nr. 237), und wie 
reagiert  sie darauf vor dem Hintergrund, daß auf dem auf besag-
ter CD-ROM angegebenen Text darauf hingewiesen wird, daß 
sie auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl 
nicht in einer Weise verwendet werden dürfte, die als Parteinah-
me der Bundesregierung zugunsten einzelner politischer Grup-
pen verstanden werden könnte? 

Peter Hausmann, Staatssekretär, Chef des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung: Frau 
Präsidentin, Herr Abgeordneter, bei der nach der zi-
tierten Presseveröffentlichung von einer CDU-Ge-
schäftsstelle angebotenen CD-ROM handelt es sich 
um eine Produktion des Bundespresseamtes, nicht 
des BMBF. Diese CD-ROM wird unter anderem als 
Beilage zu der BPA-Broschüre „Chancen durch Mul-
timedia" angeboten und verbreitet. 

Dem Bundespresseamt war bisher nicht bekannt, 
daß diese CD-ROM von der genannten CDU-Ge-
schäftsstelle, die auf Anforderung 50 Exemplare er-
halten hat, im Rahmen ihres Bürgertelefons angebo-
ten wird. Die Bundesregierung sieht auch keinen An-
laß zu einer besonderen Reaktion. Die Verteilung der 
CD-ROM hält sich im Rahmen der im Anschluß an 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
2. März 1977 von der - damals SPD-geführten - Bun-
desregierung für die Verteilung von Informationsma-
terialien an Parteien festgelegten Grundsätze. Da-
nach gilt unter anderem außerhalb der fünfmonati-
gen Vorwahlzeiten in Bund und Ländern: 

Informationsmaterial der Bundesregierung darf 
verteilt werden, wenn dies nicht als Parteinahme 
der Bundesregierung zugunsten politischer Par-
teien, Mandatsträger oder Wahlbewerber ver-
standen werden kann. Zulässig ist daher die Ver-
teilung z. B. an Informationsständen auch von 
Parteien, wenn diese auf kurze Dauer eingerich-
tet sind und sich mit konkreten Sachthemen be-
fassen, zu denen Publikationen der Bundesregie-
rung neben dem übrigen angebotenen Informa-
tionsmaterial einen Beitrag für sachbezogene 
Unterrichtung leisten. 

Die Verteilung von 50 CD-ROM der Bundesregie-
rung im Rahmen einer zeitlich begrenzten Informa-
tionsaktion über die Chancen der neuen Datentech-
niken verstößt nicht gegen die genannten Grund-
sätze. Die CD-ROM enthält keinen Aufdruck, der mit 
diesen Prinzipien unvereinbar wäre. Erwähnt sei hier 
noch, daß die betreffende CDU-Geschäftsstelle auch 
Informationen der Landesregierung von Nordrhein-
Westfalen in gleicher Art  und Weise anbietet. 

Bei Bezug größerer Mengen von Informationsmate-
rialien, das heißt: ab 100 Exemplaren, müssen sich 
die Bezieher außerdem schriftlich zu einer Beach-
tung der erwähnten Grundsätze bei der Verteilung 
von Informationsmaterial der Bundesregierung ver-
pflichten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Tauss. 

Jörg Tauss (SPD): Herr Staatssekretär, vielen 
Dank. Halten Sie es aber nach dem eben Ausgeführ-
ten nicht doch für verwunderlich, daß der Vertrieb 
dieser CD-ROM ausgerechnet im Wahlkreis des 
Herrn Bundesministers für Bildung und Forschung, 
der ja für Multimedia zuständig ist, in dieser unge-
wöhnlich offensiven Form auf Kosten des Steuerzah-
lers vorgenommen wird? 

Peter Hausmann, Staatssekretär, Chef des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung: Nein, 
das halte ich nicht für ungewöhnlich. 

(Lachen bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Kollege Tauss? 

Jörg Tauss (SPD): Kommen wir zu Frage 11. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe Frage 11 
des Kollegen Tauss auf: 

Hält die Bundesregierung eine dera rtige Veröffentlichung mit 
diesem Text für vereinbar, und falls nein, was beabsichtigt sie zu 
tun, um dies für die Zukunft zu unterbinden? 

Peter Hausmann, Staatssekretär, Chef des Presse-
und Informationsamtes der Bundesregierung: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung sieht keinen An-
laß, die von mir geschilderten Grundsätze bei der 
Verteilung von Informationsmaterialien, die sich in 
der Vergangenheit bewährt  haben, zu ändern. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? - Bitte. 

Jörg Tauss (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
vorher schon von der für mich etwas ungewöhnli-
chen Form gesprochen, daß ein Fachminister in sei-
nem Wahlkreis auf Kosten des Steuerzahlers derar-
tige Verteilungen in der Presse öffentlich ankündigt. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch! Im Gegenteil! Man muß als For

-

schungsminister vorangehen!) 

Meinen Sie nicht, daß ein Minister da ganz beson-
dere Sorgfaltspflichten hätte? Beabsichtigt Ihr Amt, 
in dieser Frage noch einmal ausdrücklich auf das Mi-
nisterium und den Herrn Bundesminister für Bildung 
und Forschung zuzugehen? 
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Peter Hausmann, Staatssekretär, Chef des Presse-
und Informationsamtes der Bundesregierung: Nein, 
Herr Abgeordneter, ich kann dem nicht folgen; denn 
es handelt sich hier um eine Stückzahl von 
50 Exemplaren; ich habe auch welche mitgebracht. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Die sind 
gut! Sehr gut!) 

Sie sind von vielen angefordert worden. 

Die begrenzte Stückzahl unterstreicht natürlich 
auch die Begrenztheit dieser Aktion. Wie gesagt: Das 
steht im Einklang mit den Richtlinien, die es im Zu-
sammenhang mit dem Bundesverfassungsgerichtsur-
teil von 1977 gegeben hat. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine weitere 
Frage? - Kollege Tauss. 

Jörg Tauss (SPD): Da die CD-ROM in einer sehr 
weit verbreiteten Tageszeitung angeboten worden 
ist, würde mich interessieren: Was wäre denn ge-
schehen, wenn sich nicht 20, 50 oder 100, sondern 
möglicherweise mehrere hundert Leserinnen und Le-
ser für dieses Werk Ihres Hauses interessie rt  hätten? 
Hätten Sie erneut auf Ihre begrenzte Auflage verwie-
sen? 

Peter Hausmann, Staatssekretär, Chef des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung: Ich 
habe von einem begrenzten Bezug, nicht von einer 
begrenzten Auflage gesprochen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das waren 50!) 

Natürlich steht jedem Bürger und jeder Bürgerin 
auch der Weg offen, diese Broschüre direkt bei uns 
zu bestellen. Erfreulicherweise nutzen diese Mög-
lichkeit viele Bürgerinnen und Bürger. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie in der Lage, uns darüber Auskunft zu geben, wie 
hoch die Aufwendungen des Presse- und Informa-
tionsamtes und der Öffentlichkeitsarbeitsabteilungen 
der Ministerien für die Verteilung des Werbe- und 
Informationsmaterials über die CDU-Organisation 
sind? Mit welcher Höhe sind diese Beträge im Ge-
samtumfang zu beziffern? 

Peter Hausmann, Staatssekretär, Chef des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung: Ich 
kann Ihnen keine DM-Beträge nennen. Das müßte 
ich Ihnen nachreichen. 

Das Bundespresseamt informiert aber die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages und die Ge-
schäftsstellen der Parteien bis auf die Ebene der 
Kreisverbände und Unterbezirke über sämtliche 
Neuerscheinungen und Neuauflagen im Wege eines 
sogenannten Schnellverteilers. Auf diesem Weg gin-
gen im letzten Jahr rund 18 000 Broschüren an Abge-
ordnete und Parteistellen, davon rund 5 300 Exem-

plare an die CDU/CSU und rund 3 700 Exemplare an 
die SPD. Insgesamt gingen - diese Zahlen liegen mir 
hier vor; zugrunde gelegt werden die Zahlen vom 
letzten Jahr - rund 6 Millionen Broschüren an die Öf-
fentlichkeit. Davon sind rund 130 000 Exemplare, 
also 2 Prozent, an die Parteien gegangen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Zusatzfragen? - Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Norbe rt  Lammert  wird die Fragen be-
antworten. 

Ich rufe die Frage 12 der Abgeordneten Sabine 
Kaspereit auf: 

Was unternimmt die Bundesregierung an konkreten Maßnah-
men, um die negativen Folgen der Gesamtvollstreckung der 
Schwermaschinenbau Magdeburg GmbH (SKET) für die Zulie-
ferindustrie abzuwenden? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Frau Kollegin Kaspe-
reit, die von der Bundesanstalt für vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben beabsichtigte Fortführung 
aller wesentlichen Produkt- und Leistungsbereiche 
von SKET in einer Management- und Vertriebs

-

GmbH und fünf Auffanggesellschaften dient selbst-
verständlich auch der Zulieferindustrie. Die bisheri-
gen Planungen in den SKET-Bereichen werden auch 
in den Nachfolgegesellschaften fortgesetzt, so daß 
sich in der Regel eine Unterbrechung der Beziehun-
gen zu den Lieferanten nicht ergibt, sich jedenfalls - 
wenn irgend möglich - nicht ergeben soll. 

Im übrigen können Unternehmen in den neuen 
Bundesländern für die Behebung von vorübergehen-
den Liquiditätsengpässen etwa auf Grund des verzö-
gerten Eingangs von Forderungen oder auf Grund 
von Forderungsausfällen Liquiditätshilfen aus dem 
Mittelstandsprogramm der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau beantragen. Auch die Deutsche Ausgleichs-
bank bietet im Rahmen ihres Existenzgründungspro-
gramms für die Behebung von Engpässen solche Li-
quiditätshilfen an. 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 
daß auch das Land zur Lösung etwaiger Schwierig-
keiten der Zulieferbetriebe beiträgt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? - 
Bitte. 

Sabine Kaspereit (SPD): Ist die Bundesregierung in 
der Lage, Einfluß auf den Konkursverwalter von 
SKET auszuüben und den mit der Konkursverwal-
tung Beauftragten deutlich vor Augen zu führen, daß 
das Ausbleiben der Zahlungen an die Zulieferer eine 
Kette von Folgeinsolvenzen nach sich ziehen muß, 
die die Bundesregierung letztlich zu verantworten 
hat? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Im rechtlichen Sinne 
ist eine solche Einflußnahme, wie Sie wissen, nicht 
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möglich. Daß es Folgewirkungen von Entscheidun-
gen gibt, ist unbestreitbar. Daß die Verantwortung 
für diese Folgewirkungen dann die Bundesregierung 
zu tragen habe, ist nun allerdings eine Kommentie-
rung, die Sie persönlich vorgenommen haben und 
die ich für die Bundesregierung ausdrücklich zurück-
weise. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine weitere Zu-
satzfrage, bitte. 

Sabine Kaspereit (SPD): Ist der Bundesregierung 
bewußt, daß für die Zulieferindustrie der Faktor Zeit 
entscheidend für die Chance eines Fortbestehens ist, 
da ausbleibende Zahlungen wegen des Nichtvorhan-
denseins einer Eigenkapitaldecke nicht kompensiert 
werden können? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Kollegen Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie uns nun aufgezählt haben, welche Pro-
gramme es gibt, und es ja mehr Menschen in diesem 
Land gibt, die lesen können, möchte ich gern eine 
Frage aufwerfen, die in engem Zusammenhang da-
mit steht: Hat die BvS von sich aus originäre Schritte 
unternommen, um in die Folgelösung, die Sie bei 
SKET anstreben, auch die Zulieferer einzubeziehen, 
damit diese vorher nicht auch noch in den Konkurs 
hineingetrieben werden und damit nicht technisches 
Know-how und die Lieferfähigkeit aus der Region 
heraus kaputtgehen? Also: Was hat die BvS konkret 
getan? Was hat der Staatssekretär, der sich als Son-
derbeauftragter sehr intensiv um Ostdeutschland 
kümmert, in diesem konkreten Fall zur Behebung 
der ganz konkreten Probleme getan? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Schwan-
hold, Ihnen ist wie mir bewußt, daß die Lösung der 
geschilderten Folgeprobleme für Unternehmen, die 
Lieferbeziehungen zu SKET unterhalten haben oder 
noch weiter unterhalten, ganz wesentlich davon ab-
hängt, ob und in welchem Zeitrahmen die neuen 
Regelungen tatsächlich zustande kommen, die im 
Augenblick Gegenstand intensiver Bemühungen 
nicht nur, aber insbesondere auch der BvS sind. 

Die Bundesregierung ist - das ist insbesondere 
Frau Kollegin Kaspereit sehr klar, und das hat sie ja 
freundlicherweise auch in ihrer Korrespondenz mit 
dem von Ihnen gerade erwähnten Sonderbeauftrag-
ten der Bundesregierung ausdrücklich bestätigt - in-
tensiv darum bemüht, völlig unabhängig von den 
rechtlichen Einwirkungsmöglichkeiten - - 

(Ernst  Schwanhold [SPD]: Sie wissen, daß 
„Er hat sich immer bemüht" in Zeugnissen 
so ziemlich das Schlechteste ist, was man 

über jemanden sagen kann!) 

- Ich beziehe mich hier auf die Einschätzung der Kol-
legin Kaspereit, die nach ihren Gesprächen mit dem 
Kollegen Ludewig ausgesprochen „guter Hoffnung" 
ist,  wie sie formuliert, daß „Sie dem Erhalt der Zulie-
ferbetriebe höchste Priorität einräumen und Ihre 
Möglichkeiten nutzen, Folgeinsolvenzen abzuweh-
ren. " 

Dies trifft völlig zu, und ich habe dem insofern 
auch gar nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt rufe ich die 
Frage 13 der Kollegin Kaspereit auf: 

Was unternimmt die Bundesregierung, daß die Liquiditätshil-
fen der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga-
ben für die Schwermaschinenbau Magdeburg GmbH (SKET) 
zur Begleichung der offenen Forderungen der Zulieferbetriebe 
genutzt werden? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Frau Kollegin, die 
Entscheidung darüber, ob und welche Forderungen 
der Zulieferbetriebe ganz oder teilweise beglichen 
werden, obliegt, wie Sie wissen, dem Sequester und, 
nach Eröffnung des Gesamtvollstreckungsverfah-
rens, den Verwaltern. Die BvS verhandelt bereits in-
tensiv mit dem Sequester über die Bereitstellung fi-
nanzieller Mittel zur Weiterführung der notwendigen 
Lieferbeziehungen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Sabine Kaspereit (SPD): Etwa 120 Zulieferbetriebe 
sind in der Warteschleife und warten auf ihre Zahlun-
gen. Ist der Bundesregierung diesbezüglich bekannt, 
welche volkswirtschaftlichen Schäden bei Folgein-
solvenzen gerade für den Osten entstehen würden? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Unsere Bemühungen, 
auch jenseits rechtlicher Einwirkungsmöglichkeiten 
auf bestimmte Entscheidungen Einfluß zu nehmen, 
erklären sich nicht zuletzt aus der insofern gemeinsa-
men Einschätzung von Folgewirkungen, die ande-
renfalls entstehen müßten und an deren Vermeidung 
wir ein dringendes wirtschaftliches und übrigens 
auch ein ganz besonderes beschäftigungspolitisches 
Interesse haben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Sabine Kaspereit (SPD): Ich habe noch eine etwas 
provokative Frage. Ist es richtig, daß sich Bundes-
kanzler Kohl am Montag, dem 14. Oktober, gegen 
die erwogene Aufsplittung von SKET und eindeutig 
für den Erhalt des industriellen Kerns in der Region 
Magdeburg ausgesprochen hat? Fa lls ja: Ist die von 
der BvS erwogene Aufsplittung von SKET so zu wer-
ten, daß selbst der Kanzler keinen politischen Einfluß 
mehr hat? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Ich kann Ihnen die 
Frage nicht beantworten, weil ich an diesem Ge- 
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sprach nicht teilgenommen habe und deswegen 
auch nicht beurteilen kann, ob dies überhaupt kon-
kreter Gegenstand dieses Gespräches mit Festle-
gung auf der einen oder anderen Seite war. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage des 
Kollegen Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Staatssekretär, inwie-
weit sind Sie darüber unterrichtet - Sie haben gerade 
angedeutet, daß die BvS dem Sequester eine Reihe 
von Mitteln zuschießen möchte, damit die Zulieferin-
dustrie gerettet werden kann -, daß Ministerpräsi-
dent Biedenkopf versucht, die Auszahlung dieser 
Mittel seitens der BvS zu blockieren? 

Dr. Norbert  Lamme rt , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Eine entsprechende 
Unterrichtung liegt mir nicht vor. Richtig ist, daß es 
unterschiedliche Auffassungen über die für die Zu-
kunft für tragfähig gehaltenen Unternehmensstruk-
turen gibt und daß sich insofern sicher Zusammen-
hänge zwischen der Bereitschaft zur Bereitstellung 
von Mitteln vor Treffen einer solchen Vereinbarung 
und den Auffassungen über diese Strukturen erge-
ben. Von welchen Personen in den Gremien der BvS 
hierzu bestimmte Positionen mit besonderem Nach-
druck verfolgt werden, kann ich Ihnen im Augen-
blick nicht berichten. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Kann es sein, daß damit ein 
Kuhhandel zwischen Sachsen und Sachsen-Anhalt 
versucht wird? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Ich kann mir über-
haupt nicht vorstellen, daß zwischen Sachsen und 
Sachsen-Anhalt so etwas ähnliches stattfinden 
könnte wie das, was Sie mit dem Begriff „Kuhhan-
del" versehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Manfred Hampel (SPD): Hen Staatssekretär Lam-
mert, wenn Sie nicht heute beantworten können, was 
der Bundeskanzler im Zusammenhang mit SKET ge-
sagt hat, könnten Sie dann nachliefern, wann er was 
zu wem zu welchem Zeitpunkt im Zusammenhang 
mit SKET gesagt hat? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Nein, in der Form, in 
der Sie das gerade nachgefragt haben, ganz sicher 
nicht. Wenn es eine präzise Frage gibt, wird sich die 
Bundesregierung - der Übung dieses Hauses fol-
gend - natürlich darum bemühen, sie so präzise wie 
möglich zu beantworten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Verehrter Herr Kollege 
Lammert , dann ist aber doch sehr konkret die Frage 
zu stellen, ob der Bundeskanzler versucht hat, eine 
Lösung bei SKET herbeizuführen, und an welchen 
Widerständen innerhalb der BvS dieses gescheitert 
ist. 

Dr. Norbert Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Daß sich der Bundes-
kanzler bemüht hat, an der Überwindung der 
Schwierigkeiten des Unternehmens mitzuwirken, ist 
offensichtlich. Ich habe Zweifel, ob sich die Frage, 
woran dies gescheitert sei, monokausal überhaupt 
beantworten läßt. 

Ich habe aber bereits darauf hingewiesen, daß es 
zwischen allen Beteiligten - dazu gehört im übrigen 
natürlich auch das Land Sachsen-Anhalt - durchaus 
unterschiedliche Vorstellungen darüber gibt, unter 
welchen Voraussetzungen überhaupt die Chance für 
die Fortführung von unternehmerischen Aktivitäten 
besteht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Herr Staatssekretär, Sie 
haben eben gesagt: Der Bundeskanzler hat sich be-
müht. Bemüht er sich denn noch? Ich meine, es fällt 
Ihnen sicherlich schwer, die Frage zu beantworten. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Wir haben doch, wie 
Sie genau wissen, seit dem Besuch des Bundeskanz-
lers im Unternehmen und seinem Gespräch mit den 
Betriebsräten einen neuen Sachstand, der sich durch 
die Entscheidungen der Unternehmensorgane bzw. 
auch der BvS ergeben hat. Nun haben sich die Be-
troffenen einschließlich der zuständigen Instanzen in 
den jeweiligen Regierungen, sowohl des Landes wie 
auch des Bundes, mit dieser neuen Situation ausein-
anderzusetzen. Dies findet gegenwärtig in einer un-
bestritten sehr intensiven Weise statt. 

(Wolfgang Bierstedt [PDS]: Kann ich noch 
eine zweite Frage stellen?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nein, Sie dürfen 
leider nur eine Frage stellen. 

Ich rufe jetzt die Frage 14 des Abgeordneten Kü-
ster auf: 

Besitzt die Bundesregierung Kenntnisse über die Höhe der 
Außenstände (in DM) von Zulieferunternehmen von SKET? 

Dr. Norbert Lamme rt , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Küster, 
die Höhe der Außenstände betrug zum Zeitpunkt des 
Antrags auf Gesamtvollstreckung am 15. Oktober 
dieses Jahres 18 Millionen DM. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage. 
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Dr. Uwe Küster (SPD): Vielen Dank, Herr Staatsse-
kretär. Können Sie bestätigen, daß die Begleichung 
dieser Außenstände seitens der BvS verzögert wird 
und dadurch die Unternehmen, die mit diesen Au-
ßenständen belastet sind, in Schwierigkeiten gera-
ten? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Aus der Sicht der be-
troffenen Zulieferunternehmen kann ich das bestäti-
gen, aus der Sicht der BvS selbstverständlich nicht, 
weil sie den rechtlichen Einschränkungen unterliegt, 
die sich aus der entstandenen Situation ergeben. 

Ich muß eigentlich nicht wiederholen, was bereits 
vorhin vorgetragen wurde: Es gibt - dies aber ganz 
gewiß - ein ausgeprägtes politisches Interesse daran, 
daß die vorhin geschilderten drohenden Folgewir-
kungen vermieden werden. Genau deswegen bemü-
hen wir uns sehr darum, solche Entwicklungen auch 
in diesem engen rechtlichen Rahmen zu vermeiden. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß gerade wegen der relativ starren 
Haltung der BvS gegenüber den Konzepten des Se-
questers eine wirtschaftlich vernünftige Lösung zur 
Zeit offensichtlich nicht im Interesse der BvS ist? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Nein, das kann ich so 
nicht bestätigen. Bestätigen kann ich, daß es unter-
schiedliche Auffassungen darüber gibt, unter wel-
chen Voraussetzungen eine Fortführung der Aktivi-
täten überhaupt ökonomisch Sinn macht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage der 
Kollegin Kaspereit. 

Sabine Kaspereit (SPD): Herr Staatssekretär, in 
welcher Verantwortung sehen Sie das Land Sachsen-
Anhalt? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Es ist zum einen in 
den Gremien der BvS vertreten und nimmt insofern 
an den Entscheidungsprozessen unmittelbar teil. 
Zum anderen ergeben sich aus der Entscheidung, 
die Gesamtvollstreckung zu beantragen, direkte und 
indirekte Wirkungen auf den Arbeitsmarkt, die nicht 
nur, aber auch von der Landesregierung aufgegriffen 
werden müssen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 15 des Abgeordneten Küster auf: 

Besitzt die Bundesregierung Kenntnisse über die Gesamtzahl 
der Beschäftigten in den von SKET betroffenen Zulieferunter-
nehmen? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Küster, 
solche Zahlen liegen uns nicht vor. 

' Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? 

Dr. Uwe Küster (SPD): Selbstverständlich, Frau 
Präsidentin. - Herr Staatssekretär, ich unterstelle, 
daß Sie mit einer Unterrichtung meinerseits einver-
standen sind: Es sind zirka 120 Zulieferbetriebe und 
zirka 1 400 Dienstleister, die in verschiedener Weise 
zuliefern. 

Können Sie bestätigen, daß es ein erheblicher Wirt-
schaftsfaktor ist, wenn Unternehmen durch die Ge-
samtvollstreckung und das Hinauszögern einer Lö-
sung durch die BvS in Schwierigkeiten geraten? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Das bestätige ich 
gerne, zumal ich in einem ähnlichen Zusammenhang 
vorhin schon einmal auf diese mittelbaren ökonomi-
schen Wirkungen hingewiesen habe, die man mit 
dem notwendigen E rnst behandeln muß. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Können Sie angeben - Sie 
haben vorhin von verschiedenen Anstalten gewährte 
Zwischenkredite erwähnt -, in etwa welcher Höhe 
Folgebelastungen auf diese Zulieferbetriebe zukom-
men könnten? Was erwarten Sie nach Ihren Erfah-
rungen? 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Nein, das kann ich 
nicht. Jedenfalls wären solche Schätzgrößen, die 
man jetzt allenfalls vortragen kann, sehr spekulativ 
und auch irreführend, zumal man bestimmte Annah-
men darüber zugrunde legen müßte, welche A rt  von 
Dotierungen der entstandenen Ansprüche in den 
nächsten Tagen und Wochen tatsächlich zu erwarten 
ist. Genau darüber ist eine endgültige Entscheidung 
nicht getroffen. Das war unter den geschilderten Be-
dingungen bislang auch gar nicht möglich. 

Aber es wäre unserem gemeinsamen Anliegen 
nicht dienlich, hier auf der Basis von entweder sehr 
optimistischen oder umgekehrt sehr pessimistischen 
Annahmen eine vermeintliche Quantifizierung der 
Wirkungen vorzunehmen, gerade auch deswegen, 
weil wir - völlig unabhängig von diesen mathemati-
schen Einschätzungen - gemeinsam der Überzeu-
gung sind, daß diese Wirkungen soweit wie eben 
möglich vermieden werden sollten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Herr Staatssekretär, ob-
wohl Sie bereits die Frage hinsichtlich der Beschäf-
tigtenzahlen bei der Zulieferindustrie nicht beant-
worten konnten - das ist nicht unbedingt kritikwür-
dig -, frage ich Sie: Wissen Sie, bei welchen Beschäf-
tigungszahlen man bei der Diskussion um SKET mitt-
lerweile angelangt ist? Es geht die Zahl von 
300 Beschäftigten um. Ist das im Zusammenhang mit 
dem zu betrachten, was Sie bereits gesagt haben, Sie 
stellen die wirtschaftliche Sinnhaftigkeit von SKET 
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insgesamt in Frage? Ist das vielleicht eine direkte 
Folge? Gibt es da einen Zusammenhang? 

Dr. Norbert  Lamme rt , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Wir reden hier über 
zwei verbundene, aber sehr unterschiedliche Sach-
verhalte. Die Frage nach der Zahl von Beschäftigten, 
die bei neuen Unternehmenskonzepten im bisheri-
gen Unternehmensverband übrig bleiben könnten, 
ist vermutlich deswegen nicht gestellt worden, weil 
es darüber keine Meinungsverschiedenheiten gibt. 

Mir ist die Frage nach den Beschäftigungswirkun-
gen gestellt worden, die sich bei den betroffenen Zu-
lieferunternehmen ergeben könnten. Dazu habe ich 
bereits ausgeführt, daß die Abgrenzung der Folge-
wirkungen hochgradig spekulativ ist und daß unser 
Anliegen ist, diese Wirkungen soweit wie möglich zu 
vermeiden, ohne daß man eine mühsame Beweisfüh-
rung über scheinbar präzise Zahlen vornehmen 
müßte. 

(Wolfgang Bierstedt [PDS]: Es gibt einen 
Zusammenhang!) 

- Den habe ich gerade vorgetragen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir zubilligen, daß die Auskunftsfähigkeit 
oder Auskunftsfreudigkeit der Bundesregierung im 
Fall SKET angesichts der Tatbestände, daß der Bund 
über die BvS Eigentümer dieses Unternehmens ist, 
der Bund über die BvS und die Treuhand im Vorfeld 
die Geschäftsführung bestellt hat, der Bund über die 
BvS und die Treuhand im Vorfeld die Unternehmens-
konzepte entwickelt hat und der Bund über die BvS 
1,2 Milliarden DM in diesen Konzern hineingegeben 
hat, beschämend ist, wenn Sie sagen: Wir wollen und 
können über die Zukunft dieses Unternehmens und 
dessen Konzept keine Aussage machen? 

Sie können noch nicht einmal sagen, welche Be-
triebe in der Region davon betroffen sind und welche 
Implikationen das für den Wirtschaftsraum Magde-
burg insgesamt hat und welche konkreten Maßnah-
men Sie in diesem Zusammenhang in den nächsten 
Wochen - Geschwindigkeit ist von besonderer Be-
deutung - treffen wollen. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Kollege Schwan-
hold, die Auskunftsfreudigkeit der Bundesregierung 
ist genauso umfangreich wie die Unterstützung, die 
sie diesem Unternehmen in den vergangenen Jahren 
hat zukommen lassen. Sie haben das dankenswerter-
weise gerade ausdrücklich bestätigt. 

Im übrigen ist der Vorwurf mangelnder Auskunfts-
freudigkeit in bezug auf Fragen, die noch gar nicht 
gestellt waren, einigermaßen o riginell. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Ich habe nach 
Freudigkeit und Fähigkeit gefragt! Daß Sie 
sich nur auf die Freudigkeit beziehen, ist 

interessant!) 

- Wir bemühen uns auch, das Verhältnis zwischen 
Freude und Fähigkeit in der Balance zu halten, was 
nicht immer leicht fällt. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das ist wohl 
wahr!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt ist die Kol-
legin Kaspereit an der Reihe. 

Sabine Kaspereit (SPD): Herr Staatssekretär, es 
geht uns hier nicht um gegenseitige Beschimpfun-
gen. Es geht mir um die Zulieferindustrie bei SKET. 
Die Zeitfrage ist eine sehr entscheidende. Ich wollte 
Sie fragen, ob Sie als Vertreter der Bundesregierung 
die Möglichkeit sehen, Ihren Einfluß geltend zu ma-
chen, damit dieses Problem bis zum Wochenende, 
also bis zum 15. dieses Monats, einer Klärung zuge-
führt wird, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Wie versprochen!) 

damit die Zulieferer ihre Rechnungen, die sie durch 
Materialbeschaffung etc. offenstehen haben, bezah-
len können. Die Situation ist so, daß sie in der näch-
sten Woche zumachen können, wenn die Gelder 
nicht fließen. 

Dr. Norbert  Lamme rt , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Frau Kollegin Kaspe-
reit, Ihnen liegt doch der B rief des Kollegen Ludewig 
vor. In diesem Brief hat er Ihnen gestern auf der Basis 
Ihres Briefes, aus dem ich vorhin den letzten Satz zi-
tiert habe, schriftlich mitgeteilt, daß die Bundesregie-
rung den Verwalter und die Landesregierung aufge-
fordert hat, die Probleme der Zulieferer von SKET 
möglichst umfassend und rasch zu lösen. Der Ver-
walter hat zugesichert, sich um den konkreten, von 
Ihnen vorgetragenen Fall zu kümmern. 

Auch hier ist nicht nur die Auskunftsfreudigkeit 
der Bundesregierung ungebrochen, sondern auch 
die Handlungsbereitschaft. 

(Sabine Kaspereit [SPD]: Die Botschaft höre 
ich wohl!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe jetzt die 
Fragen 16 und 17 des Abgeordneten Schwanhold im 
Einverständnis mit dem Fragesteller gemeinsam auf: 

Ist es vor dem Hintergrund der SKET-Gesamtvollstreckung 
richtig, daß im Falle von Folgeinsolvenzen der Zulieferbetriebe 
die Basis des produzierenden Sektors in der ostdeutschen Wi rt

-schaft dauernden Schaden nehmen würde? 

Ist es vor dem Hintergrund der SKET-Gesamtvollstreckung 
richtig, daß im Falle von Folgeinsolvenzen der Zulieferbetriebe 
die prekäre Arbeitsmarktlage in Ostdeutschland eine weitere 
Verschärfung erfährt? 
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Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Es ist liebenswürdig, 
Herr Kollege Schwanhold, daß ich die beiden Fragen 
zusammen beantworten kann. Sie vermuten zu 
Recht, daß die Antwort auf beide Sachverhalte ähn-
lich ist. 

Die von der Bundesanstalt für vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben unterstützte Auffanglösung 
sieht vor, daß die Geschäfte in den wesentlichen Pro-
dukt- und Leistungsbereichen unverände rt  fortge-
führt werden. In diesem Fall kann davon ausgegan-
gen werden, daß dauerhafte Folgewirkungen aus 
Anlaß der Gesamtvollstreckung der SKET Schwer-
maschinenbau Madgeburg GmbH weitgehend ver-
mieden werden können. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie können nun 
viele Zusatzfragen stellen, wenn Sie wollen. Bitte. 

Ernst Schwanhold (SPD): Frau Präsidentin, ich 
werde mich voraussichtlich auf eine Zusatzfrage be-
schränken. Herr Staaatssekretär, angesichts der Tat-
sache, daß die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer bereit sind, in Vorleistung zu treten, indem sie 
Verzicht üben, um ihre Unternehmen zu halten, und 
angesichts dessen, daß sich diese Unternehmen im 
Gefolge von SKET angesiedelt und entwickelt ha-
ben, ihre Entwicklung, ihre Zuarbeit und ihr ganzes 
Unternehmenskonzept notwendigerweise darauf 
ausgerichtet haben, möchte ich gern die Frage stel-
len, welche Chancen Sie sehen, Hilfestellung über 
das bisher vorliegende Instrumenta rium hinaus zu 
geben, das Sie eben andeutungsweise genannt ha-
ben, wenn die schnelle Umsetzung des Unterneh-
menskonzepts von SKET und die schnelle Abwick-
lung von Aufträgen nicht funktioniert. Die wirtschaft-
lichen und wirtschaftspolitischen Implikationen in 
der Region Magdeburg sind von erheblicher Bedeu-
tung, denn im industriellen Kernbereich bleibt nicht 
viel übrig. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wi rtschaft: Herr Kollege Schwan-
hold, die Frage läßt sich seriös nicht pauschal beant-
worten, weil die Verhältnisse und die damit verbun-
denen Probleme in dem von Ihnen geschilderten 
Fall, daß eine Fortführung nicht erfolgen sollte, na-
türlich unterschiedlich sind. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Nicht in einem 
ausreichend schnellen Zeitraum!) 

- Klar. 

Bei Ihrer Frage gehen wir jetzt von einem Fall aus, 
den wir beide gemeinsam vermutlich vermeiden wol-
len. Richtig ist aber, daß wir diesen Fall nicht aus-
schließen können. Wenn ich Ihre Frage richtig ver-
standen habe, möchten Sie insbesondere sicherge-
stellt wissen, daß die Bundesregierung auch in die-
sem Fall die sich daraus ergebenden Probleme für 
die Zulieferindustrie zum Gegenstand ihrer besonde-
ren Aufmerksamkeit macht. Dazu sind wir in der Tat 
gern bereit. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine Zusatz-
frage? 

Ernst Schwanhold (SPD): Konkreter können Sie es 
nicht sagen? Ich habe nach konkreten Möglichkeiten 
gefragt, Herr Lammert. Dies ist mir ein bißchen we-
nig. 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ich habe einen kon-
kreten Hinweis vorhin schon einmal bei der Beant-
wortung einer anderen Frage gegeben, indem ich 
auf die Möglichkeiten hingewiesen habe, Liquidi-
tätshilfen für die Überbrückung von Schwierigkeiten 
zu geben. Ich räume aber sofort ein - deshalb habe 
ich es jetzt nicht vorgetragen -, daß dies für den von 
Ihnen gerade angenommenen Fall X natürlich nicht 
die Lösung, sondern allenfalls eine Überbrückungs-
hilfe ist. 

Ich bitte Sie sehr um Verständnis dafür, daß ich 
nochmals um Unterstützung für das Bemühen werbe, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Zugesagt!) 

hier nicht einen Fall, den wir gemeinsam vermeiden 
wollen, als den vermeintlich wahrscheinlichen Fall 
zur Grundlage unserer weiteren Überlegungen zu 
machen, und zwar einschließlich der Zusage, daß 
dann, wenn er gleichwohl eintritt, das gilt, was ich 
gerade vorgetragen habe. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Jüttemann. 

Gerhard Jüttemann (PDS): Herr Dr. Lamme rt , Sie 
haben zugesagt, den SKET-Beschäftigten zu helfen. 
Soll diese Hilfe etwa so aussehen wie im Fall Bischof-
ferode, wo die Landesregierung die Schaffung von 
700 bis 1 000 Ersatzarbeitsplätzen bis Ende 1995 ver-
sprochen hat und die Bundesregierung dies intensiv 
begleiten und unterstützen wollte? Es ist aber tat-
sächlich so, daß an dem Standort Bischofferode bis-
lang 60 Arbeitsplätze geschaffen worden sind, also 
nicht einmal 10 Prozent. Wollen Sie die Sache mit 
SKET genauso intensiv angehen, oder wollen Sie 
sich hier etwas stärker machen? 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Ich nehme mit einer 
gewissen Rührung die Veränderung in der Fragestel-
lung zur Kenntnis. Während ich bisher dafür geschol-
ten worden bin, daß die Präzision meiner Auskünfte 
hinter den Erwartungen zurückbleibt, werde ich jetzt 
für präzise Auskünfte und deren vermeintliche Be-
lastbarkeit beschimpft. Dies nehme ich mit Respekt 
zur Kenntnis. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage des 
Kollegen Bierstedt. 

Wolfgang Bierstedt (PDS): Herr Staatssekretär, ich 
versuche wieder einmal, es Ihnen leicht zu machen, 
und komme auf eine Ausführung in Ihrer Antwort 
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zurück. Sie haben gesagt, Sie werden sich dafür ein-
setzen, daß sich die zuständigen Institutionen auch 
für die Probleme der Zulieferindustrie interessieren 
werden. Wird das präventiv oder postoperativ ge-
schehen? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Post mortem!) 

Dr. Norbert  Lammert , Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Es findet bereits prä-
ventiv statt, wie Sie den Auskünften hätten entneh-
men können, die ich schon gegeben habe. Wir sind 
im laufenden Verfahren einschließlich der geschil-
derten Verfahrensregeln um die Lösung konkreter 
Fälle sehr bemüht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es liegen keine 
weiteren Fragen zu diesem Geschäftsbereich vor. 
Danke schön, Herr Staatssekretär Lamme rt . 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr auf. Die Fragen wird der Par-
lamentarische Staatssekretär Johannes Nitsch beant-
worten. Bei den Fragen 18, 19 und 20 ist um schrift-
liche Beantwortung gebeten worden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 21 der Abgeordneten Anke 
Eymer: 

Welche Chancen sieht die Bundesregierung, Finanzmittel für 
den Bau eines Tunnels als Ersatz für die Herrenbrücke im Ver-
lauf der B 75, die nicht aus öffentlichen Haushalten (Bund, Land, 
Kommune) aufgebracht werden können, durch p rivate Finan-
zierung aufzubringen, und welche Möglichkeiten der Umset-
zung gibt es hierfür? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrte Frau Eymer, 
die Chance, Finanzmittel für den Bau eines Tunnels 
als Ersatz für die Herrenbrücke im Verlauf der Bun-
desstraße 75 durch eine p rivate Finanzierung aufzu-
bringen, sieht die Bundesregierung grundsätzlich als 
gegeben an. Die Möglichkeiten der Umsetzung wer-
den über das Fernstraßenbauprivatfinanzierungsge-
setz vom 30. August 1994 geboten, in dem die grund-
sätzlichen Fragen geregelt sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? 

Anke Eymer (CDU/CSU): Nein, zu dieser Frage 
nicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Hiller hat 
eine Zusatzfrage. 

Reinhold Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, welche Voraussetzungen müssen nach Auffas-
sung der Bundesregierung für den Bau eines Tunnels 
als Ersatzlösung für die Herrenbrücke unabdingbar 
erfüllt werden? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es muß ein Finanzierungs-
konzept aufgestellt sein, das entweder mit den Ko-

sten, die die Bundesregierung für eine Ersatzlösung 
für die Brücke bereitstellt, auskommt, oder es müs-
sen Vorstellungen und Konzepte dafür existieren, 
daß die zusätzlichen Aufwendungen entweder durch 
das Land, die Stadt oder durch eine p rivate Finanzie-
rung aufgebracht werden. 

(Abg. Reinhold Hiller [Lübeck] meldet sich 
zu einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Sie dürfen pro 
Frage nur einmal nachfragen, aber die Kollegin Ey-
mer hat noch eine zweite Frage. 

Ich rufe Frage 22 auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob das Land Schleswig-Hol-
stein und die Hansestadt Lübeck bereit sind, sich an den Mehr-
kosten für einen Tunnel als Ersatz für die Herrenbrücke zu betei-
ligen oder über eine p rivate Finanzierung nachzudenken? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nach den derzeit vorliegen-
den Informationen wird sich das Land Schleswig-
Holstein an den Mehrkosten für einen Tunnel als Er-
satz für die Herrenbrücke nicht beteiligen. Die Frage 
einer privaten Finanzierung der Mehrkosten für ei-
nen Tunnel - mit Mautgebühren - wird zur Zeit in 
der Hansestadt Lübeck diskutiert. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
eine Zusatzfrage stellen? - Bitte. 

Anke Eymer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
kann ich, wenn sich sowohl das Land Schleswig-Hol-
stein als auch die Hansestadt Lübeck nicht an den 
Mehrkosten beteiligen werden, trotzdem davon aus-
gehen, daß der Tunnel gebaut wird, und wird es 
dann zusätzliche Mittel von seiten des Bundes ge-
ben? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Eymer, die Bundesre-
gierung wird neben den Mitteln für eine Ersatz-
brücke auch die Mittel zur Verfügung stellen, die für 
die Unterhaltung der vorhandenen Brücke bis zur 
vollständigen Abschreibung aufgewendet werden 
müßten. Nach den derzeitigen Berechnungen sind es 
163 Millionen DM für die Ersatzlösung und 
12 Millionen DM für die Unterhaltung bis zum Ende 
der Restnutzungsdauer, also insgesamt 175 Millionen 
DM, die der Bund für diese Lösung als Sockelfinan-
zierung bereitstellen würde. 

Anke Eymer (CDU/CSU): Ich habe . eine weitere 
Zusatzfrage. Gibt es Überlegungen der Bundesregie-
rung, das Tunnelprojekt mit der geplanten A 20 zu 
verknüpfen? Bevor Sie mir möglicherweise mit Nein 
antworten: Wenn es bisher keine dera rtigen Überle-
gungen gibt, können Sie sich vorstellen, daß diese 
künftig angestellt werden? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Im Raumordnungsverfah

-

ren, das im Lande Schleswig-Holstein durchgeführt 
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wurde, war zunächst an eine nördliche Umgehung 
der Hansestadt Lübeck gedacht. Dabei hätte man 
dieser Frage eventuell nähertreten können. Aber 
nachdem jetzt die Entscheidung getroffen worden 
ist, die Hansestadt Lübeck südlich zu umgehen, und 
dort  auch schon für die ersten beiden Abschnitte ent-
sprechende Planungsarbeiten laufen, halte ich diese 
Frage nicht mehr für geboten und auch in Ihrem 
Sinne nicht für entscheidungsfähig. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt der Kol-
lege Hiller. 

Reinhold Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, welches Instrumentarium muß nach Auffassung 
der Bundesregierung geschaffen werden, um ein 
Konzessionsmodell und eine Mautfinanzierung für 
die anfallenden Mehrkosten einer Tunnellösung ein-
zuführen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: In dem Gesetz über den Bau 
und die Finanzierung von Bundesfernstraßen durch 
Private vom 30. August 1994 sind insbesondere gere-
gelt: die grundsätzliche Ermächtigung zum Neu- und 
Ausbau sowie zum Betrieb von Bundesfernstraßen 
auf der Grundlage einer Gebührenfinanzierung, die 
Ermächtigung, daß Private hierfür Mautgebühren er-
heben dürfen - es sind do rt  die Objekte geregelt, die 
dafür überhaupt in Frage kommen; dazu gehören 
auch Tunnel -, und die Bezugsgrundlagen für die 
Höhe der Mautgebühren. 

Darüber hinaus haben wir in Rostock ein Pilotpro-
jekt bei der Warnow-Unterquerung. Ich denke, man 
könnte dieses Vorhaben gut nutzen, um alle Fragen, 
die in Lübeck in dem entsprechenden Zusammen-
hang zu diskutieren und zu klären sind, zu beleuch-
ten. Rostock wird durch eine private französische 
Firma eine Warnow-Unterquerung in der Größenord-
nung von 300 Millionen DM bei voller Risikoüber-
nahme durch diesen Betrieb errichten lassen. Es ist 
daran gedacht, eine Mautgebühr von 3 DM je Fahrt 
zu erheben. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen 
jetzt zur Frage 23 des Abgeordneten Heinz Schmitt: 

Gibt es hinsichtlich der jetzigen B 9 zwischen dem Grenzüber-
gang bei Lauterbourg und dem Anschluß an die A 65 bei Kandel 
Süd zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich 
vertragliche Zusagen oder Regelungen für einen autobahnrnäßi-
gen Ausbau dieser Strecke? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Schmitt, 
eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und Frankreich bezüglich 
des Ausbaus der jetzigen B 9 auf deutscher Seite und 
der A 35 auf französischer Seite besteht nicht. Die 
beiderseitige Absicht, diesen Straßenzug als Fern-
straßen auszubauen, ist in bilateralen Kontakten ab-
gestimmt und auf deutscher Seite im Bedarfsplan für 
die Bundesfernstraßen gesetzlich festgelegt. Darüber 
hinaus ist zusätzlich eine vertragliche Regelung nicht 
erforderlich und auch nicht üblich. Der Grenzbereich 

ist bereits ausgebaut. Planung und Baudurchführung 
wurden seinerzeit örtlich abgestimmt, so daß auch 
über die Realisierung im unmittelbaren Grenzbe-
reich eine vertragliche Regelung nicht nötig war. 

Gleichwohl bestehen Zusagen an Frankreich, die 
Autobahnverbindung Kandel-Neulauterburg vor-
dringlich zu behandeln. Diese Zusagen erfolgten im 
Rahmen der CEMT-Gespräche sowie im Rahmen von 
regelmäßig stattfindenden deutsch-französischen 
Zusammenkünften über grenzüberschreitende Stra-
ßenverbindungen. Darüber hinaus gibt es einen Be-
schluß einer Regierungskommission, in welchem der 
Ausbau der ehemaligen CD 300, der jetzigen A 35, 
sowie der Straßenverbindung Kandel-Neulauterburg 
mit Nachdruck befürwortet wird. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage, 
bitte. 

Heinz Schmi tt  (Berg) (SPD): Zu dieser Frage nicht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann kommen 
wir zur Frage 24: 

Hat die Bundesregierung bereits Aufträge für den Ausbau der 
B 9/Bienwaldautobahn erteilt, bzw. wie ist der derzeitige Pla-
nungsstand? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Schmitt, 
der zweibahnige Ausbau der B 9 zwischen der An-
schlußstelle Kandel-Süd und der Bundesgrenze bei 
Neulauterburg befindet sich im Planfeststellungsver-
fahren. Bauaufträge für den Ausbau wurden bisher 
nicht erteilt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage, 
bitte. 

Heinz Schmi tt  (Berg) (SPD): Meine Zusatzfrage, 
Herr Staatssekretär: Wird bei den laufenden Planun-
gen auch ausreichend berücksichtigt, daß das Wald-
gebiet Bienwald unter die sogenannte FFH-Richtli-
nie fällt, das heißt, unter die Richtlinie des Europäi-
schen Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der Pflanzen in der freien Natur und der 
wildlebenden Tiere? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das ist genau das Problem, 
das wir vor Ort haben, wodurch sich der Abschluß 
des Planfeststellungsverfahrens, in dem wir uns zur 
Zeit befinden, über das normale Maß hinaus verlän-
gern könnte. Es gibt eine Reihe von Einsprüchen - 
Sie kennen das -, und jeder einzelne muß entspre-
chend abgearbeitet und behandelt werden. 

Heinz Schmitt  (Berg) (SPD): Noch einmal konkret: 
Die FFH-Richtlinie, unter die das ganze Gebiet ge-
stellt wurde, wird bei den laufenden Planungen be-
rücksichtigt? 
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Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die FFH-Richtlinien sind für 
unsere Planungen verbindlich. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir verlassen 
diesen Geschäftsbereich. Schönen Dank, Herr 
Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit. Der Parlamentarische Staatssekretär Ulrich 
Klinkert wird die Fragen beantworten. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Hans-Pe-
ter Kemper auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die jetzt ergangene Ent-
scheidung des 21. Senats des Oberverwaltungsgerichts Münster 
hinsichtlich künftiger Einlagerungen beim Brennelemente-Zwi-
schenlager im nordrhein-westfälischen Ahaus, und aus welchen 
Reaktoren bzw. Wiederaufbereitungsanlagen beabsichtigt die 
Bundesregierung Brennelemente zumindest mittelfristig in 
Ahaus einzulagern? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Herr Kollege Kemper, es ist nicht Aufgabe 
der Bundesregierung, die Einlagerungen von abge-
brannten Brennelementen in das Brennelement-Zwi-
schenlager Ahaus zu planen oder Brennelemente 
einzulagern. Dies ist allein Aufgabe der Genehmi-
gungsinhaberin, der Brennelement-Zwischenlager 
Ahaus GmbH, die bei ihren Entscheidungen die Ent-
sorgungswünsche der betreffenden Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen berücksichtigt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? - 
Nein. 

Dann kommen wir zur Frage 26 des Abgeordneten 
Kemper: 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Bundesministerin 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Dr. Angela 
Merkel, daß die fabrikneuen, für den Schnellen Brüter in Kalkar 
vorgesehenen Brennelemente in das nordrhein-westfälische 
Zwischenlager Ahaus gebracht werden sollten, wie Frau Dr. An-
gela Merkel im Greenpeace-Magazin von Freitag, dem 
18. Oktober 1996, geäußert hat? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Herr Kollege, die Bundesministerin für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Frau 
Dr. Merkel, hat in dem Artikel im Greenpeace-Maga-
zin keineswegs, wie von Ihnen behauptet, die Emp-
fehlung ausgesprochen, daß die für den Schnellen 
Brüter in Kalkar vorgesehenen Brennelemente in das 
nordrhein-westfälische Zwischenlager Ahaus ge-
bracht werden sollen. 

Vielmehr hat die Bundesministerin auf die Frage 
des Greenpeace-Magazins 

Werden die Brennelemente des stillgelegten 
Schnellen Brüters in absehbarer Zeit aus der still-
gelegten Atomfabrik in Hanau in das Zwischen-
lager Ahaus verlegt? 

folgendes geantwortet - hier darf ich zitieren -: 

Ich vermute mal, daß sie in absehbarer Zeit nicht 
nach Ahaus gelangen, aber ich persönlich würde 
es auch nicht für ein Drama halten, wenn man sie 
dort  lagert. Nach dem Verursacherprinzip ist 
Nordrhein-Westfalen für die Entsorgung verant-
wortlich - do rt  steht der Schnelle Brüter. 

Soweit das Zitat der Ministe rin aus der von Ihnen er-
wähnten Zeitschrift. 

Es trifft allerdings zu, daß die Zwischenlagerung 
der Brennelemente für den Schnellen Brüter in dem 
privaten Zwischenlager Ahaus erheblich kostengün-
stiger wäre als in dem Spaltstoffbunker in Hanau, in 
dem ein Teil der Brennelemente derzeit zwischenge-
lagert ist. Zur Zeit liegt aber kein Antrag auf eine Ge-
nehmigung einer Zwischenlagerung dieser Brenn-
elemente im Zwischenlager Ahaus vor. Die zustän-
dige Genehmigungsbehörde• wäre das Bundesamt 
für Strahlenschutz. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? - 
Ja. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Nun haben sich sowohl 
der Stadtrat in Ahaus als auch der Kreistag in Borken 
geschlossen gegen eine Einlagerung genau dieser fa-
brikneuen Brennelemente in Ahaus gewandt. Abge-
ordnete Ihrer Partei auf Bundes- und Landesebene 
haben noch einmal verdeutlicht, daß gegen das Vo-
tum des Kreistages und des Stadtrates dort fabrik-
neue Elemente, zum Beispiel der Kalkarer Kern, 
nicht eingelagert werden sollen. 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß es zu 
einer Einlagerung des sogenannten Kalkarer Kerns 
gegen das Votum des Kreistages und des Stadtrates 
kommt? Können Sie verbindlich eine solche Zusage 
machen? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Die Bundesregierung kann ausschließen, 
daß Entscheidungen getroffen werden, die sich ge-
gen geltendes Gesetz, in diesem Fall das Atomge-
setz, richten. Nur dafür hat die Bundesregierung - 
zusammen mit der Aufsichtsbehörde, dem Bundes-
amt für Strahlenschutz - eine Zuständigkeit. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Selbst die Opposition 
bezweifelt nicht, daß Sie sich an geltendes Recht hal-
ten. Aber das war nicht meine Frage. 

Zweite Zusatzfrage. Zum Verursacherprinzip 
möchte ich Sie fragen: Sind Sie grundsätzlich der 
Meinung, daß das Land Nordrhein-Westfalen den 
Schnellen Brüter geplant und zu vertreten hat, oder 
war das nicht doch eine Bundeseinrichtung, so daß 
hier die Bundesregierung in der Verantwortung 
steht? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit: Erstens muß man natürlich die Frage stel-
len, unter welcher Regentschaft, unter welcher Re-
gierung Planung und Durchführung des Baus des 
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Schnellen Brüters passiert sind. Das ist nicht unter 
CDU-Regierung geschehen. 

Zweitens ist das natürlich im Land Nordrhein-
Westfalen passiert, und das Land Nordrhein-Westfa-
len hat für sein Gebiet schon eine Zuständigkeit. 

Drittens hat die Bundesregierung nicht die Mög-
lichkeit - ich wiederhole das -, von sich aus Entschei-
dungen zu fällen, wenn keine entsprechenden An-
träge gestellt werden. 

(Hans-Peter Kemper [SPD]: Schönen Dank!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Frage 27 
wird schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Damit verlassen wir diesen Geschäftsbereich. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Be rnd Neumann ist jetzt da. 

Die Frage 28 ist zurückgezogen worden. 

Wir kommen also zur Frage 29 der Abgeordneten 
Simone Probst: 

Ist die Bundesregierung in der „Frankfu rter Rundschau" vom 
21. Oktober 1996 veröffentlichten Informationen nachgegan-
gen, nach denen die Firma Advanced Nuclear & Medical Sy-
stems (ANMS) dem US-Department of Energy ein Angebot zur 
Herstellung von Tritium für das Atomwaffenprogramm mit dem 
FFTF-Reaktor (Fast, Flux, Test, Faci lity), in dem ANMS auch die 
Kalkar-Brennelemente einsetzen will, gemacht hat, und wenn 
ja, mit welchem Ergebnis? 

Bitte. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die von Ihnen zitierte Zeitungs-
meldung enthält keinen neuen Sachstand in bezug 
auf das, was ich bereits mit dem Schreiben vom 
6. November 1996 auf Ihre Frage 25 aus Drucksache 
13/5926 dargelegt habe: 

Das US-Department of Energy (US-DOE) prüft 
zur Zeit im Auftrag des Kongresses, ob der FFTF-
Reaktor wieder in Betrieb genommen werden 
soll. Da es sich dabei um eine inneramerikanische 
Angelegenheit handelt, kann dies von deutscher 
Seite nicht beeinflußt werden. Sofern die Regie-
rung der USA zu dem Ergebnis kommen sollte, 
daß eine Rückführung des Spaltmaterials in die 
USA zweckmäßig wäre, könnte dies 

- auch nach der eben erfolgten Diskussion - 

eine tragfähige Lösung sein. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, Sie haben eben wieder von „Rück-
führung des Spaltmaterials in die USA" gesprochen. 
Ich möchte Sie fragen, wie Sie auf „Rückführung" 
kommen; denn diese Brennelemente sind in Hanau 

gefertigt worden, und das Plutonium stammt nicht 
aus den USA. Wie rechtfertigen Sie diese Terminolo-
gie? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Meine Information ist anders. 
Meine Information läuft darauf hinaus, daß das zur 
Herstellung der Brennelemente benötigte Plutonium 
im wesentlichen aus Quellen der USA stammt und 
deshalb der Begriff „Rückführung" angemessen ist. 
Dies ist zwischen uns und den USA gar kein kontro-
verser Diskussionspunkt. Sie wissen, daß selbst der 
an sich so kritische Chef des Nuklearkontrollinstituts 
in Amerika, Leventhal, den Sie häufig als Kronzeu-
gen heranziehen, dafür plädiert, daß diese Elemente 
möglichst in die USA zurückgeführt werden. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, Ihnen ist sicherlich nicht entgangen, 
daß Herr Leventhal zwar für die Entsorgung in den 
USA plädiert hat, aber keinesfalls für die Inbetrieb-
nahme des Reaktors und schon gar nicht für die Pro-
duktion von Tritium. Da wir jetzt einen unterschiedli-
chen Informationsstand haben, kann ich Sie fragen, 
ob Sie bereit wären, mir aufzuschlüsseln, wieviel Kilo 
Plutonium in welchem Jahr aus den USA geliefert 
wurden - schriftlich, natürlich nicht jetzt aus dem 
Stand. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich würde versuchen, Ihnen das 
schriftlich zu beantworten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gut. - Dann 
kommen wir zur Frage 30 der Abgeordneten Simone 
Probst: 

Sind Vertreter der Bundesregierung an den Verhandlungen 
zwischen der Schnell-Brüter-Kernkraftwerksgesellschaft (SBK) 
und ANMS beteiligt, und wenn ja, wie ist der aktuelle Verhand-
lungsstand? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Vertreter der Bundesregierung 
sind an den Verhandlungen zwischen der Schnell-
Brüter-Kernkraftwerksgesellschaft - SBK - und der 
ANMS - das ist die vergleichbare Firma auf der an-
deren Seite - nicht direkt beteiligt. Ein Vertreter der 
Bundesregierung war jedoch anläßlich einer Präsen-
tation der Firma ANMS bei RWE/SBK in Essen anwe-
send. 

Der aktuelle Verhandlungsstand zwischen SBK 
und ANMS ist dadurch gekennzeichnet, daß ein er-
ster Vertragsentwurf erarbeitet wurde. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? - Bitte. 

Simone Probst (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Würde sich die Bundesregierung dafür einsetzen, 
daß dieses Geschäft zwischen SBK und ANMS nicht 
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Simone Probst 

zustande käme, wenn es bei den Plänen der ANMS 
bliebe, Tritium zu produzieren, und damit das Risiko 
eingegangen würde, daß die deutschen Brennele-
mente für die Atomwaffenproduktion benutzt wür-
den? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Wir würden uns für den Abschluß 
eines solchen Vertrages insbesondere deshalb einset-
zen, weil es in dem jetzigen Vertragsentwurf einen 
Passus gibt, der übersetzt wie folgt lautet: 

Unter keinen Umständen darf der MOX-Brenn-
stoff von ANMS für die Produktion von Tritium 
benutzt werden. 

(Simone Probst [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Danke!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 31 des Abgeordneten Stephan Hils-
berg auf: 

Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, die Ar-
beit der Kommission für den sozialen und politischen Wandel 
(KSPW) ein halbes Jahr früher als ursprünglich geplant beenden 
zu lassen? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die Bundesregierung ist immer für 
eine den Empfehlungen des Wissenschaftsrates ent-
sprechende Laufzeit von 5 Jahren der vom Bundes-
ministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie und vom Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung gemeinsam finanzierten 
Kommission für die Erforschung des sozialen und po-
litischen Wandels in den neuen Bundesländern, ab-
gekürzt: KSPW, eingetreten. Die vorzeitige Beendi-
gung beruht auf einer Entscheidung des Deutschen 
Bundestages. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? - 
Bitte. 

Stephan Hilsberg (SPD): Sehr geehrter Herr Staats-
sekretär, inzwischen hat die Kommission für den so-
zialen und politischen Wandel die Ergebnisse ihrer 
Transformationsforschung vorgelegt. Sie erweisen 
sich als ausgesprochen we rtvoll und seriös. Aller-
dings strafen diese Ergebnisse die bisherige These 
der Bundesregierung von den blühenden Landschaf-
ten in Ostdeutschland Lügen. Sie gehen beispiels-
weise von der Notwendigkeit einer weiteren Trans-
ferzahlung von 20 bis 25 Jahren aus, prognostizieren 
die hohe Arbeitslosigkeit noch für mindestens 10 bis 
15 Jahre und veranschlagen für die Vermögensan-
gleichung einen Zeitraum von über 50 Jahren. 

Können Sie bestätigen, daß diese Ergebnisse die 
Abgeordneten der Koalition dazu bewogen haben, 
zu versuchen, die Arbeit der Kommission bereits ein 
Jahr früher als geplant abzubrechen, und daß es nur 
durch intensivste Verhandlungen gelungen ist, die- 

sen Zeitraum auf ein halbes Jahr - um das Gesicht zu 
wahren - zu reduzieren? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Nein, das kann ich nicht bestäti-
gen. 

Erstens stimme ich nicht Ihrer eingangs gemachten 
Feststellung zu, daß die Arbeit und die Ergebnisse 
der KSPW, die ich sehr gut kenne und auch sehr be-
grüße, ein Gegensatz zu der Aussage sind, daß sich 
in absehbarer Zeit in den neuen Bundesländern et-
was tut und blühende Landschaften entstehen. Die 
Aussage der KSPW hat daher keine negative Ten-
denz. Die KSPW hat vielmehr deutlich gemacht, daß 
dieser Transformationsprozeß, das heißt die völlige 
Integration und die völlige Angleichung im gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Bereich, noch viele 
Jahre dauern wird. Dies ist auch die Auffassung der 
Bundesregierung. 

Zweitens möchte ich auf Ihre Bemerkung einge-
hen, die sich auf die Intention der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages bezog, die Arbeit der KSPW 
- die auf Vorschlag des Wissenschaftsrates für fünf 
Jahre vorgesehen war - frühzeitig zu beenden. 

Einem Vertreter der Bundesregierung steht es 
nicht zu, die Intentionen von Bundestagsabgeordne-
ten und des Parlaments im einzelnen zu erforschen. 
Es gab aber sicherlich Gründe für diese Entschei-
dung. Die Tatsache, daß die Bundesregierung - und 
insbesondere auch meine Person - dem Wunsch von 
Abgeordneten des Haushaltsausschusses erfolgreich 
entgegengetreten ist, die Arbeit der Kommission 
schon wesentlich früher - also bereits nach zwei, drei 
Jahren - zu beenden, macht deutlich, daß die Bun-
desregierung eine feste Meinung gehabt hat. Soweit 
ich davon Kenntnis habe, war für die Entscheidung 
der Abgeordneten des Deutschen Bundestages ins-
besondere die Kostenlage ausschlaggebend. 

Am Anfang gab es Befürchtungen im Hinblick auf 
die Verstrickungen der Sozialforschung und von So-
zialforschern im damaligen System. Aber all diese 
Befürchtungen konnte die Bundesregierung ausräu-
men, so daß es gelang, die Verlängerung Jahr für 
Jahr durchzusetzen. Ich bedaure, daß die Arbeit im 
letzten halben Jahr nicht durchgeführt werden 
konnte. Es wurde aber immerhin sichergestellt, daß 
die KSPW-Finanzierung über 4,5 Jahre - also mit 
Ausnahme eines halben Jahres - erfolgte. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? - Entweder höre ich heute schlecht, 
oder die Mikrophone sind ganz leise gestellt. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Die sind doch ein 
Qualitätsprodukt!) 

Ich möchte Sie bitten, richtig in das Mikrophon zu 
sprechen. 

Stephan Hilsberg (SPD): War ich zu leise? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ja. 
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Stephan Hilsberg (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Art  weiterer Transformationsforschung wird in 
den nächsten Jahren von der Bundesregierung 
weiterhin unterstützt werden? Gibt es eine Anschluß-
forschung für die KSPW? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die Arbeit der Organisationsein-
heit KSPW war bewußt auf 5 Jahre begrenzt. Das be-
deutet aber nicht, daß damit die Sozialforschung, ins-
besondere die Forschung bezogen auf die Transfor-
mationsprozesse in den neuen Bundesländern, been-
det ist. 

Ich möchte zum Beispiel darauf hinweisen, daß es 
das WZB in Berlin gibt, das größte europäische So-
zialforschungszentrum, das sehr intensiv und in brei-
tem Umfang diese Transformationsprozesse beob-
achtet. Dazu gibt es auch regelmäßig Veröffentli-
chungen. Erst kürzlich ist unter Leitung von Profes-
sor Neidhardt ein neues wissenschaftliches Ergebnis 
vorgelegt worden. Darüber hinaus gehe ich davon 
aus, daß an den verschiedenen Universitäten - insbe-
sondere der neuen Bundesländer -, an denen Sozial-
forschung bet rieben wird, die Transformationspro-
zesse auch der nächsten Jahre eine wichtige Rolle 
spielen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt rufe ich die 
Frage 32 des Kollegen Kubatschka auf: 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus dem 
von neutralen Wissenschaftlern vorgelegten Gutachten zum 
Nutzungskonzept für die Forschungsstation „Schneeferner 
Haus" ziehen, die als Umweltforschungsstation u. a. zur Klima-
forschung im Rahmen des beim „Weltgipfel" in Rio de Janeiro 
beschlossenen globalen Umweltüberwachungs-Meßnetzes 
(Global Atmosphere Watch (GAW]) beitragen sollte, dessen Not-
wendigkeit jetzt von den Gutachtern in Zweifel gezogen wird (s. 
„Süddeutsche Zeitung" vom 2./3. November 1996)? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Das in der Frage angesprochene 
Begutachtungsverfahren eines inte rnational besetz-
ten Sachverständigenkreises unter Beteiligung der 
zuständigen Senatskommission der Deutschen For-
schungsgemeinschaft betraf das Projekt eines Um-
welthöhenobservatoriums Zugspitze, Abkürzung 
UHOZ, für das das Fraunhofer-Institut für Atmosphä-
rische Umweltforschung, abgekürzt IFU, in Gar-
misch-Partenkirchen ein Nutzungskonzept vorgelegt 
hatte. Das von Ihnen erwähnte Projekt eines globa-
len Umweltüberwachungsmeßnetzes war nur in be-
zug auf Wechselwirkungen zwischen beiden Vorha-
ben Gegenstand der Begutachtung. 

Die Bundesregierung wird dem gutachterlichen 
Votum bei ihrer Entscheidung über eine Finanzie-
rung von laufenden Betriebskosten des UHOZ in ih-
rem Meinungsbildungsprozeß angemessenen Raum 
geben. Die Zusagen der Bundesrepublik Deutsch-
land im Rahmen der UNO-Umweltkonferenz in Rio 
de Janeiro von 1990 gegenüber der World Meteorolo-
gical Organisation - WMO - können auch durch 
Messungen an anderen Punkten in Deutschland er-
füllt werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage, 
bitte. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, das 
war mir zu ungenau. Welche neuen Erkenntnisse hat 
die Bundesregierung, daß sie die Inbetriebnahme der 
Forschungsstation jetzt nicht mehr für nötig hält, und 
mit welchen Kosten rechnet die Bundesrepublik im 
Falle der Inbetriebnahme der Forschungsstelle? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die in Ihrer Frage enthaltenen 
Feststellungen müssen korrigiert werden. Der Aus-
gangspunkt war, daß über das sogenannte Schnee-
ferner Haus auf der Zugspitze, welches vorher ein 
Hotel war, im Hinblick auf die weitere Verwendung 
diskutiert wurde. Der nächste Schritt war dann der, 
daß man überlegt hat, do rt  eine Art  Observationssta-
tion einzurichten, ein sogenanntes Umwelthöhenob-
servationsforschungszentrum, in der man besondere 
Messungen, bezogen auf die Atmosphäre, vorneh-
men könnte. Dann hat sich der Leiter des von mir be-
reits zitierten IFU, also des Fraunhofer-Instituts für 
Atmosphärische Umweltforschung, darangemacht, 
ein sogenanntes Nutzungskonzept zu entwickeln. 

Der nächste Schritt - wie das immer so ist; Sie ken-
nen das aus der Debatte im Forschungsausschuß - 
war  dann der, eine international zusammengesetzte 
Kommission in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft zu bitten, dieses Konzept 
gutachterlich zu bewerten, welche Chancen und Ent-
wicklungsmöglichkeiten es hat. Dieses Konzept, des-
sen Erstellung sich hinausgezögert hat - leider; wir 
haben ' die Vorlage immer wieder angemahnt -, ist 
nun vorgelegt worden. In diesem Konzept werden ei-
nige kritische Fragestellungen aufgeworfen: zum ei-
nen die Fragestellung nach der Trägerschaft eines 
solchen Institutes und zum anderen die Fragestel-
lung, inwieweit hier, wenn man es so macht, wie es 
dieses Nutzungskonzept vorsieht, nicht Kapazitäten 
geschaffen werden, die es woanders schon gibt, also 
Observationsstationen in den Alpen, die woanders 
schon existieren und in denen ähnliche Messungen 
vorgenommen werden. Das heißt, in diesem Gutach-
ten wird die grundsätzliche Frage des Ob aufgewor-
fen und darüber hinaus in jedem Falle deutlich ge-
macht, daß dann, wenn das Ob mit Ja beantwortet 
wird, das Nutzungskonzept deutlich zu reduzieren 
sei. Das ist die Ausgangslage. 

Da wir es hier mit Steuergeldern zu tun haben, 
müssen wir es hier so halten wie an anderer Stelle 
auch, selbst wenn wir Ihnen und den bayerischen 
Kollegen gerne eine Freude machen wollen. Dies 
wird dazu führen, daß wir uns in wenigen Wochen 
mit der bayerischen Landesregierung zusammenset-
zen und darüber diskutieren werden, welche Konse-
quenzen wir daraus ziehen. Sie haben unterstellt, 
daß es die Absicht des BMBF sei, sich zurückzuzie-
hen. Das ist nicht richtig. Wir wollen vielmehr ge-
meinsam mit dem Land Bayern überlegen: Was kön-
nen wir tun? Wie soll das Konzept aussehen? Wie ist 
es zu finanzieren? Diese Fragen sind offen und müs

-

sen geklärt werden. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
noch einmal nachfragen? 

(Horst Kubatschka [SPD]: Ja!) 

Bitte. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, wel-
che Gutachter - namentlich - haben erhebliche 
Zweifel an dem Bet rieb der Forschungsstation geäu-
ßert? Schlagen sie als Alternative Standorte vor, die 
in ihrem Forschungsbereich liegen? Kann ich dieses 
Gutachten bekommen? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich bin jetzt überfragt. Ich kann 
nicht ausschließen, daß sich die Liste der Gutachter 
hier in meinen Unterlagen befindet. Ich bin aber 
nicht in der Lage - ich war darauf nicht vorbereitet -, 
Ihnen aus dem Stand die Namen dieser Kommissi-
onsmitglieder zu nennen. Das dürfte aber kein Pro-
blem sein. Es ist ja kein Geheimnis. 

Im übrigen ist es nicht nur diese inte rnationale 
Kommission, die wir als BMBF gebeten haben, ein 
Gutachten vorzulegen. Dies ist vielmehr in Zusam-
menarbeit mit einer Senatskommission der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft geschehen, die zu 
dem gleichen Ergebnis kommt. Dabei geht es nach 
meiner Kenntnis nicht um die Frage, ob man das 
möglicherweise in Einrichtungen machen könnte, 
mit denen Gutachter in Verbindung stehen. Vielmehr 
wird das Nutzungskonzept prinzipiell hinterfragt. Ich 
würde Ihnen dieses Gutachten gerne zustellen - ich 
sehe darin kein Problem -, so daß Sie dann umfas-
send informiert sind. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Danke!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
Frage 33 des Abgeordneten Horst Kubatschka auf: 

Trifft es zu, daß der Freistaat Bayern aufgrund einer „Ver-
pflichtungserklärung" der Bundesregierung bisher 11,5 Mio. 
DM in den Umbau des Schneeferner Hauses investiert hat, daß 
Meßgeräte von der Bundesstiftung Umwelt im Wert von 6 Mio. 
DM bereitgestellt wurden und daß die Bundesregierung sich 
jetzt finanziell an dem Projekt nicht mehr beteiligten möchte? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Es trifft zu, daß der Freistaat Bay-
ern nach eigenen Angaben in den Umbau des 
Schneeferner Hauses bisher 11,5 Millionen DM inve-
stiert hat. Die Bundesregierung hat 1993 dem Frei-
staat Bayern mitgeteilt, daß der Bund die Entschei-
dung getroffen habe, sich mit dem UHOZ, also dem 
bereits zitierten Umwelthöhenobservatorium Zug-
spitze, langfristig an der Nutzung des Schneeferner 
Hauses zu beteiligen und hierfür entsprechende 
Räume entsprechend seinem Bedarf anzumieten. 

Das BMBF hat das Fraunhofer-Institut für Atmo-
sphärische Umweltforschung in Garmisch-Pa rtenkir-
chen frühzeitig beauftragt, das als Träger und Orga-
nisator der Forschungsarbeiten in dem UHOZ vorge-
sehen war, ein wissenschaftliches Konzept für die 

Nutzung des UHOZ zu erarbeiten. Dieses Konzept 
wurde dem BMBF im Mai 1996 vorgelegt. Die nun 
vorliegende Begutachtung des Konzeptes hat erheb-
liche Zweifel an dem wissenschaftlichen Bedarf, wie 
er in dem Konzept vorgeschlagen wurde, ergeben. 
Die Bundesregierung wird das Ergebnis der Begut-
achtung nunmehr hinsichtlich der daraus zu ziehen-
den Konsequenzen mit dem Freistaat Baye rn  erör-
tern . 

Unabhängig vom Ergebnis dieser Beratungen über 
das UHOZ wären die zwischenzeitlich von der Deut-
schen Bundesstiftung Umwelt bereitgestellten Meß-
geräte in einschlägigen Forschungsinstituten ver-
wendbar. Das Fraunhofer-Institut für Atmosphäri-
sche Umweltforschung nutzt einige Geräte schon 
jetzt bei seiner Meßstation auf dem Zugspitzgipfel. 

Soweit die Antwort, Frau Präsidentin. Es liegt an 
der Systematik, Fragen nicht zusammenzufassen, 
daß ich diese Frage auf Grund einer Zusatzfrage des 
Kollegen bereits vorher beantworten mußte. Ich bin 
selbst verblüfft, wie hoch die Identität meiner jetzi-
gen Antwort mit der vorherigen ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Manchmal kann 
man die einzelnen Fragen auch zusammen beant-
worten. Jetzt haben wir es aber getrennt gemacht. 

Herr Kubatschka, bitte. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, gibt 
es jetzt eine Verpflichtungserklärung des Bundes, 
oder hat das Land Bayern ohne eine Absicherung 
durch den Bund Millionen investiert? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich muß es vorsichtig formulieren, 
weil solche Äußerungen, die ich als Vertreter der 
Bundesregierung gebe, Grundlage für andere 
Schritte seitens der bayerischen Landesregierung 
sein könnten. Ich will es so sagen: Richtig ist, daß 
zum damaligen Zeitpunkt Bayern wie auch der Bund 
ernsthaft das Ziel verfolgt haben - und deshalb auch 
gewisse Entscheidungsabläufe in Gang gesetzt ha-
ben -, im Schneeferner Haus ein Umweltforschungs-
höhenzentrum zu errichten. Das ist so. Deshalb wäre 
es in Ordnung, fair und richtig, wenn wir uns mit der 
bayerischen Landesregierung - ausgehend von die-
ser Grundlage - darüber einigen, wie es weitergeht. 
Wir sind natürlich im Prinzip auch nicht daran inter-
essiert, daß die bayerische Landesregierung Fehlin-
vestitionen vornimmt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ihre Nachfrage. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
beurteilt die Bundesregierung die Zukunft der 1995 
gegründeten Bet riebsgesellschaft Umweltforschungs-
station Schneeferner Haus, und welche Auswirkun-
gen hat dies auf die Arbeit der als Dauernutzer vor-
gesehenen Einrichtung? - Das ist das Fraunhofer-In-
stitut für Atmosphärische Umweltforschung, Deut-
scher Wetterdienst und das Umweltbundesamt. 
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Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: In bezug auf die Mitnutzer haben 
wir auf der einen Seite das Interesse Bayerns und des 
Bundes, bezogen auf Umwelt und Klimaforschung - 
das werden sicherlich die Hauptinteressenten und 
-nutzer sein -, und auf der anderen Seite „nebenbei" 
das Interesse des BMV und des BMU via Umwelt-
bundesamt. 

Eins ist klar: Wenn Bayern und der Bund zu dem 
Ergebnis kommen, dort  nicht tätig zu werden und 
keine Forschungsstation einzurichten, ist auch das 
Interesse des Verkehrsministers und des Umweltbun-
desamtes nicht mehr gegeben. Sie sind auch nicht 
auf diese Meßstation angewiesen, weil sie Alternati-
ven haben; sie würden sie nur nutzen. In bezug auf 
sonstige Vorbereitungen - wie die von Ihnen ge-
nannte Gesellschaft - ist alles abhängig von unserem 
Tun. 

Die Frage, welche Folgerungen das im einzelnen 
hat, kann erst beantwortet werden, wenn die Gesprä-
che zwischen Bayern und dem Bund abgeschlossen 
sind. Würde man zum Beispiel zu dem Ergebnis kom-
men - das ist nicht unwahrscheinlich -, einem ver-
kleinerten Konzept zu folgen - das Gutachten sagt ja, 
die vorgesehenen Kapazitäten seien zu groß und 
müßten bei einer Realisierung reduziert werden -, 
hat das natürlich auch Folgen. Dies im einzelnen zu 
beantworten wäre erst sinnvoll, wenn das Ergebnis 
der Gespräche zwischen dem Land Bayern und der 
Bundesregierung vorliegt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön, 
Herr Staatssekretär. 

Wir verlassen diesen Geschäftsbereich. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Aus-
wärtigen Amtes. Für die Fragen 34 bis 37 ist schriftli-
che Beantwortung beantragt worden. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Nunmehr kommen wir zum Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums des Innern. Die Fragen 38 bis 41 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 42 der Abgeordneten Renne-
bach auf: 

Sind die Gruppen aus dem Bereich „Neugermanisch-heidni-
sche Gruppen und Rechtsextremismus" in die Aufklärungs- und 
Informationsarbeit des Bundesamtes für Verfassungsschutz und 
des Bundesministeriums des Innern im Sinne der Konzeption 
„ Verfassungsschutz durch Aufklärung" einbezogen? 

Zur Beantwortung steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Lintner zur Verfügung. Bitte schön. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin Rennebach, die 
Antwort lautet wie folgt: Das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und das Bundesministerium des Innern 
behandeln im Rahmen des „Verfassungsschutzes 
durch Aufklärung" den Rechtsextremismus in seinen 
verschiedenen Ausprägungen als ein Schwerpunkt-
thema ihrer Aufklärungsarbeit. Neugermanisch-

heidnische Gruppen waren entsprechend ihrer ge-
ringen Bedeutung bislang kein spezieller Gegen-
stand der Aufklärungs- und Informationsarbeit des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz und des Bundes-
ministeriums des Innern. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie fra-
gen? - Frau Rennebach. 

Renate Rennebach (SPD): Wenn Sie sagen, dieses 
war bisher kein Bestandteil der Arbeit, möchte ich er-
gänzend fragen: Hat die Bundesregierung dies ge-
plant, oder was plant sie in Zukunft? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Wir beobachten die Szene wirk-
lich sorgfältig und haben in vier Fällen bei bestimm-
ten Organisationen auch Beobachtungen durchge-
führt, aber eben nicht speziell in bezug auf die von 
Ihnen genannten Gruppen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zweite Zusatz-
frage? 

Renate Rennebach (SPD): Nein. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann kommen 
wir zur Frage 43 der Abgeordneten Rennebach: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung in der Fachliteratur, 
wonach sich für fast alle deutschen Gruppen aus dem neuger-
manisch-heidnischen Spektrum „ein gemeinsamer Hintergrund 
sowie gute nationale und inte rnationale Kontakte feststellen" 
lassen (vgl. Stefanie v. Schnurrbein, Neugermanisch-heidnische 
Gruppierungen. Zwischen New Age und Rechtsextremismus, 
in: Richard Faber u. a. [Hrsg.], Rechtsextremismus, Ideologie 
und Gewalt. Publikation der Gedenkstätte Haus der Wannsee

-

Konferenz, Bd. 5, Berlin 1995, S. 208)? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Antwort auf Frage 43 ist re-
lativ kurz. Sie lautet: Nein, nur in Einzelfällen. 

Renate Rennebach (SPD): Auf welche wissen-
schaftliche Fachliteratur stützt sich die Bundesregie-
rung bei ihrer Beurteilung dieses Problemfeldes, 
Herr Staatssekretär? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, wir stützen uns 
auf gemachte Beobachtungen oder auf Dinge, die 
beispielsweise in der Presse nachlesbar sind. Wir 
werten natürlich auch aus, wenn Mitgliedschaften in 
verschiedenen Organisationen vorliegen. Insgesamt 
haben wir, glaube ich, doch ein relativ genaues Bild. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
Frage 44 des Abgeordneten Siegf ried Vergin auf: 

Welche Gefährdung der inneren Sicherheit durch neugerma-
nisch-heidnische Gruppen besteht, wenn es eine „Zusammen-
arbeit mit anderen rechtsextremistischen Organisationen" gibt 
und „in einigen neugermanisch-heidnischen Gruppen Rechts-
extremisten aktiv sind" (Drucksache 13/5434, S. 10)? 
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Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, die neuger-
manisch-heidnischen Gruppen verfügen in der 
rechtsextremistischen Szene kaum über Einfluß. Eine 
programmbildende oder strategische Bedeutung ist 
nicht zu erkennen. Hinzu kommt, daß es sich bei den 
Gemeinschaften um zahlenmäßig kleine Gruppen 
handelt, deren Ausstrahlungskraft gering ist. Er-
kenntnisse über Tendenzen zur Gewaltbereitschaft 
liegen nicht vor. 

Eine erhebliche Gefährdung der inneren Sicher-
heit durch diese Gruppen besteht nach derzeitigem 
Erkenntnisstand nicht. Sollten sich im Einzelfall Hin-
weise auf eine Gefährdung der inneren Sicherheit er-
geben, werden die Bundesregierung und die zustän-
digen Behörden dem mit der gebotenen Intensität 
nachgehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
glaube, wir beide sind uns einig, daß das Problem 
der inneren Sicherheit nicht nur ein Problem der Ge-
waltanwendung, sondern auch der ideologischen 
Vorbereitung ist. 

(Parl. Staatssekretär Eduard Lintner: Das ist 
richtig!) 

Vor dem Hintergrund der Tatsache, daß sich die in 
Frage stehenden neugermanisch-heidnischen Grup-
pen schon Ende des letzten Jahrhunderts bildeten, 
völkische Anschauungen zum Gegenstand hatten 
und auch die nationalsozialistische Rassenideologie 
vertraten, frage ich Sie, ob Sie tatsächlich der Auffas-
sung sind, daß die ideologische Arbeit, die sie unbe-
stritten betreiben, keine Gefahr für die innere Sicher-
heit ist. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich kann das nicht generell sa-
gen; denn im Einzelfall könnte in der Tat eine solche 
Feststellung zu treffen sein. 

Das aber, was bekannt ist, worüber wir Informatio-
nen haben, zeigt, daß es sich im wesentlichen um 
weltanschaulich orientierte Gruppierungen handelt, 
deren Anschauungen teilweise aus dem vorigen 
Jahrhundert stammen und die esoterischen Charak-
ter haben, sich also geheimbündeleiartig betätigen, 
die aber nicht die Voraussetzungen erfüllen, die vom 
Bundesverfassungsschutzgesetz für die Beobachtung 
und die Inangriffnahme entsprechender Maßnahmen 
vorgegeben sind. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? 

Siegfried Vergin (SPD): Auf Grund der Debatte, die 
durch Goldhagen ausgelöst worden ist, und der Tat-
sache, daß jetzt durch das Buch über Best von Herrn 
Professor Herbe rt  eine neue Debatte über den Be-
reich der Täter folgen wird - die beginnt gerade -, 
meine ich, daß es mehr denn je Aufgabe sein muß, 
Ursachenforschung zu betreiben; dies war bisher von 
der Forschung über die Opfergruppen überdeckt. 

Glauben Sie nicht, daß uns gerade diese Debatte ver-
pflichtet, genauer hinzusehen, was in diesen Kreisen 
passiert? Ich wi ll  Sie daran erinnern, daß wir ein Ver-
fahren hatten, in dem sich der Angeklagte und Ver-
urteilte darauf berufen hat, daß er seine Tat begehen 
mußte, weil er von der Ideologie dieser neugermani-
schen Gruppen überzeugt war. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Vergin, jenseits der 
Feststellung, daß die Ausführungen im Buch von 
Goldhagen natürlich höchst umstritten sind - auch 
Sie kennen die Diskussion, die dazu stattfindet -, ist 
das Bundesamt für Verfassungsschutz natürlich nicht 
dazu berufen, quasi historische Wertungen und Un-
tersuchungen rückwärtsgewandt durchzuführen. Wir 
haben uns vielmehr an die derzeit vorliegenden Fak-
ten zu halten. 

Die Fakten reichen nach den gesetzlichen Bedin-
gungen nicht aus. Wenn Sie dieses Ziel erreichen 
wollen, müßten Sie eine Initiative zur Änderung des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes entwickeln. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Das ist ein deutli

-

cher Hinweis!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
noch einmal nachfragen, oder soll Frage 45 beant-
wortet werden? 

Siegfried Vergin (SPD): Dann werde ich noch ein-
mal fragen: Ist die Antwort, die Sie jetzt gegeben ha-
ben, ein deutlicher Hinweis darauf, daß die Dienste 
durchaus Mitteilung machen, daß man dies aber 
nicht verwerten kann, weil die gesetzlichen Grundla-
gen nicht ausreichen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Meines Erachtens reichen für 
den Zweck, zu dem wir den Verfassungsschutz ha-
ben, aus heutiger Sicht die gesetzlichen Grundlagen 
aus. 

Das aber, was Sie anregen wollen, läßt sich ange-
sichts dieser gesetzlichen Grundlage nicht verwirkli-
chen. Wenn Sie Ihr Anliegen verwirklichen wollen, 
müssen Sie sozusagen den Gesetzgeber bemühen. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Vielen Dank!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen zu 
Frage 45: 

Warum finden vor dem Hintergrund der in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage (Drucksache 13/5434) aufgeführten Erkennt-
nisse der Bundesregierung über Verbindungen zwischen 
Rechtsextremismus und neugermanisch-heidnischen Gruppen 
diese Gruppen als eigene Kategorie bislang keine Erwähnung 
im Verfassungsschutzbericht? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Der Verfassungsschutzbericht ist 
als Orientierungshilfe, nicht als abschließende Auf-
zählung aller Erscheinungsformen des  Extremismus 
gedacht. 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? 

Siegfried Vergin (SPD): Auch Ihnen ist bekannt, 
daß der Verfassungsschutzbericht für Hamburg über 
diese Gruppierungen berichtet. Ist das das Ergebnis 
davon, daß es in Hamburg ein besonderes Nest die-
ser Gruppierungen gibt, oder nimmt das Land Ham-
burg diese Gruppierungen deswegen in den Be richt 
auf, weil man dort  politisch zu einer anderen Bewer-
tung kommt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das kann Ihnen eigentlich nur 
der Verfassungsschutz in Hamburg beantworten. 
Nach unseren Erkenntnissen liegt der regionale 
Schwerpunkt in der Tat im Norden; vereinzelte Akti-
vitäten gibt es auch im Süden. Es kann durchaus sein 
- das widerspricht überhaupt nicht den Gepflogen-
heiten -, daß eine Stelle wie der Hamburger Verfas-
sungsschutz zu dem Schluß kommt, daß für ihren Zu-
ständigkeitsbereich, regional gesehen, die Dinge so 
zu werten sind, daß sie es in ihren Verfassungs-
schutzbericht aufnimmt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zweite Zusatz-
frage. 

Siegfried Vergin (SPD): Meine zweite Zusatzfrage 
stelle ich wegen dieser unterschiedlichen Ergeb-
nisse: Wer entscheidet denn darüber, was in den Ver-
fassungsschutzbericht kommt oder nicht? Macht das 
der Bundesinnenminister, oder entscheidet das be-
reits das Bundesamt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Zunächst einmal entscheiden 
diejenigen, die das Gesetz anwenden, auf der 
Grundlage dieses Gesetzes. Das Bundesamt legt dem 
Bundesinnenminister einen Entwurf vor, und dann 
wird dieser Entwurf mit dem Bundesamt besprochen. 
In der Regel wird dann gemeinsam darüber entschie-
den, wie die Endfassung aussehen soll. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Zusatzfragen zur Frage 45. 

Ich rufe die Frage 46 des Abgeordneten Hans-Wer-
ner Bertl auf: 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die inter-
nationalen Kontakte deutscher neugermanisch-heidnischer 
Gruppen vor dem Hintergrund, daß in der wissenschaftlichen 
Fachliteratur darauf hingewiesen wird, daß „Gruppen wie der 
Asgard-Bund in Berlin oder die Gylfiliten, die Hitler zu ihrem 
Heiligen gemacht haben, politische Zielsetzungen in den Vor-
dergrund (stellen). Auch in den USA, Großbritannien und in 
Skandinavien entstanden seit den 70er Jahren neugermanisch

-

heidnische Gruppen, in denen im ganzen gesehen ähnliche 
Tendenzen manifest werden. Die Verbindungen zwischen die-
sen Gruppen und deutschen Vereinigungen sind rege und wer-
den durch Schriftverkehr, inhaltlichen Austausch in Zeitschrif-
ten und gegenseitige Besuche aufrechterhalten" (vgl. Stefanie v. 
Schnurrbein, Neugermanisch-heidnische Gruppierungen. Zwi-
schen New Age und Rechtsextremismus, in: Richard Faber u. a. 
[Hrsg.], Rechtsextremismus, Ideologie und Gewalt. Publikation 
der Gedenkstätte Haus der Wannsee-Konferenz, Bd. 5, Berlin 

 1995, S. 208)? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Bundesregierung hat ent-
sprechende Fragen zu internationalen Kontakten 
einzelner Gruppen bereits in einer Kleinen Anfrage 
„Neogermanisch-heidnische Gruppen und Rechtsex-
tremismus in der Bundesrepublik Deutschland", 
Drucksache 13/5434, beantwortet. Weitergehende 
konkrete Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung 
liegen nicht vor. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Wir kommen zur 
Frage 47 des Abgeordneten Hans-Werner Bertl: 

Hält die Bundesregierung beim Problembereich „Neuger-
manisch-heidnische Gruppen und Rechtsextremismus", auch 
vor dem Hintergrund der von ihr in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage (Drucksache 13/5434) dargestellten Beispiele für eine 
europäische Vernetzung der neugermanisch-heidnischen Grup-
pen, eine Intensivierung der Zusammenarbeit innerhalb der EU 
für notwendig, und was wird sie in dieser Hinsicht unterneh-
men? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sobald sich konkrete Hinweise 
auf eine internationale Vernetzung solcher Gruppen 
mit rechtsextremistischer Zielsetzung ergeben, wer-
den die zuständigen Behörden die geeigneten 
Schritte unternehmen. Dabei kommt sowohl eine bi-
laterale Kooperation als auch eine multilaterale Zu-
sammenarbeit auf EU-Ebene in Betracht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage. 

Hans-Werner Bert l (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mir eventuell zustimmen, daß im Mo-
ment der Ansatz auf Hinweise aus diesem Bereich 
nur einen Randbereich der Beobachtung und Ermitt-
lung des klassischen Rechtsextremismus betrifft? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich hoffe, ich habe Ihre Frage 
richtig verstanden. Sie meinen den Ansatz auf Hin-
weise? 

(Hans-Werner Bertl [SPD]: Ja!) 

- Es gibt einzelne Bemühungen hiesiger entspre-
chender Gruppen, ihre Publikationen beispielsweise 
auch im skandinavischen Raum zu plazieren. Es ist 
auch passiert, daß der Sitz einer entsprechenden 
Gruppe von Schleswig-Holstein nach Schweden ver-
legt worden ist. Aber Vernetzungen der von Ihnen 
vermuteten Art  - ich unterstelle einmal, daß Sie das 
meinen -, also intensiverer Art  und insbesondere hin-
sichtlich der Aktivitäten und Aktionen, haben wir 
bisher nicht festgestellt. 

Hans-Werner Bertl (SPD): Noch eine kurze Frage. 
Die Beobachtungen, die zum jetzigen Zeitpunkt 
stattfinden, scheinen mir zumindest mehr Abfallpro-
dukte von Beobachtungen im klassischen Bereich 
des Rechtsextremismus zu sein. Können Sie das be-
stätigen, oder würden Sie das aus Ihrer Sicht nicht so 
sehen? 
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Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, ich möchte mit 
Jein antworten. Denn natürlich ist man zunächst dar-
auf angewiesen, Hinweise auf entsprechende Aktivi-
täten zu erhalten; dann wird diesen Hinweisen ohne 
Ansehen der Organisation oder der Person nachge-
gangen. Sowohl ist denkbar, daß wir im Zuge der Be-
obachtungen anderer Bereiche Hinweise erhalten, 
die dann Anlaß für eigene Beobachtungen sind, als 
auch ist denkbar - das geschieht -, daß gezielte 
Nachforschungen angestellt werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
Frage 48 der Kollegin Erika Lotz auf: 

Sieht die Bundesregierung zwischen neugermanisch-heidni-
schen Gruppen und der Esoterik- und New-Age-Szene ideologi-
sche oder sonstige Anknüpfungen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Bundesregierung kann nicht 
ausschließen, daß esoterische und New-Age-Kreise 
auf Quellen zurückgreifen, auf die sich auch neuger-
manisch-heidnische Gruppen beziehen. Es wird aber 
darauf hingewiesen, daß sowohl bei esoterischen 
und New-Age-Kreisen als auch bei neugermanisch-
heidnischen Gruppen eine Beobachtung durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz nur in Betracht 
kommt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für extre-
mistische Bestrebungen im Sinne des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes vorliegen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? 

Erika Lotz (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben in 
Ihrer Antwort nicht ausgeschlossen, daß es durch die 
genannten Gruppen letztendlich zu einer Verstär-
kung der rechtsextremistischen Szene kommt. Sehen 
Sie nicht, wenn Sie das so we rten, daß durch die neu-
germanisch-heidnischen Gruppe ein größeres Ge-
fährdungspotential entsteht? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich habe mich deshalb vorsichtig 
ausgedrückt, weil natürlich auch ich die Zukunft 
nicht kenne. Wir müssen immer, wenn Sie so wollen, 
bereit sein, auf der Basis der gesetzlichen Bestim-
mungen einzugreifen. 

Wenn Sie mich jetzt nach einer aktuellen Einschät-
zung fragen und von einer erheblichen Gefahr oder 
dergleichen sprechen, so muß ich auf meine gene-
relle Antwort von vorhin zurückkommen: Eine solche 
größere Gefahr ist nicht ersichtlich und zeichnet sich 
auch nicht ab, weil es sich zahlenmäßig um relativ 
kleine Gruppierungen handelt, die zudem meistens 
auch gar nicht nach außen hin aktiv sind, sondern 
mehr ein esoterisches Innenleben führen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
noch einmal nachfragen? 

(Erika Lotz [SPD]: Nein!) 

Dann kommen wir zur Frage 49 der Abgeordneten 
Lotz: 

Welche Erkenntnisse, insbesondere in verfassungsschutzrele-
vanter Hinsicht, hat die Bundesregierung bezüglich des Agie-
rens neugermanisch-heidnischer Gruppen im Inte rnet, bei-
spielsweise im Thule-Network? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sowohl im Thule-Netz als auch 
im Internet konnten vereinzelt Texte mit neugerma-
nisch-heidnischen Inhalten festgestellt werden. Da-
bei handelt es sich aber größtenteils um Auszüge aus 
Publikationen ohne erkennbare rechtsextremistische 
Bezüge. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Nachfrage? 

Erika Lotz (SPD): Herr Staatssekretär, we rtet die 
Bundesregierung dazu die im Inte rnet verfügbaren 
Informationen systematisch aus, bzw. wird sie es zu-
künftig tun? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sie können versichert sein, daß 
wir das, was wir an Erkenntnissen aus dem Internet 
erlangen können - etwa hinsichtlich solcher Netz-
werke wie dem Thule-Netz und anderen -, systema-
tisch beobachten. Wenn sich dabei Hinweise erge-
ben sollten, daß sich diese neugermanisch-heidni-
schen Gruppierungen plötzlich politisch oder, wenn 
Sie so wollen, rechtsextremistisch exponieren, dann 
wäre das für uns sicher auch ein Hinweis, der zu 
Überlegungen führen müßte. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nicht mehr nachfragen? 

(Erika Lotz [SPD]: Nein!) 

Dann rufe ich die Frage 50 der Abgeordneten 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast auf: 

Hält die Bundesregierung eine systematische Beobachtung 
neugermanisch-heidnischer Gruppen durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz für angebracht, und, wenn ja, findet diese 
Beobachtung sta tt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Eine „Beobachtung" dieser 
Gruppen, also das gezielte Sammeln und Auswerten 
von Informationen, erfolgt nur dann, wenn die Vor-
aussetzungen der §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Satz 1 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes vorliegen, das 
heißt wenn tatsächliche Anhaltspunkte für rechtsex-
tremistische Bestrebungen gegeben sind. Insofern 
wird auf die Antwort zur Frage 1 der Kleinen An-
frage, die ich schon vorhin erwähnt habe, verwiesen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zusatzfrage? 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Darf ich aus 
den Antworten, die bisher zu diesem Themenkom-
plex immer wieder kamen und aus denen doch zu-
mindest ein gewisses Problembewußtsein der Bun-
desregierung erkenntlich war, schließen, daß dem- 
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Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 

nächst vor dem Hintergrund einer steigenden Bedeu-
tung dieser Gruppen eine Systematik Einzug halten 
wird? Oder sehen Sie sich do rt  einfach an den Gren-
zen des Gesetzes angelangt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Zunächst einmal, Frau Kollegin, 
darf ich daran erinnern, daß in dieser Antwort vier 
Gruppierungen aus diesem Bereich genannt werden, 
die bereits beobachtet werden. So gesehen gibt es ei-
nen Beleg dafür, daß die zuständigen Stellen der 
Bundesregierung - sprich: das Bundesamt für Verf as-
sungsschutz - bereits gehandelt haben, wo die ge-
setzlichen Voraussetzungen erfüllt waren. 

Außerdem heißt es in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage auch, daß weitere Anhaltspunkte geprüft 
werden. Es handelt sich, wenn Sie so wollen, um ei-
nen Beobachtungsprozeß, der - das wi ll  ich nicht 
ausschließen - irgendwann auch zu Erkenntnissen 
führen kann, die weitere Schritte notwendig machen 
würden. Ich kann Ihnen versichern, daß uns da 
nichts entgeht. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Würde sich 
die Bundesregierung denn weiterreichende gesetzli-
che Möglichkeiten wünschen? Dann können wir ja 
tätig werden. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich habe schon vorhin darauf 
hingewiesen, daß nach unserer Auffassung die ge-
genwärtige Rechtslage ausreicht, um das zu erfas-
sen, zu beobachten und gegebenenfalls auch zu be-
kämpfen, was beispielsweise den Bestand unserer 
demokratischen Grundordnung gefährdet oder was 
in bezug auf Rechtsextremismus, Rassismus usw. 
Hetze betreibt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann rufe ich 
jetzt die Frage 51 der Kollegin Sonntag-Wolgast auf: 

Welche Gründe sprechen dafür, daß bei der Entscheidung 
über die „Beobachtung" von Gruppierungen aus dem Bereich 
„neugermanisch-heidnische Gruppen und Rechtsextremismus" 
(Drucksache 13/5434) insbesondere auch die grundgesetzliche 
Garantie der Religions- bzw. Weltanschauungsfreiheit zu be-
rücksichtigen ist - vor dem Hintergrund einschlägiger Kommen-
tare in der juristischen Fachliteratur (z. B. Borgs-Maciejewski/ 
Ebert , Das Recht der Geheimdienste, Kommentar zum Bundes-
verfassungsschutzgesetz sowie zum G 10/München 1986), wo-
nach es prinzipiell keine „verfassungsschutzfreien Zonen" gibt, 
auch nicht in grundgesetzgeschützten Bereichen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Bundesregierung bleibt bei 
ihrer Einschätzung aus der in der Fragestellung zi-
tierten Drucksache 13/5434, wonach, soweit es sich 
bei den entsprechenden neugermanisch-heidnischen 
Gruppen um Religionsgesellschaften oder Weltan-
schauungsgemeinschaften handelt, die grundgesetz-
liche Garantie der Religions- und Weltanschauungs-
freiheit zu berücksichtigen ist. 

Bei einer Beobachtung derartiger Gruppen durch 
den Verfassungsschutz sind die Gewährleistungen 
der Art . 4 und 140 des Grundgesetzes in Verbindung 
mit Art . 137 der Weimarer Verfassung zu berücksich-
tigen. Insbesondere ist zu beachten, daß Religionsge-
sellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 
bei der Gestaltung ihrer Ordnung und Anwendung 
ihrer Rechtsnormen gegenüber den Gläubigen bzw. 
Anhängern innerhalb des engsten, rein geistlichen 
Wirkungskreises nicht an die Grundsätze der Demo-
kratie und an die Grundrechte gebunden sind. Für 
die Beobachtung durch die Verfassungsschutzbehör-
den ist lediglich das nach außen gerichtete Wirken 
solcher Gruppierungen zu berücksichtigen, da nur 
dieses an den Prinzipien der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung zu messen ist. 

Die grundgesetzlichen Gewährleistungen der A rt . 4 
und 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit 
Art . 137 der Weimarer Verfassung wären insbeson-
dere bei der Wahl der Mittel zu berücksichtigen, die 
zur Beobachtung solcher Gruppierungen angewandt 
würden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Auch ange-
sichts dieser ausführlichen Antwort die Nachfrage: 
Wie könnten Sie konkret die Grenze beschreiben, ab 
der das Rücksicht nehmende Moment der Wahrung 
der Meinungs- und Religionsfreiheit nicht mehr wir-
ken kann? Denn es gibt ja schillernde Übergänge 
zwischen geistig-religiösen und politischen Äußerun-
gen. Wann also wäre die Grenze erreicht, bei deren 
Überschreitung die Bundesregierung sagen würde: 
Jetzt greifen die grundgesetzlich verbrieften Rechte 
auf Meinungs- und Religionsfreiheit nicht mehr. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Kollegin, ich bitte, mich 
nicht zu überfordern. Das ist eine rechtlich sehr 
schwierige Problematik. Sie wissen, es gibt morgen 
eine Expertenanhörung in der Enquete-Kommission, 
in der es um sogenannte Sekten und Psychogruppen 
und deren Bewe rtung geht. 

Ganz generell würde ich sagen: Wenn die Tatbe-
stände des Verfassungsschutzgesetzes erfüllt sind, 
also nach außen gerichtete entsprechende Tätigkei-
ten entfaltet werden, besteht in der Tat Anlaß zu prü-
fen, ob nicht entsprechende Instrumente selbst ge-
genüber diesen Privilegien genießenden Gruppen 
und Sekten zum Einsatz kommen sollten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe jetzt die 
Frage 52 der Abgeordneten Gisela Schröter auf: 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung über Aus-
breitung und Aktivitäten „neugermanisch-heidnischer Grup-
pen " in den einzelnen skandinavischen Ländern und in Großbri-
tannien und deren Verbindungen zu. deutschen Gruppen vor, 
und gibt es im Hinblick auf die Auseinandersetzung mit diesem 
Problembereich eine spezielle Zusammenarbeit mit diesen Län-
dern? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Konkrete Erkenntnisse hierzu 
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liegen nicht vor. Lägen solche Erkenntnisse vor, so 
stünde einem Erkenntnisaustausch mit den genann-
ten Staaten nichts entgegen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

Gisela Schröter (SPD): Hinweise liegen Ihnen also 
auch nicht vor? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich weiß jetzt nicht, was Sie un-
ter „Hinweise" verstehen. 

Gisela Schröter (SPD): Sie haben gesagt, „kon-
krete Erkenntnisse" lägen nicht vor. Haben Sie denn 
irgendwelche Hinweise? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Ich darf es Ihnen vielleicht erläu-
tern : Ich habe schon vorhin darauf hingewiesen, daß 
wir Hinweise darauf haben, daß bestimmte Gruppen, 
die übrigens schon beobachtet werden, versuchen, 
ihre Publikationen auch im Ausland zu etablieren. Es 
gibt ja auch den bekannten Vorgang, daß eine Orga-
nisation ihren Sitz ins Ausland verlegt hat. Wenn Sie 
das unter „Hinweisen" verstehen, so liegen solche 
Hinweise vor. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
eine zweite Zusatzfrage stellen? - Dann kann der 
Kollege Vergin nachfragen. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, hier ist 
zwar nach den Tätigkeiten und der Ausbreitung in 
Skandinavien und Großbritannien gefragt worden. 
Ich möchte Sie dennoch fragen, inwieweit eine Zu-
sammenarbeit mit Österreich und der Schweiz be-
kannt ist? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Diesbezüglich liegt mir im Mo-
ment nichts vor. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dann rufe ich 
Frage 53 der Abgeordneten Schröter auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Jürgen Rieger, Rechts-
anwalt, führendes Mitglied und Sympathisant verschiedener 
rechtsextremer und neuheidnischer Gruppen (vgl. Verfassungs-
schutzbericht Hamburg 1995), für seinen neuen schwedischen 
Standort EU-Gelder beantragt und erhalten hat, und hat die 
Bundesregierung die antragsbewilligende Behörde über den 
Antragsteller Jürgen Rieger informiert und gegen einen solchen 
Antrag und dessen Bejahung protestiert? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Der Antrag und die Auszahlung 
in Schweden sind der Bundesregierung durch ein-
schlägige Presseberichte bekanntgeworden. Der An-
gelegenheit wird jetzt nachgegangen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Reicht Ihnen 
das? - Gut. 

Wir kommen zur Frage 54 der Abgeordneten An-
gelika Mertens: 

Welche näheren Erkenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Sozialstruktur innerhalb der Mitgliedschaft des „Bundes für 
Gotteserkenntnis (Ludendorff) e. V."? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die führenden Mitglieder des 
rund 240 Personen umfassenden „Bundes für Gottes-
erkenntnis (Ludendorff) e. V."  gehören akademi-
schen Berufen an. Der Altersdurchschnitt der Mit-
glieder beträgt zirka 70 bis 80 Jahre. Weitere Er-
kenntnisse liegen nicht vor. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? 

(Angelika Mertens [SPD]: Nein!) 

Wir kommen zur Frage 55 der Abgeordneten An-
gelika Mertens: 

Welche Auflage hat die vom „Bund für Gotteserkenntnis (Lu-
dendorff) e. V." herausgegebene Sch rift „Mensch und Maß", die 
in der Vergangenheit mehrfach in Verfassungsschutzberichten 
des Bundes erwähnt worden ist (vgl. Drucksache 13/5434), und 
welche Rückschlüsse lassen sich daraus ableiten für den Um-
fang der Anhängerschaft des „Bundes für Gotteserkenntnis 
(Ludendorff) e.V."? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Auflagenhöhe der Schrift 
„Mensch und Maß" wird auf 2 000 Exemplare ge-
schätzt. Rückschlüsse auf den Umfang der Anhän-
gerschaft des „Bundes für Gotteserkenntnis (Luden-
dorff) e. V."  lassen sich daraus erfahrungsgemäß 
nicht ableiten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es liegen keine 
weiteren Fragen mehr zu diesem Geschäftsbereich 
vor. Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Für die Fragen 56 und 57 des Abgeordneten Rolf 
Kutzmutz ist schriftliche Beantwortung erbeten wor-
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Der letzte Geschäftsbereich, den ich heute aufrufe, 
ist der des Bundesministeriums der Finanzen. Der  
Parlamentarische Staatssekretär Hansgeorg Hauser 
wird die Fragen beantworten. 

Als erstes rufe ich die Frage 59 des Abgeordneten 
Dr. Klaus Rose auf. - Er ist nicht anwesend. Es wird 
verfahren, wie in der Geschäftsordnung vorgesehen. 

Ich rufe die Frage 59 der Abgeordneten I ris Follak 
auf: 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß nachweislich 
rechtsextremistisch agierende Vereine „gemeinnützig aner-
kannt" sind, und wenn nein, welche Schritte werden jeweils un-
ternommen, die Gemeinnützigkeit abzuerkennen? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Frau Präsidentin! Frau 
Kollegin Follak, Ihre Frage beantworte ich wie folgt: 
Politische Zwecke zählen grundsätzlich nicht zu den 
gemeinnützigen Zwecken. Die Gemeinnützigkeit ist 
deshalb zu versagen, wenn ein politischer Zweck als 
alleiniger oder überwiegender Zweck in der Satzung 
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eines Vereins festgelegt ist oder der Verein tatsäch-
lich ausschließlich oder überwiegend einen politi-
schen Zweck verfolgt. 

Außerdem darf ein Verein nur dann als gemeinnüt-
zig behandelt werden, wenn er sich bei seiner Betäti-
gung im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 
bewegt. Für die Beurteilung und Entscheidung steu-
erlicher Einzelfälle sind die Finanzbehörden der Län-
der zuständig. Sie haben dabei die genannten 
Grundsätze zu beachten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
nachfragen? 

(Iris Follak [SPD]: Nein!) 

Ich sehe, daß der Kollege Vergin eine Frage hat. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatssekretär, das 
Problem ist, daß das Steuergeheimnis keine Aus-
künfte zuläßt. Für uns ist dieses Problem inzwischen 
ein Ärgernis, weil die Gemeinnützigkeit von Leuten 
in Anspruch genommen wird, die unserem Staat 
letztendlich nicht gut wollen. 

Halten Sie es für notwendig, daß der Bundesge-
setzgeber in dieser Frage aktiv werden muß, weil die 
Tätigkeit gemeinnütziger Vereine solche Formen an-
genommen hat, daß gehandelt werden muß? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Ich denke, daß der Gesetz-
geber hier bereits ausreichend Vorsorge getroffen 
hat. Um als gemeinnützig anerkannt zu werden, muß 
ein Verein eine entsprechende Satzung einreichen 
sowie seinen steuerlichen Verpflichtungen usw. 
nachkommen. 

Ein Problem liegt dann vor, wenn ein solcher Ver-
ein in seiner Satzung zulässige gemeinnützige 
Zwecke angibt, sich dann aber anders verhält. Für 
diese Fälle gibt es genügend Möglichkeiten und In-
strumente der zuständigen Länder, die Gemeinnüt-
zigkeit wieder zu entziehen. Es kommt allerdings auf 
den Einzelfall an. Dabei wirkt das Steuergeheimnis 
für uns als Barriere. 

Ich möchte Sie bitten: Wenn Sie solche Fälle ken-
nen oder wenn Sie vermuten, daß Vereine ihren 
Zweck mißbrauchen, dann sollten Sie das ganz kon-
kret sagen, damit wir diesen Fällen nachgehen kön-
nen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich rufe die 
letzte Frage der heutigen Fragestunde, die Frage 60 
der Abgeordneten I ris Follak auf: 

Sind der Bundesregierung Hinweise der Landesämter für Ver-
fassungsschutz an die zuständigen Behörden bekannt, extremi-
stisch agierenden Vereinen die Gemeinnützigkeit abzuerken-
nen? 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Die Bundesregierung wird 
in der Regel nicht informiert, wenn die Innenbehör-
den eines Landes eigene Erkenntnisse über extremi-
stische Betätigungen eines Vereins an die Finanzbe-

hörden ihres Landes weitergeben. Es handelt sich 
hierbei um landesinterne Angelegenheiten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
eine Zusatzfrage stellen? - Das ist nicht der Fa ll . 
Auch sonst werden keine Zusatzfragen mehr gestellt. 
- Dann danke ich Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Die Fragestunde ist beendet. 

Da sich alle Kollegen auf den Beginn der Aktuellen 
Stunde um 15 Uhr eingestellt haben, unterbreche ich 
die Sitzung für fünf Minuten. 

(Unterbrechung von 14.55 bis 15.00 Uhr) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich eröffne die 
kurzfristig unterbrochene Sitzung und rufe den Zu-
satzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der SPD 

Haltung der Bundesregierung zu den Auswir-
kungen prognostizierter Steuerausfälle auf 
den Bundeshaushalt, den Haushalt der Bun-
desanstalt für Arbeit sowie deren Folgewir-
kungen für den Arbeitsmarkt 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Gerd Andres, SPD. 

Gerd Andres (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Am 25. Oktober gab 
es eine ddp-Meldung mit der Überschrift „Blüm 
lehnt neue Vorschläge zu Kürzungen im Sozialbe-
reich ab". Mir liegt eine AP-Meldung vor: „Blüm ge-
gen Kürzung beim Arbeitslosengeld" . Quer durch 
den deutschen Blätterwald konnte man vernehmen, 
daß der Bundesarbeitsminister erklärte: Im Sozialbe-
reich ist nichts mehr drin. 

Nach der Haushaltslöchersammelrunde vom ver-
gangenen Wochenende wissen wir, was wir von den 
Aussagen von Norbe rt  Blüm halten können - näm-
lich nichts! Der Bundesarbeitsminister ist umgefal-
len. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf von der 

SPD: Der hat noch nie gestanden!) 

Besonders tragisch ist in diesem Zusammenhang, 
daß sich die Sparmaßnahmen auf den Arbeitsmarkt 
dramatisch auswirken. Der Präsident der Bundesan-
stalt für Arbeit hat in der „Bild"-Zeitung vom 
11. November ein Interview gegeben, in dem folgen-
des zu lesen ist: 

Bei gleichbleibender Arbeitslosigkeit ist es auch 
problematisch, bei den Ausgaben für arbeits-
marktpolitische Maßnahmen zu sparen, weil das 
mehr Arbeitslose bedingen würde, die dann wie-
der Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe er-
halten müßten. 

Dieser Aussage von Herrn Jagoda ist nichts hinzuzu

-

fügen. Daß der Bundesarbeitsminister aus seinem 
Etat 1 Milliarde DM liefern muß, um ein 3-Milliar- 
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den-DM-Loch kurzfristig zu schließen, und dies aus-
gerechnet mit Einsparungen in der aktiven Arbeits-
marktpolitik gemacht wird, halte ich für ganz drama-
tisch. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Der Bundesarbeitsminister war um halb zwölf im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung. Er hat zu 
den Haushaltsdaten selbst eingeräumt, daß diese 
Einsparungen im Bereich Fortbildung und Umschu-
lung bei der Bundesanstalt für Arbeit 40 000 zusätzli-
che Arbeitslose im kommenden Jahr bringen wer-
den. Die 1 Milliarde DM umgesetzt heißt: 40 000 
Maßnahmen werden gestrichen. 

Es bleibt aber nicht bei diesen 40 000. Vielmehr 
muß man die Strukturen sehen, die sich dahinter ver-
bergen. Wir haben Trägerorganisationen und ande-
res. Es bleibt auch nicht bei der Einsparung von 
1 Milliarde DM. Der Bundesarbeitsminister selbst hat 
im Ausschuß eingeräumt, daß man eigentlich 
1,2 Milliarden DM für Einsparungen ansetzen müßte, 
diese weiteren 200 Millionen DM aber sozusagen 
nicht den Bundeshaushalt belasten. 

Ich finde, daß die Bundesregierung mit einer gan-
zen Reihe von Maßnahmen exakt das Gegenteil von 
dem praktisch bewirkt und tut, was sie öffentlich vor-
gibt, zu tun. Das Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung führt nicht zu mehr Beschäftigung. 
Man kann an vielen Einzelpositionen nachweisen, 
daß es zum Abbau von Beschäftigung und zur Erhö-
hung der Arbeitslosigkeit in diesem Lande führt. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Die Fälle, die man aufführen kann, betreffen bei-
spielsweise den Reha-Bereich. Dazu wird mein Kol-
lege Haack etwas sagen. Wir erleben dieser Tage - 
das sind weitere Folgemaßnahmen von finanzpoliti-
schen Operationen, die Sie vorhaben - hier in Bonn 
und an anderen Stellen Proteste von Bergarbeitern. 
In unmittelbarer Nähe zu uns gibt es eine Mahnwa-
che der Bergarbeiter. 

Es ist, wenn sich Ihr finanzpolitisches Kalkül 
durchsetzt, absehbar, daß es zur weiteren Erhöhung 
der Arbeitslosenquote mit einer Verschärfung des Fi-
nanzchaos in diesem Lande kommen wird. Deswe-
gen muß man dazu übergehen, eine stringente Stra-
tegie für mehr Wachstum und Beschäftigung real 
umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Widerspruch bei der CDU/ 

CSU und der F.D.P.) 

Herr Bundesarbeitsminister - ich habe den Bun-
desarbeitsminister heute im Ausschuß „genossen" -, 
die Philosophie, die dahintersteckt, ist, daß Sie antre-
ten und sagen: Wir tun jetzt alles für den ersten Ar-
beitsmarkt. - Wunderbar! Deswegen wird bei For-
schung gestrichen, deswegen wird im Verkehrsetat 
gestrichen, und deswegen wird nichts zur Ankurbe-
lung der Binnennachfrage und zu anderen Dingen 
mehr getan. Im zweiten Arbeitsmarkt zu streichen 
und die Menschen in die Arbeitslosigkeit zu treiben,  

aber im ersten Arbeitsmarkt nichts zu tun heißt, die 
Brücken, die vorhanden und gesellschaftlich notwen-
dig sind, mutwillig einzureißen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Der Bundesarbeitsminister wird im Blätterwald als 
jemand dargestellt, der auf dem Abstieg ist. Ich habe 
hier einen Artikel der „Hannoverschen Allgemeinen 
Zeitung". Da heißt es: „Trotz allem hält Norbe rt  Blüm 
aus. " Die Unterzeile, Herr Bundesarbeitsminister, ist 
sehr bemerkenswert : „Der Haushalt des Bundesar-
beitsministers wird in Bonn als Steinbruch genutzt." 

Alles, was Ihnen in den Konsolidierungsrunden 
einfällt, sind Kürzungs- und Streichungsmaßnahmen 
im sozialen Bereich. Sie sind aufgefordert, aktiv et-
was für die Beschäftigung zu tun. Das wäre Ihre Auf-
gabe in diesem Amt. Sie sind im Oktober auf dem 
Bundeskongreß der CDU als der Schildknappe des 
Bundeskanzlers bejubelt worden. Ich habe vielmehr 
den Eindruck, Herr Bundesarbeitsminister, daß Sie 
mehr und mehr zum Sancho Pansa werden, zu einer 
tragischen Gestalt, die mit den untauglichsten Mit-
teln den Kampf gegen Windmühlenflügel führt. Ich 
habe eine herzliche Bitte an Sie - ich kenne ja Ihre 
Reden -: Sie sollten sich merken, Herr Bundesar-
beitsminister, man darf nie so tief sinken, daß man 
von dem Kakao, durch den man selber gezogen wird, 
auch noch trinken muß. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dietrich Austermann, CDU/CSU-Fraktion. 

Dietrich Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe das Thema der 
Aktuellen Stunde anders verstanden als der Kollege 
Andres. 

(Zurufe von der SPD: Ihr Problem! Wir 
haben es beantragt! - Weitere Zurufe von 

der SPD) 

- Ja gut, dann haben Sie das Thema verfehlt. 

Ich habe erwartet, daß jetzt Vorschläge kommen, 
wie die Situation bei den Steuereinnahmen verbes-
sert werden kann, wie wir die Situation auf dem Ar-
beitsmarkt insgesamt verbessern können, und nicht 
eine fast stupide Konzentration auf das Thema Ar-
beitsmarktpolitik, gewissermaßen Staatssozialismus 
in einem bestimmten Bereich, um zu sagen: Wir 
schaffen Arbeitsplätze fast ausschließlich durch das, 
was die öffentliche Hand machen kann. 

Sie haben eine Reihe von Dingen angesprochen, 
die meines Erachtens völlig neben der Sache lagen 
und die Situation völlig falsch beschrieben haben. 
Ich darf das Stichwort Kohle nennen. Ich nehme den 
Protest der Kohlearbeiter, die draußen demonstrie-
ren, durchaus ernst. Wenn ich einmal zusammen-
trage - das dürfte für die Öffentlichkeit interessant 
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sein -, was im Bundeshaushalt, ohne den Kohlepfen-
nig zu berücksichtigen, für das nächste Jahr vorhan-
den ist, um die Kohle zu stützen, dann komme ich - 
ohne die Knappschaft - auf über 8 Milliarden DM. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Wie sieht das 
denn bei der Landwirtschaft aus? Sagen Sie 

einmal was zur Landwirtschaft!) 

In den nächsten vier Jahren macht das - mit der 
Knappschaft - 55 Milliarden DM aus. Und dann trei-
ben Sie die Leute hierher, um den Eindruck zu er-
wecken, wir wollten der Kohle den Garaus machen. 
Das ist doch unglaublich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte - ich 
glaube, Sie sollten ertragen, daß ich das sage -, sind 
die Maßnahmen, die der Bundesarbeitsminister zu-
gestanden hat. Es ist für ihn natürlich nicht einfach, 
wenn er aus seinem Einzelplan bestimmte zusätzli-
che Beiträge erbringen muß. Ich wi ll  in diesem Zu-
sammenhang nur ein Thema nennen: Fortbildung 
und Umschulung. 

Wir haben in den letzten vier Jahren in den neuen 
Bundesländern drei Millionen Fortbildungen und 
Umschulungen bei sechs Millionen Beschäftigten ge-
habt. Das heißt, jeder zweite ist inzwischen umge-
schult, manch einer von denen schon das zweite und 
das dritte Mal. Das zeigt doch, daß dieses Rezept 
nicht das alleinseligmachende ist, wenn ich die Pro-
bleme des Arbeitsmarktes in den Griff bekommen 
möchte. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 
14 Jahre Kohl-Regierung sind auch kein 

Rezept!) 

Sie haben sich um die Tatsache herumgemogelt, 
daß wir 14,7 Milliarden DM als Bundeszuschuß ge-
ben müßten, wenn wir das alles in dem Umfang auf-
rechterhalten wollten, wie Sie das gerne hätten. Wir 
müßten diese 14,7 Milliarden DM als Bundeszuschuß 
geben oder den Beitrag zur Arbeitslosenversiche-
rung um ein Prozent erhöhen. Das wollen wir nicht, 
und deshalb waren Kürzungen notwendig. 

Ich stelle fest, daß wir bei wichtigen, notwendigen 
Entscheidungen als Koalition hier im Parlament und 
gegenüber dem Bundesrat auf Ihre Hilfe zur Konsoli-
dierung der Staatsfinanzen nicht rechnen können. 

(Peter Dreßen [SPD]: Chaos kann man nicht 
unterstützen!) 

Wir konsolidieren die Staatsfinanzen nicht des-
halb, weil wir jemanden bestrafen wollen, weil wir 
die Situation verschlechtern wollen. Vielmehr ist un-
ser Hauptziel, durch eine Belebung der Wirtschafts-
dynamik zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD: Oh!) 

Die Belebung der Wirtschaftsdynamik ist das oberste 
Ziel. Das erreichen Sie nicht dadurch, daß Sie die Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen ausweiten. 

Weil Sie das Thema Arbeitsmarkt angesprochen 
haben, will  ich in wenigen Stichworten aufzählen, 
was wir in diesem Bereich - auch bei einem reduzier-
ten Haushalt - an gewaltigen Anstrengungen unter-
nehmen: Durch Absenkung der Fördersätze für Ent-
gelte bei ABM bringen wir 18 000 Menschen zusätz-
lich in Arbeitsverhältnisse. Die Einstellungszu-
schüsse bei Neugründungen bringen 7 000 Men-
schen zusätzlich in Arbeitsplätze. Das Volumen der 
Maßnahmen nach § 249h des Arbeitsförderungsge-
setzes haben wir verdoppelt: Wir haben die 1 Mil-
liarde DM im Haushalt - das müssen sie mit der Mil-
liarde gegenrechnen, die die Bundesanstalt bereit-
stellt - um 1 Milliarde DM auf 2 Milliarden DM er-
höht. Auch dies bedeutet eine Fülle zusätzlicher Ar-
beitsverhältnisse, weil wir es dadurch den Bet rieben 
ermöglichen, Lohnzuschüsse für Arbeitnehmer in 
Anspruch zu nehmen. 

Es ist vorgesehen, in Wirtschaftsunternehmen des 
gewerblichen Bereichs zusätzliche Personalein-
stellungen zu fördern: 15 000 zusätzliche Arbeits-
plätze; Langzeitarbeitslosenprogramm: 180 000 Ar-
beitsplätze. 

Es werden Mittel bereitgestellt, um neue Wege im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik zu erproben. Sie 
müssen sich einmal mit dem Gedanken anfreunden, 
daß man hier nicht immer bloß den gleichen Quatsch 
erzählt, sondern daß man auch neue Vorschläge 
macht, neue Ideen bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir stellen im Bereich des Arbeitsmarktes für neue 
Wege 60 Millionen DM bereit. 

Mit der Reform des Arbeitsförderungsrechts - da 
steht Ihre Zustimmung aus - wollen wir mehr Bele-
bung erreichen, wollen wir die Arbeitsämter ermäch-
tigen, flexibler zu handeln. Wie sieht es aus? Stim-
men Sie im Vermittlungsausschuß zu, damit das Ge-
setz den Bundesrat passieren kann, damit es über die 
parlamentarischen Hürden kommt! 

Zu der Fülle neuer Maßnahmen gehört natürlich 
auch die Unternehmensteuerreform. Dies bedeutet 
auch frischen Wind für die Wi rtschaft, heißt auch 
mehr Dynamik, heißt auch Belebung des Arbeits-
marktes. Hier ist Ihre Zustimmung ebenfalls gefor-
dert. 

Ich frage einmal: Wie sieht es mit den eigenen Ent-
scheidungen aus? Im Frühjahr hat der Bund den Län-
dern einen Dialog über gemeinsame Sparmaßnah-
men angeboten. Da wurde gesagt: nein. Der Finanz-
minister hat verantwortlich vor den Wahlen im März 
eine Haushaltssperre verhängt. Die Länder haben 
dazu gesagt: nein. Dann haben sie sich in Kricken-
beck getroffen 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Schloß!) 

und haben dann eine Giftliste erstellt, die dann kei-
ner geschrieben haben wollte - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit, Herr 
Kollege! 
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Dietrich Austermann (CDU/CSU): - letzter Satz -, 
und wollten wieder zusammenkommen, um zu ent-
scheiden, was dann zu tun sei. Im Herbst haben Sie 
gesagt: Wir machen das im Winter. Heute lese ich in 
der Zeitung: Der Finanzminister von Schleswig-Hol-
stein zieht jetzt die Notbremse für Ausgaben. Wie 
will  er das für 1996 überhaupt noch wirksam ma-
chen? 

Trickserei, Verzögerung, Blockade im Haushalts-
ausschuß in den letzten Wochen - das ist keine Alter-
native zu einer Politik, die den Arbeitsmarkt beleben 
möchte, die mehr Dynamik für mehr Arbeitsplätze 
erreichen möchte. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Annelle  Buntenbach, Bündnis 90/Die Grü-
nen. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Herr Austermann, Sie sagen, Sie ergriffen alle 
diese Maßnahmen deswegen, um die Wirtschaftsdy-
namik in Gang zu bringen. Man kann sich sehr dar-
über streiten - darüber hat es auch sehr viele Fachde-
batten gegeben -, ob das eine Wirtschaftsdynamik 
überhaupt in Gang setzt. Ich würde behaupten: nein. 

Völlig klar ist aber, daß jeder Wirtschaftsauf-
schwung - und sei er noch so klein gewesen - in den 
letzten Jahren am Arbeitsmarkt immer voll und ganz 
vorbeigegangen ist und die Leute auf der Straße ste-
hengelassen hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Sie meinen doch nicht ernstlich, daß wir bei einem 
so dramatischen Höchststand von Arbeitslosigkeit, 
wie wir ihn im Moment in der Bundesrepublik ha-
ben, auf Maßnahmen von aktiver Arbeitsmarktför-
derung verzichten können. Vielmehr sind sie drin-
gend nötig. Genau darüber habe ich in Ihrem Beitrag 
kein Wort gehört. 

Statt dessen stolpert die Bundesregierung von 
Haushaltsloch zu Haushaltsloch und verspielt dabei 
den letzten Rest ihrer Glaubwürdigkeit. Denn was 
sie gestern zugesagt hat, gilt heute nicht mehr. Oder, 
Herr Minister Blüm, wollen Sie abstreiten, daß Sie 
noch im September völlig zu Recht festgestellt ha-
ben, daß in Nürnberg nichts mehr zu holen sei? 

(Gerd Andres [SPD]: Er sagt: So ist es!) 

Wenn Ihr Finanzminister hier in seiner Verzweif-
lung nach jedem Strohhalm greift, dann ist es doch 
Ihre Verantwortung als Arbeitsminister, ihm klarzu-
machen, was für einen unglaublichen Schaden er an-
richtet, wenn diese Regierung noch mehr Einschnitte 
bei der Arbeitsförderung vornehmen will - und das, 
obwohl die Arbeitslosenzahlen weiter steigen. 

Ich will ja gar nicht auf das Datenchaos eingehen, 
mit dem die Bundesregierung uns jeden Herbst zwi-
schen Steuerschätzungen, Haushalt der Bundesan-
stalt für Arbeit, Nachbewilligungen, Schätzungen 
von Arbeitslosenzahlen und dem Haushaltsentwurf 
in diesem Haus konfrontiert. Genau wie voriges Jahr 
werden wieder hochspekulative Einsparungen ge-
rade im Einzelplan Arbeit und Soziales unterstellt, 
die zum Teil im Bereich von Gesetzen zustande kom-
men sollen, die überhaupt noch nicht in Kraft sind. 
Darüber können wir, denke ich, in der Haushaltswo-
che noch sprechen. 

Aber ich möchte schon anmerken, daß Sie mit Ih-
ren offensichtlichen Versuchen Ihren Haushalt ent-
gegen den bekannten Fakten schönzurechnen, das 
Parlament einem unwürdigen Verfahren aussetzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Jetzt haben Sie, Herr Arbeitsminister, eine weitere 
Kürzung um eine Milliarde bei Fortbildung und Um-
schulung zugesagt. Daraus werden, wie immer, 
wenn Sie, Herr Blüm, hier auftreten, sicherlich gleich 
wieder Wohltaten für die Menschheit. 

(Gerd Andres [SPD]: Ganz viele neue 
Beschäftigungen machen Sie daraus!) 

- Ja, Sie haben heute morgen im Ausschuß schon 
einmal sehr plausibel gemacht, wie mit weniger Geld 
viel mehr neue Stellen zustande kommen. 

Sie versuchen - wie andauernd im letzten Jahr - 
Stroh  und andere minderwertige Stoffe zu Gold zu 
spinnen und der Öffentlichkeit eine absolut unver-
dauliche Regierungspolitik zu verkaufen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Diese Regierungpolitik folgt der Richtlinie kurzfristi-
ger Einsparungen zusammen mit Schönrechnereien, 
damit der Haushalt hübsch oder wenigstens noch 
passabel aussieht, koste es langfristig, was es wolle; 
denn daß uns die Kürzungen bei der Berufsförderung 
langfristig teuer zu stehen kommen und zu höherer 
Arbeitslosigkeit führen, das sagt selbst Herr Jagoda, 
der bekanntlich nicht nur Präsident der Bundesan-
stalt für Arbeit ist, sondern auch Ihr Parteifreund, 
Herr Blüm. 

Sie beschneiden, wenn Sie bei den Mitteln für 
Fortbildung und Umschulung kürzen, ganz empfind-
lich die Chancen für Erwerbslose, die nicht aus eige-
ner Kraft den Sp rung in den olympiareifen ersten Ar-
beitsmarkt schaffen, überhaupt noch mit einer Maß-
nahme gefördert zu werden. Denn schließlich sollen 
der Bundesanstalt für berufliche Qualifizierung und 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in 1997 10 Prozent 
weniger zur Verfügung stehen als dieses Jahr. 

Herr Minister, Sie werden es einfach nicht schaf-
fen, uns hier so schwindelig zu reden, daß wir mei-
nen, daß damit mehr und nicht weniger für Erwerbs-
lose zu machen ist. Sparen tut das Ganze auch kurz-
fristig nur wenig; denn schließlich müssen, wenn 
keine aktiven Maßnahmen mehr bezahlt werden, auf 
jeden Fall die passiven Leistungen an die Arbeitslo- 
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sen fließen, das heißt Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
hilfe oder gegebenenfalls ergänzende Sozialhilfe. 

Statt daß die Bundesregierung also wenigstens den 
Versuch, mit aktiven Maßnahmen eine Perspektive 
für die Betroffenen zu entwickeln, unternimmt, wer-
den diese Betroffenen als Kostenfaktor zwischen 
Bundeshaushalt, Bundesanstalt für Arbeit und Kom-
munen hin und hergeschoben. Die langfristigen ge-
sellschaftlichen Kosten dieser Verzweiflungstaten 
sind immens. Die Dauer von Arbeitslosigkeit nimmt 
immer mehr zu. Dazu haben Sie auch schon mit Ihrer 
Verlängerung der Zugangsvoraussetzungen für AB-
Maßnahmen von sechs auf zwölf Monate beigetra-
gen. 

Jeder weiß: Je länger Menschen arbeitslos sind, 
desto mehr Unterstützung brauchen sie, um wieder 
Fuß zu fassen. Sie, meine Damen und Herren von 
den Regierungsfraktionen, zementieren mit dieser 
Politik Ausgrenzung. 

Gesamtgesellschaftlich gesehen verschleudern Sie 
ein immenses Qualifikationspotential, in das Energie 
und auch Mittel investiert worden sind und das ohne 
aktive Unterstützung durch Arbeitsförderung sehr 
schnell verfällt. Gesamtgesellschaftliche Perspekti-
ven scheinen Sie bei Ihren kurzfristigen konzeptions-
losen Sparmanövern immer weniger zu interessieren; 
bestenfalls interessie rt  Sie noch, ob es Ihnen gelingt, 
mit einem halbwegs passablen Bild in der Öffentlich-
keit durchzukommen. Dafür nehmen Sie, meine Da-
men und Herren von den Regierungsfraktionen, 
dann in Kauf, daß dieser Verschiebebahnhof von Ko-
sten und Ihre Schönrechnereien Sie immer wieder 
einholen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit, Frau 
Kollegin! 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

1996 haben Sie jetzt schon wegen Ihrer fälschlich 
hochgerechneten Daten 7,2 Milliarden DM für die 
Bundesanstalt für Arbeit und 5,5 Milliarden DM bei 
der Arbeitslosenhilfe nachbewilligen müssen. 1997 
wird es Ihnen nach dem, was Sie uns jetzt hier vorge-
legt haben, nicht anders gehen. Ihr Haushalt hat ent-
schieden zu kurze Beine. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Wolfgang Weng, F.D.P. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Ziele der Haushaltspolitik der Koalition, die Ziele 
der Haushaltspolitik der F.D.P. sind eindeutig. Durch 
sparsamen Umgang mit den öffentlichen Geldern 
wollen wir die viel zu hohe Belastung unserer Bürger 
senken, wollen wir den Wirtschaftsstandort  wieder 
verbessern und wollen wir eine bessere Situation für 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze ebenso wie für die 

Stabilisierung vorhandener Arbeitsplätze in Deutsch-
land erreichen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das statische Denken der Opposition, das aus den 
Ausführungen der Kollegen deutlich geworden ist, 
ist erschreckend. Sie tun immer so, als sei viel Geld 
zum Verteilen vorhanden. Sie tun immer so, als ob 
der Besitzstand und der Sachstand garantiert wären. 
Wenn wir den Standort nicht verbessern, dann müs-
sen wir damit rechnen, daß sich die Situation noch 
verschärft. Deswegen sollten Sie Ihre Blockadehal-
tung aufgeben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die nach der Wiedervereinigung entstandene Si-
tuation macht es unmöglich, die einfachen Wege zu 
gehen, die die SPD-geführten Bundesregierungen 
immer gegangen sind, nämlich ins Schuldenmachen 
auszuweichen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die lauten Schreier nach Sparsamkeit, wie Frau Mat-
thäus-Maier, sind plötzlich ruhig geworden, weil es 
ihnen erst einmal darum geht, sehr viel zu verspre-
chen. Die Sparsamkeit kommt erst an zweiter Stelle. 
Diese Doppelzüngigkeit werden wir Ihnen vorhalten, 
weil Sie sich mit Ihren Vorstellungen in der Öffent-
lichkeit nicht durchsetzen dürfen. 

Der schon jetzt fast unerträglich wachsende Schul-
denberg bedeutet, daß wir in punkto Schuldenma-
chen das Ende der Fahnenstange erreicht haben. Es 
gibt keine bequemen Wege wie Steuererhöhungen 
oder höhere Schulden. Deswegen bleibt uns nur der 
schwierige Weg der Einsparungen. 

(Zuruf von der SPD: Das sind keine Einspa

-

rungen! Das sind Streichungen!) 

In jedem Jahr gibt es zwischen der Verabschie-
dung des Haushaltes im Kabinett und der abschlie-
ßenden Beratung durch den Deutschen Bundestag 
eine Vielzahl von Veränderungen, die im laufenden 
Verfahren berücksichtigt werden müssen. Zwei Än-
derungen sind in diesem Jahr besonders umfang-
reich. Sie kennzeichnen den zusätzlichen Hand-
lungsbedarf beim Sparen, vor dem wir im Augen-
blick stehen. 

Zum ersten ist trotz der Prognose eines ordentli-
chen Wirtschaftswachstums nicht mit einem spürba-
ren Rückgang der Arbeitslosigkeit für das kom-
mende Jahr zu rechnen. 

(Gerd Andres [SPD]: Deswegen kürzt ihr da 
ja!) 

Dies ist jedenfalls die Einschätzung der Bundesan-
stalt für Arbeit. Das bedeutet aber, daß trotz der er-
heblichen Einsparungen bei den freiwilligen Leistun-
gen der Bundesanstalt auf einen Bundeszuschuß im 
kommenden Jahr nicht verzichtet werden kann. 

Diesen Punkt vergessen Sie immer: Wir planen im 
Haushalt einen Zuschuß für die Bundesanstalt für Ar-
beit in einer Größenordnung von über 4 Milliarden 
DM. Diese Summe von über 4 Milliarden DM muß 
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natürlich an anderer Stelle eingespart werden, wenn 
man nicht höhere Belastungen der Bürger und hö-
here Schulden verursachen wi ll . 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: So ist es!) 

Zum zweiten ist das zeitnahe Ergebnis der Steuer-
schätzung wichtig. Es tut bitter weh, wenn nach die-
ser Prognose allein der Bund - die Länder befinden 
sich übrigens in einer vergleichbar schwierigen Si-
tuation - mit einer verringerten Einnahme von über 
5 Milliarden DM für das kommende Jahr rechnen 
muß. 

Die Opposition fragt in der Aktuellen Stunde nach 
den Auswirkungen dieser auftretenden Haushalts-
lücken. Sie wissen ganz genau, daß die Koalition im 
Rahmen eines jetzt eng werdenden Zeitplans in in-
tensiven Beratungen mit dem Finanzminister zu ei-
nem Ergebnis gekommen ist, das zu einer Reihe von 
Veränderungen im Haushalt führt, über die wir mor-
gen in abschließender Beratung im Haushaltsaus-
schuß debattieren werden. Wir sind zu dem Schluß 
gekommen, daß zusätzliche Einsparungen im Bun-
deshaushalt in einer Größenordnung von 3 Milliarden 
DM für das kommende Jahr unvermeidlich sind. 
Diese Einsparungen werden notwendig sein, um den 
sehr hohen Stand der Verschuldung - man sollte 
nicht so tun, als ob uns der Grad der Verschuldung in 
Deutschland zufriedenstellen könnte - wenigstens zu 
halten und nicht zu übertreffen; denn sonst werden 
die Standortbedingungen in Deutschland immer wei-
ter und nachhaltig verschlechtert. 

Wenn wir die Kriterien für die Teilnahme an der 
Währungsunion verfehlen würden, dann müßten wir 
in Deutschland von ganz anderen wi rtschaftlichen 
Problemen und Haushaltskonsequenzen reden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

In dieser schwierigen Lage werden Verfahrensfra-
gen wichtig. Natürlich ist die Frage, ob wir jetzt mit 
einer sehr detaillierten Beratung beginnen oder ob 
wir durch Einhalten des Zeitplans ein geordnetes In-
krafttreten des Haushalts 1997 garantieren sollten, 
von entscheidender Bedeutung. Wir haben uns für 
das letztere entschieden, um Handlungsfähigkeit, 
auch für die Bundesregierung, im kommenden Jahr 
herzustellen. 

Solche Zeiten wie die, in denen Regierungen über 
viele Monate eines neuen Jahres beim Haushalt 
nicht auf der Basis parlamentarischer Entscheidun-
gen verfahren konnten, wollen wir nicht wieder erle-
ben. Das wird aber bedeuten - ich sage das voraus; 
Sie wissen es ja auch schon -, daß das Parlament von 
seinem Recht Gebrauch machen wird, der Regierung 
den Ausgabenspielraum auch durch globale Ein-
griffe zu begrenzen. Die Bundesregierung hat hier 
öffentlich bekanntgewordene eigene Vorschläge un-
terbreitet, wie dies möglichst sachgerecht geschehen 
kann. Ich hoffe sehr, daß die Opposition bei den jetzt 
anstehenden Schlußberatungen über den Haushalt 
nicht wieder auszieht wie im letzten Jahr, wo sie sich 
lächerlich gemacht hat, 

(Beifall des Abg. Jürgen Koppelin [F.D.P.]) 

als sie ihre parlamentarischen Mitwirkungsrechte an 
der Garderobe abgegeben hat. Ich hoffe auch auf 
Unterstützung durch die Opposition, wenn es darum 
geht, durch tatsächliche Einsparungen und durch 
eine sorgfältige Begleitung der Aufwendungen für 
die Bundesanstalt für Arbeit die für Arbeitsplätze in 
unserem Land notwendige Situation schaffen zu hel-
fen. 

Geben Sie Ihre Blockadepolitik auf. Damit errei-
chen Sie mehr als mit einer solchen unnötigen Aktu-
ellen Stunde einen Tag vor den Ausschußberatun-
gen, in denen wir über alle Details dessen, was Sie 
heute hier hören wollen, sprechen können. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ihre Zeit, Herr 
Kollege! 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Die Koali-
tion und die F.D.P. stellen sich jedenfalls dem Gebot 
der Stunde, über Sparen im öffentlichen Bereich 
nicht nur zu reden, sondern auch zu handeln. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Christa Luft, PDS. 

Dr. Christa Luft (PDS): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Austermann und Herr 
Weng, aber auch alle anderen Abgeordneten der Ko-
alition: Sie können sich wegen der umfänglichen 
Mittel, die für die Arbeitsmarktpolitik in den Haus-
halt eingestellt sind, doch nicht pausenlos auf die 
Schultern klopfen. Sie müßten doch vielmehr mit sich 
ins Gericht gehen und fragen, weshalb denn der er-
ste Arbeitsmarkt trotz radikalster Kürzungen von So-
zialleistungen sozusagen nicht anspringt. 

(Beifall bei der PDS) 

Den, der mit offenen Augen durch dieses Land 
geht und die ökonomischen Gegebenheiten verfolgt, 
konnte doch die kürzliche Steuerschätzung über-
haupt nicht aus den Angeln heben. Da gab es doch 
keinerlei Überraschungen. Insofern zeugt das hekti-
sche Handeln der Regierung meiner Meinung nach 
von Konzeptionslosigkeit und von verlorengegange-
nem Realitätssinn. 

Schon Mitte des Jahres, als der Haushalt aufge-
stellt wurde, waren die Fakten klar, und in den Fol-
gewochen wurde es immer offensichtlicher: Das 
Wachstum dümpelte vor sich hin, die Firmenzusam-
menbrüche nahmen dramatische Ausmaße an, die 
Massenarbeitslosigkeit verharrt auf höchstem Ni-
veau, und die Lohnsteigerungen sind sehr minimal. 
Es gehört zum ökonomischen ABC, daß aus allen die-
sen Fakten selbstverständlich Steuermindereinnah-
men erwachsen. Da nützt es gar nichts, wenn der 
Bundesfinanzminister sagt, den Schuh der falschen 
Prognose ziehe er sich nicht an. Er hätte doch minde-
stens tätig werden müssen, um den Steuerhinter-
ziehern und den Steuerflüchtlingen auf die Schliche 
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zu kommen und damit die möglichen Steuereinnah-
men zu sichern. Statt dessen kommen aus seinem 
Munde nun noch Vorschläge, die p rivate Vermögen-
steuer abzuschaffen. Außerdem gibt es im Bundes-
haushalt - ich will mich auf nur eine Stelle beschrän-
ken - enorme Bundeszuschüsse für den Konzern 
Daimler-Benz, der damit beispielsweise Öffentlich-
keitsarbeit im Flugzeugbereich betreiben soll. Ich 
habe überhaupt kein Verständnis dafür. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Ein Skan

-

dal!) 

Mit dem unsolide finanzierten Haushaltsentwurf 
für 1997 und der Nacht-und-Nebel-Aktion einer neu-
erlichen Ausgabenkürzung um 3 Milliarden DM 
setzt sich jetzt fo rt , was der Finanzminister schon 
1996 praktiziert hat und was der Bundesarbeitsmi-
nister leider brav abgenickt hat. Der Zuschuß für die 
Bundesanstalt für Arbeit und die Mittel für die Ar-
beitslosenhilfe sind zum Selbstbedienungsladen der 
Regierung geworden. 

(Beifall bei der PDS) 

Das, Herr Bundesminister Blüm, müßte wirklich ge-
gen Ihre Ehre gehen. 

Sie von der Koalition und von der Bundesregie-
rung müssen zugeben: Entweder machen Sie sich 
selbst etwas vor, indem Sie jetzt schnell mit dem spit-
zen Bleistift die Ausgaben mit den gesunkenen Ein-
nahmen stimmig rechnen und in Kauf nehmen, daß 
Sie eine Nachfinanzierung von mindestens 
10 Milliarden DM vornehmen müssen, weil es sich 
um gesetzliche Leistungen handelt, die Sie zu finan-
zieren haben, oder aber Sie haben weitere Ein-
schnittsabsichten in Sozialleistungen schon im Tisch-
kasten; dann sollten Sie das aber endlich auch offen 
sagen und nicht pausenlos dementieren, auch nicht 
Sie, Herr Bundesminister Blüm, denn Sie sagen im-
mer: Weitere Kürzungen mit mir nicht. 

Das AFRG ist gerade mal eine Woche alt, und, man 
höre und staune, schon stehen weitere Kürzungsauf-
lagen für den Bundesarbeitsminister auf der Tages-
ordnung. Zwei Wochen vorher hieß es noch aus dem 
Hause Blüm, weitere Kürzungen im Sozialbereich 
und in der Arbeitsmarktpolitik seien mit dem Grund-
gesetz nun wirklich nicht mehr vereinbar. Jetzt wol-
len Sie die Fortbildungs- und Umschulungsmaßnah-
men genauso zusammenstreichen wie die ABM-
Maßnahmen in Ost und West. Sie nehmen weiteren 
Zehntausenden, vielleicht Hunderttausenden von 
Menschen die Hoffnung, durch Fortbildung und Um-
schulung eine neue Chance auf dem Arbeitsmarkt zu 
bekommen. 

(Beifall bei der PDS) 

Arbeitsämter werden nach den neuerlichen Maß-
nahmen überhaupt keine Behörden mehr mit der 
Aufgabe sein, den Bedürftigen das Existenzminimum 
zu sichern und zu neuen Jobs zu verhelfen. Es wer-
den vielmehr reine Kontrollinstanzen sein, die, wie es 
immer heißt, Sündern im sozialen Netz nachspüren 
sollen. 

Die haushaltspolitische Hektik dieser Regierung 
zeigt sich auch darin - das war ja gestern ein großes 

Thema -, wie mit den Kürzungen im Rehabilitations-
wesen umgegangen worden ist. 20 000 Arbeitsplätze 
werden dort abgebaut - vornehmlich in struktur-
schwachen Gebieten, die sich von dem Kurwesen 
eine Perspektive versprochen haben. Eine Zusatzbe-
lastung für die Bundesanstalt für Arbeit ist zwangs-
läufig. 

Den ständigen Ankündigungen des Bundeskanz-
lers und anderer Regierungsmitglieder, die Arbeitslo-
sigkeit bis zum Jahre 2000 halbieren zu wollen, ist 
der letzte Zipfel an Glaubwürdigkeit verlorengegan-
gen. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Statt weitere Schwüre abzugeben, daß die Netto-
kreditaufnahme auf dem vorgesehenen Niveau ge-
halten wird, sollte der Bundesfinanzminister endlich 
die vernünftigen Vorschläge der Opposition prüfen. 
Wir haben eine Fülle von Einsparungsmöglichkeiten 
benannt. Wir haben Möglichkeiten für die Erhöhung 
von Einnahmen genannt. Es ist noch Zeit, auf diese 
vernünftigen Vorschläge einzugehen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans -Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Bundesminister Dr. Blüm. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Andres, ich habe hier vor vier-
zehn Tagen gesagt: Das Arbeitslosengeld wird nicht 
abgesenkt. - Es wird also nicht abgesenkt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Nur besteuert!)  

Ich habe das mit verfassungsrechtlichen Argumenten 
begründet, mit dem Abstand zwischen dem Arbeits-
losengeld und der Sozialhilfe. Dies habe ich ange-
kündigt und gehalten. 

Anders ist dies bei den Ermessensleistungen. Da-
für werden Sie die Verfassung nicht zu Hilfe rufen 
können; denn sonst wären das ja keine Ermessenslei-
stungen. Hier wird die Entlastung - sie fällt mir nicht 
leicht - durch neue Instrumente kompensiert. Da 
liegt der erste grundsätzliche Irrtum Ihres Ansatzes. 
Sie meinen: Je mehr Geld für den zweiten Arbeits-
markt, um so besser. Ich sage: Wir dürfen den ersten 
Arbeitsmarkt nicht so belasten, daß er nicht die Pfor-
ten öffnet, mehr Leute aus dem zweiten Arbeitsmarkt 
aufzunehmen. Das ist der prinzipielle Unterschied. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

Ich habe das heute morgen im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung vorgetragen. Ich trage es hier 
und morgen noch einmal im Haushaltsausschuß vor. 

Wollen Sie Zahlen hören? 

(Zurufe von der SPD) 
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- Dann möchte ich es mit Zahlen erklären. Das ist ja 
eine verläßliche Sache. 

Der Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit wird 
von der Selbstverwaltung am 22. November festge-
setzt. Wieviel wir also an Entlastungen einplanen 
müssen, werden wir nach dem 22. November wissen. 
Dennoch liegt ein Haushalt der Bundesanstalt vor 

(Unruhe bei der SPD) 

- bleiben Sie ganz ruhig -, die nicht das letzte Wort 
hat. Der Respekt vor der Selbstverwaltung gebietet 
es deshalb, ihr letztes Wort abzuwarten. Sie hat bei-
spielsweise im letzten Jahr einen Ansatz vorgelegt, 
der niedriger als der der Bundesanstalt war. 

14,4 Milliarden DM! Wir haben durch das von Ih-
nen bekämpfte Wachstums- und Beschäftigungsför-
derungsgesetz 5 Milliarden DM eingespart. Es ver-
bleibt ein Zuschußbedarf von 9,4 Milliarden DM. Das 
ist der Bedarf, den der Präsident der Bundesanstalt 
für Arbeit genannt hat. 

Wir haben im Arbeitsförderungsgesetz - von Ihnen 
hier im Bundestag bekämpft - mit der Aufforderung 
an den Bundesrat weitere Entlastungsmaßnahmen 
durchgesetzt: Meldekontrollen, Verschärfung der 
Zumutbarkeit, Veränderung des Zahlungsrhythmus 
und Einbeziehen kurzzeitig Beschäftigter in die Ver-
sicherungspflicht. Das sind keine Vorschläge, die auf 
Kosten des Arbeitsmarktes gehen. Es ergeben sich 
Einsparungen von 2,1 Milliarden DM, globale Min-
derausgaben in Höhe von 0,5 Milliarden DM, bei 
ABM Entlastungen in Höhe von 1,7 Milliarden DM 
und nun noch die eine Milliarde DM, die Sie gerade 
attackie rt  haben. Es verbleibt ein Zuschußbedarf von 
4,1 Milliarden DM. Das ist nach jetzigem Stand der 
Zuschußbedarf, über den wir diskutieren. 

Jetzt aber zu ABM, Fortbildung und Umschulung. 
Hier sind Entlastungen in Höhe von 1,7 Milliarden 
DM vorgesehen. Bei ABM sind das Entlastungen in 
Höhe von 850 Millionen DM. Sie können alles nach-
rechnen. Dadurch, daß wir die Bemessungsgrundla-
gen für ABM-Löhne absenken und den Zuschuß für 
die Träger begrenzen, sparen wir 615 Millionen DM. 
Es verbleibt also ein weiterer Betrag von 235 Mil-
lionen DM. Das sind 7 000 ABM-Plätze weniger. 
Diese 7 000 ABM-Plätze versuchen wir durch neue 
Instrumente zu kompensieren. Das ist, wie ich 
glaube, intelligenter, als nur auf ABM zu setzen. 

Ich danke ausdrücklich den aus den neuen Bun-
desländern kommenden Kolleginnen und Kollegen 
der Koalitionsfraktionen, die diese Vorschläge ge-
macht haben, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

nämlich das gemäß § 249 AFG pauschalisierte Ar-
beitslosengeld jetzt nicht nur Trägern dieser ABM-
Projekte zu geben, sondern dieses Geld als Lohnko-
stenzuschuß für die Einstellung von Arbeitslosen 
nicht im zweiten, sondern im ersten Arbeitsmarkt zu 
nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Jetzt frage ich Sie: Was ist besser - das Geld für den 
zweiten oder für den ersten Arbeitsmarkt zu geben? 
Darauf antworte ich als Pragmatiker ohne alle Theo-
rie: Hauptsache der Mann oder die Frau ist im ersten 
Arbeitsmarkt. Das ist besser als im zweiten Arbeits-
markt mit der Hoffnung zu sein, irgendwann einmal 
in den ersten zu kommen. Hauptsache einmal drin 
und den Fuß in der Tür. 

(Zuruf von der SPD: Die Arbeitslosenzahl 
steigt!) 

Wir schätzen, daß auf diese Weise 15 000 Arbeits-
lose in der gewerblichen Wirtschaft untergebracht 
werden. Wir müssen uns auch davor hüten, daß es 
keinen Mitnahmeeffekt gibt und daß kein Arbeitneh-
mer entlassen wird, um einen Arbeitslosen mit Lohn-
kostenzuschuß einzustellen. Das ist ganz wichtig. 
Deshalb wird der Zuschuß nur gewährt, wenn zu-
sätzliche Einstellungen zu den Arbeitnehmerzahlen 
des letzten halben Jahres vorgenommen werden. Es 
kann also nicht die Drehtür benutzt werden: erst ent-
lasse ich einen, um dann an einen billigeren Arbeits-
losen heranzukommen. Das geht nicht; die Tür ist 
versperrt. Nochmals 15 000 Erweiterungen durch 
§ 249 h für neue Sektoren macht mit den oben ge-
nannten 15 000 zusammen 30 000 Einstellungen. 

Die Einstellungszuschüsse bei Neugründungen 
geben gerade auch den Arbeitslosen die Chance, bei 
Neugründungen mitgenommen zu werden. Das 
macht noch einmal 20 000 Einstellungen aus. Wenn 
ich zusammenzählen kann, sind das schätzungs-
weise 50 000 neue Chancen für Arbeitslose. Dem 
steht eine Kürzung bei ABM von schätzungsweise 
7 000 Stellen gegenüber. 50 000 weniger 7 000 sind 
43 000. Rechne ich noch die 30 000 Plätze bei FuU 
ab, haben wir bei dieser Operation immer noch 
durch Kreativität an Stelle von Geldeinsammeln und 
-verteilen ein Plus von 13 000. So, das ist die Rech-
nung. 

Jetzt kommen wir zu FuU im Westen. Die 1 Mil-
liarde DM, die wir zusätzlich sparen, sparen wir nicht 
in den neuen Bundesländern. Das ist eine ganz wich-
tige Mitteilung. Diese 1 Milliarde DM nehmen wir 
nicht allein bei FuU zurück, sondern sie kann auf 
FuU, Reha, berufliche Ausbildung und Förderung 
der Selbständigkeit verteilt werden. Dieser Bereich 
hat ein Gesamtvolumen von 21 Milliarden DM. Von 
21 Milliarden DM wird 1 Milliarde DM abgezogen. 
Dann davon zu sprechen, wir ruinierten jetzt den Ar-
beitsmarkt, ist nicht nur eine maßlose Übertreibung, 
das ist einfach falsch. 

Die Hauptsache bei dieser ganzen Debatte ist: Wir 
brauchen Bewegung auf dem ersten Arbeitsmarkt. 
Deshalb geht meine Aufforderung auch an die Unter-
nehmen, diese Gesetze zu nutzen und die Entlastun-
gen, die wir im Wachstums- und Beschäftigungsför-
derungsgesetz angeboten haben, als Einstellungs-
chancen zu nutzen. Wir brauchen jetzt keine endlose 
Debatte über den zweiten Arbeitsmarkt, sondern 
mehr Bewegung auf dem ersten Arbeitsmarkt. 

Sehen Sie, Herr Kollege Andres, wenn Sie sagen, 
ich wäre der Sancho Pansa, verstehe ich das als Kom-
pliment. Sancho Pansa gilt als die Verkörperung des 
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Realitätsprinzips. Insofern bekenne ich mich aus-
drücklich zu dieser Figur. 

In der Tat geht es darum, jetzt nicht diese ganzen 
ideologischen Grabenkämpfe durchzuführen. Diese 
ganze Buchhalterei, nur mit Zahlen zu arbeiten, ma-
che ich auch nur mit Mißmut. Diese Zahlenschläge-
reien helfen den Arbeitslosen nicht. Wir brauchen 
eine Zusammenarbeit der Tarifpartner mit den Un-
ternehmern und das Angebot unserer Gesetze. Dazu 
stehen wir auch weiterhin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Adi Ostertag, SPD. 

Adolf Ostertag (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Bundesarbeitsmini-
ster sagt hier, daß wir keine ideologischen Graben-
kämpfe führen sollten. Ich erinnere nur daran, daß 
diese Regierung Anfang des Jahres versprochen hat, 
die Arbeitslosigkeit zu halbieren. Was ist das eigent-
lich gewesen? Das war keine Ideologie, sondern ein 
handfestes Versprechen. Allerdings habe ich, als ich 
es zum erstenmal hörte, gedacht, es sei lediglich ein 
Versprecher dieser Regierung. Mehr kann es nicht 
sein. - Nun, ein halbes Jahr später, sind wir schlauer 
geworden und wissen, daß das, was wir gehört ha-
ben, nur ein Versprecher war. 

(Beifall bei der SPD) 

Vergangene Woche stand der Arbeitsminister an 
diesem Rednerpult und hat das Papier noch einmal 
hochgehalten 

(Bundesminister Dr. Norbe rt  Blüm: Richtig!) 

mit diesem „Versprecher". 

(Bundesminister Dr. Norbe rt  Blüm: Das war 
doch kein Versprecher!) 

Ernst war das, was Sie gesagt haben, wohl nie ge-
meint. 

Übrigens: Was das Versprechen der Regierung 
Kohl wert  ist, erleben wir in den letzten Tagen bei 
den Bergleuten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso das denn?) 

Gesetzlich fixierte Zusagen werden nicht eingehal-
ten. Der Termin beim Bundeskanzler wurde wieder 
verschoben. Wer weiß, wann er stattfinden wird? Die 
Bergleute werden hingehalten, und Herr Auster-
mann stellt sich hierher und sagt, wir trieben die 
Leute zum Demonst rieren nach Bonn. 

(Zurufe von der SPD: Lächerlich!) 

Man muß sich in der Tat fragen, ob Sie wirk lich der 
Verstand verlassen hat. Sie sind es doch, die die 
Bergleute in Existenzängste treiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
überhaupt nicht!) 

Deswegen sind sie hier; sie demonst rieren zu Recht. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Kohl ist von dem Ziel der Halbierung der Arbeitslo-
sigkeit längst abgegangen. Gleich nach den Land-
tagswahlen im März ging es richtig los: Die Lohnfort-
zahlung wurde gesenkt. Der Kündigungsschutz 
wurde verschlechtert. Das sogenannte Beschäfti-
gungsförderungsgesetz wurde aufgeweicht. Mit dem 
Arbeitslosenhilfe-Reformgesetz, wie es so schön ge-
nannt wird, wurde im Juni noch eins draufgelegt. 
Letzte Woche ist in der Tat mit diesem „ Arbeitsför-
derungsrückschrittsgesetz " eine neue Qualität eröff-
net worden. 

Ich nenne auch die Aufgabe des Vollbeschäfti-
gungsziels. Wenn das Vollbeschäftigungsziel Ideolo-
gie sein soll, dann müssen Sie das hier sagen. Dieses 
Ziel ist aufgegeben worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Weichen Sie lieber Ihre Blockade auf!) 

Abbau aktiver Maßnahmen, Vernachlässigung be-
ruflicher Qualifizierung und weitere Kürzungen von 
passiven Leistungen - das ist doch das Ergebnis. 
Keine der Maßnahmen der Bundesregierung bringt 
mehr Beschäftigung. Keiner hat dadurch einen Fuß 
im ersten Arbeitsmarkt, Herr Bundesarbeitsminister. 
Das, was Sie vorgelegt haben, sind fiktive Zahlen. 
Wir werden nächstes Jahr wahrscheinlich die trau-
rige Bilanz bekommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Drohung mit dem Niedriglohnsektor steht da-
hinter. Wir werden sehen: Die Arbeitslosen werden 
ausgegrenzt, sie werden in unterbezahlte Jobs abge-
drängt, und die Tarifautonomie wird ausgehöhlt. Das 
Motto „hire and fire" wird großgeschrieben. Die Ge-
rechtigkeit bleibt mal wieder auf der Strecke. 

Neue Arbeitsplätze, wie hier eben angekündigt, 
werden durch Einsparungen in Höhe von 2,1 Mil-
liarden DM nur im AFRG ganz bestimmt nicht ge-
schaffen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abg. Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Jetzt wird mit der zusätzlichen Einsparung in Höhe 
von 1 Milliarde DM im Haushalt diese Katastrophen-
politik fortgesetzt. Die Bundesregierung verfährt 
eben nach dem Motto: Und ist es auch Wahnsinn, es 
hat doch Methode. 

Nach der jüngsten Statistik werden zirka 
1,36 Millionen Personen durch die aktive Arbeits-
marktpolitik unterstützt; um diese Zahl wird der Ar-
beitsmarkt entlastet. Notwendig wäre es, dies zu sta-
bilisieren und letzten Endes auszubauen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Statt dessen geht es genau in die andere Richtung. 
Die Bundesregierung w ill das Haushaltsloch mit ver-
kehrten Mitteln stopfen; denn Fortbildung und Um-
schulung sind aktive Maßnahmen. Die Zahlen dazu 
sind schon genannt worden. Die Arbeitslosigkeit 
wird also wieder aufgebaut werden. 

Selbst der Präsident der Bundesanstalt mahnt. Und 
das ist angesichts dessen, was er in den letzten Mo-
naten und Jahren alles geschluckt hat, schon er-
staunlich. 

Nur der Bundesarbeitsminister redet die Entwick-
lung gesund. „Mit weniger Geld mehr Erfolg" ist 
sein Motto bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Was nützen denn die neuen Instrumente, wenn dafür 
kein Geld vorhanden ist? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Kürzungen unterstreichen das nachhaltig; er hat 
uns dies hier noch einmal schön vorgerechnet. 

Dieser Vorgang macht klar, daß die Regierung 
wirklich unfähig ist, bei der wichtigsten gesellschaft-
lichen Aufgabe, nämlich bei der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit, politisch zu handeln. Der Bundesar-
beitsminister ist eigentlich nur noch formal zustän-
dig. Er ist wirklich Erfüllungsgehilfe der Katastro-
phenpolitik von Kohl und dem Bundesfinanzminister. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch schlimmer ist, daß er diese Politik, wie auch 
eben, ständig rechtfertigt. Wie lange noch, Herr 
Blüm, wollen Sie das eigentlich mitmachen? Ein Bun-
desminister für Arbeit, wie es im Titel heißt, der 
nichts mehr tun kann für mehr Arbeit, für die Siche-
rung bestehender Arbeitnehmerrechte und für die 
Verbesserung der Chancen der Arbeitslosen, der 
sollte besser seinen Hut nehmen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Dr. Hermann Kues, CDU/CSU. 

Dr. Hermann Kues (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich finde, 
Herr Ostertag, Ihre Rede hat ein Manko. Sie haben 
eigentlich nichts dazu gesagt, wie Sie sich vorstellen, 
wie Arbeitsplätze entstehen können. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
haben wir hier mehrfach im Plenum debat-

tiert!) 

Das eigentliche Problem ist doch - so haben Sie ja 
auch das Thema für diese Aktuelle Stunde formu-
liert -, daß es Steuermindereinnahmen gibt - das ist 
ja objektiv festgestellt worden - und daß wir dann 
die Ausgaben korrigieren müssen, wenn wir die 
Staatsquote nicht weiter erhöhen wollen. Um diesen 
Zusammenhang geht es doch. Unsere Hauptaufgabe 
ist es doch, Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
haben wir alles sehr schlüssig vorgetragen!) 

Wir waren im Januar schon einmal weiter; es gab 
das „Bündnis für Arbeit" von Wirtschaft, Gewerk-
schaften und Bundesregierung. 

(Zuruf von der SPD: Das haben Sie platzen 
lassen! - Weitere Zurufe von der SPD) 

- Ich führe jetzt eine Aussage an, bei der Sie einmal 
zuhören sollten. Do rt  steht: Eine zu hohe Staatsquote 
hemmt die wirtschaftliche Dynamik, engt Spielräume 
für Eigeninitiative ein und mindert die Leistungsbe-
reitschaft der Bürger. - Diese Aussage ist im Rahmen 
des „Bündnisses für Arbeit" getroffen worden; mit 
ihr waren auch die Gewerkschaften einverstanden. 

(Zuruf von der SPD: Seit 14 Jahren haben 
Sie es machen können! Kein Mensch hat 

Sie gehindert!) 

Das heißt doch: Wenn es Steuermindereinnahmen 
gibt, muß man die Ausgaben korrigieren und Vor-
aussetzungen dafür schaffen, daß es wieder mehr 
wirtschaftliches Wachstum gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe schon einmal davon gehört, daß man die 
Einnahmen erhöhen kann. Ich weiß nur, daß das der 
falsche Weg ist. Wir waren uns schon einmal darin 
einig, zu sagen: Die Staatsquote muß zurückgefah-
ren werden. 

Ich finde, man muß auch einmal anführen: Wir spa-
ren ja nicht für irgend etwas. Vielmehr sparen wir 
letztlich für mehr Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie über soziale Gerechtigkeit reden, dürfen 
Sie nicht nur über diejenigen reden, die soziale Lei-
stungen in Anspruch nehmen; vielmehr müssen Sie 
auch einmal über diejenigen reden, die diese sozia-
len Leistungen finanzieren müssen. Das ist die Masse 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie müssen an denjenigen denken, der ein Nettoge-
halt von gut 2 000 DM hat und dem Sie zumuten, daß 
er höhere Abgaben entrichten soll. Denn das heißt es 
ja wohl, wenn Sie Steuereinnahmen erhöhen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will Ihnen auch noch folgendes sagen: Diese 
Diskussionen leiden nicht selten darunter, daß wir 
Nebelkerzen werfen, we il  wir uns an die eigentli-
chen Sachverhalte nicht heranwagen. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Richtig! Das tun Sie gerade! - Das Wo rt 

 „wir" ist sehr richtig, auf Sie bezogen!) 

Beispiel: Fortbildung und Umschulung. Wenn man 
sich das konkret vor Ort anschaut, dann weiß man, 
daß von den Mitteln unter anderem exzellent ausge-
stattete Bildungszentren der Handwerkskammern 
finanziert werden. Ich bin in solchen gewesen. Das 
betreffende Bildungszentrum der Handwerkskam-
mer war exzellent ausgestattet. Do rt  wird in Kleinst

-

gruppen gearbeitet. 

(Zuruf von der SPD: Und?) 
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Und hundert Meter weiter gibt es eine Berufsschule 
mit Klassen, die 30 Schüler haben, und die Lehrer 
wissen überhaupt nicht mehr, wie sie damit fertig-
werden sollen. Jetzt können Sie sich einmal überle-
gen, von wem die Berufsschule finanziert wird und 
weshalb ich sage, daß diese Argumentation schein-
heilig ist. 

Ich komme aus Niedersachsen. Ich kann Ihnen ein-
mal sagen, was dort  bei der aktiven Arbeitsmarkt-
politik passiert. Aus der Sicht der Opposition ist es 
immer leicht, dazu etwas zu sagen. Niedersachsen 
ist das Schlußlicht bei den Ausgaben für die Arbeits-
marktpolitik. Es werden 172 DM pro Arbeitslosen 
ausgegeben, im Länderdurchschnitt sind es 450 DM. 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Da kommt 
Andres her!)  

Das ist nämlich die Wahrheit in den Ländern, in de-
nen Sie regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Soll ich Ihnen einmal nennen, was in Niedersachsen 
gestrichen worden ist? Das Programm zur Förderung 
jugendlicher Arbeitsloser ist ersatzlos gestrichen 
worden, ebenso das Programm „Arbeit statt Sozial-
hilfe". Das so groß angekündigte neue Nachdenken 
über die Verteilung der Arbeit hat darin bestanden, 
daß man die wöchentliche Arbeitszeit der Beamten 
auf 40 Stunden angehoben hat. 

Jetzt zum Jahre 1996 - das ist eine ganz neue, eine 
aktuelle Zahl -: Angesetzt waren im Haushalt Nie-
dersachsens für Arbeitsmarktpolitik knapp 2 Milliar-
den DM. 

(Zuruf von der SPD: Können Sie auch was 
zu dieser Bundesregierung sagen?) 

Jetzt dürfen Sie einmal raten, wieviel im November 
davon ausgegeben waren. Es handelte sich um gut 
500 Millionen DM. So sieht die Wirklichkeit da aus, 
wo Sie regieren. 

Ich sage das, weil ich glaube, daß wir dann, wenn 
wir ernsthaft miteinander diskutieren wollen, versu-
chen müssen, die Spannung auszuhalten und darauf 
Rücksicht zu nehmen, daß wir weniger Geld für die 
öffentliche Hand zur Verfügung haben. Wir müssen 
es schaffen, durch Rückführung der Staatsquote eine 
wirtschaftliche Dynamik zu entwickeln, damit auf 
dem ersten Arbeitsmarkt wieder mehr Arbeitsplätze 
entstehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Sabine Kaspereit, SPD. 

Sabine Kaspereit (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zur Erinnerung: Wir sind hier im 
Deutschen Bundestag und nicht im Niedersächsi-
schen Landtag. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Fakten: 4 Millionen Arbeitslose; Minister Wai-
gels Haushaltsloch hat sowohl für dieses als auch für 
nächstes Jahr einen Umfang in zweistelliger Milliar-
denhöhe; Minister Blüm spart am Kernstück präven-
tiver Arbeitsmarktpolitik. Zusammen mit all den an-
deren Kürzungsmaßnahmen der Bundesregierung, 
die hier in den letzten Monaten beschlossen worden 
sind, ist nun der Gipfel des Zumutbaren für die Men-
schen in diesem Lande erreicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Bundeskanzler Kohl hat verkündet - das ist schon 
erwähnt worden -, daß die Arbeitslosigkeit im Jahr 
2000 um die Hälfte reduziert sein sollte. Wenige Mo-
nate später verkündet er uns, daß er mit der Reduzie-
rung der Arbeitslosigkeit um ein Drittel schon zufrie-
den wäre. Die Massenarbeitslosigkeit ist aber kein 
Schicksal, sondern Ergebnis der Politik, und zwar Ih-
rer Politik. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Da nützt es auch nichts, daß die Regierungskoali-
tion unter dem christdemokratischen Heiligenschein 
Hilfe zur Selbsthilfe verkündet. Das heißt letztend-
lich nur: Leute, helft euch selbst. Die Koalition tut es 
jedenfalls nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Diese Regierung baut systematisch eine aktive Ar-
beitsmarktpolitik ab und zieht sich aus einer gestal-
tenden Wirtschaftspolitik zurück. Statt dessen be-
dient sie - mit Rücksicht auf den Koalitionspartner - 
ihre eigene Klientel mit Begünstigungen, ohne daß 
bisher ein Arbeitsplatz geschaffen worden wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Es grenzt schon an puren Zynismus, die Sozialab-
gaben immer weiter zu beschneiden - besonders im 
Osten -, wenn künftig überwiegend Kann-Leistun-
gen eine Förderpolitik nach Kassenlage erlauben. 
Wie diese Kassenlage sein wird, das können wir uns 
angesichts der Waigel-Löcher vorstellen. 

Wie oft hat meine Kollegin Matthäus-Maier Herrn 
Waigel aufgefordert, endlich konkrete und richtige 
Zahlen auf den Tisch zu legen, um die nötige Trans-
parenz zu schaffen? Selbst der CSU-Kollege Riedl 
kritisierte, daß sogar die Abgeordneten seiner eige-
nen Fraktion bisher nicht rechtzeitig über konkretes 
Datenmaterial verfügten und noch nicht einmal wis-
sen, ob die Zahlen überhaupt stimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die von Ihnen angestrebten Spareffekte unter dem 
Motto „mehr Wachstum und Beschäftigung" sind 
Augenwischerei. Jede siebente bis achte Maßnahme 
zur Arbeitsbeschaffung und Weiterbildung müßte 
gestrichen werden. Diesen Einsparungen werden 
aber Mehrausgaben für Arbeitslosengeld und -hilfe 
gegenüberstehen. 

Nicht nur, daß Sie mit dem sogenannten Arbeits-
förderungs-Reformgesetz das „Todesurteil" für die 
knapp 500 ostdeutschen Beschäftigungsgesellschaf- 
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ten eingeleitet haben und in der Konsequenz 400 000 
Menschen vom zweiten Arbeitsmarkt in die Arbeits-
losigkeit schicken - nein, mit der von der Bundesan-
stalt für Arbeit abgepreßten Milliarde besiegeln Sie 
das Schicksal der betroffenen Menschen. Damit ha-
ben Sie nämlich den Ke rn  des Sozialstaates erreicht 
und gefährden auch den sozialen Frieden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Die wirtschaftliche Kompetenz der Bundesregie-
rung halte ich unter anderem deshalb für fragwür-
dig, weil sie infolge der Kürzungspolitik darangeht, 
die Investitionskraft der Kommunen zu mindern. Da 
beschwört Ihr Generalsekretär Hintze verbal den Fö-
deralismus. Zugleich holt sich Finanzminister Waigel 
Anleihen bei den Kommunen; denn diese werden es 
letztendlich sein, die fehlenden Milliarden der Bun-
desanstalt für Arbeit durch Sozialhilfeleistungen zu 
tragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: So 
ein Unsinn: Die Länder blockieren den 

Bund!)  

Spätestens an dieser Stelle müßten beim Bundes-
wirtschaftsminister alle Alarmglocken läuten: Sozial-
hilfeleistungen der Kommunen sind bekanntlich 
konsumtiv, sind Gelder, die den Kommunen für Inve-
stitionen, für öffentliche Aufträge fehlen, Gelder, die 
den Meinen und mittleren Unternehmen vor Ort zu-
fließen und Arbeitsplätze schaffen könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

An dieser Stelle konterkariert die Politik des Finanz-
ministers die sogenannte Mittelstandspolitik des 
Bundeswirtschaftsministers. 

Aber damit nicht genug! Infolge dieser Politik ge-
hen weitere Unternehmen pleite und entlassen Men-
schen in die Arbeitslosigkeit. Damit wäre Bundesar-
beitsminister Blüm gefordert. Doch in diesem Zusam-
menhang fehlt bereits 1 Milliarde DM - ein Teufels-
kreis, aus dem Sie so nicht herauskommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat alle Chancen vertan; denn richtig wäre es gewe-
sen, den vorhergesagten Aufschwung durch zusätzli-
che staatliche Maßnahmen am Arbeitsmarkt zu stüt-
zen. Nur so hätte erreicht werden können, daß sich 
die wirtschaftliche Wiederbelebung rasch auf dem 
Arbeitsmarkt auswirkt, daß sinkende Arbeitslosen-
zahlen zu niedrigeren Lohnnebenkosten und damit 
zu einer Entlastung von Konsumenten und Wi rt

-schaft führen. 

Wie oft aber haben Sie unsere konkreten Anträge 
mit Ihrer Mehrheit vom Tisch gewischt? Statt dessen 
gehen Sie hin und mindern die Kaufkraft der Bürger. 
Statt dessen versucht Herr Waigel allen Ernstes, jede 
Mark dort  zu ernten, wo Kanzler Kohl einst blühende 
Landschaften versprach. 

Die Fragwürdigkeit Ihrer wirtschaftlichen Kompe-
tenz zeigt sich jedoch nicht nur an den Einschnitten 
im Sozialbereich. Sogar in die Etats mit einem beson-
ders hohen Investitionsanteil wird eingegriffen: 

(Gerd Andres [SPD]: Leider wahr!) 

Verkehr, Forschung, Umwelt. Was das für den Ar-
beitsmarkt bedeutet, wissen Sie. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Christa Luft [PDS]) 

Übrigens: An den Schwerpunkten, die eine Regie-
rung in ihrer Haushaltspolitik setzt, vermag man Pro-
grammatik zu erkennen. Ihre Programmatik ist ge-
gen die Mehrheit in diesem Land gerichtet. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich frage die Mitglieder der gesamten Bundesregie-
rung, ob Sie sich noch an ihren Eid erinnern. Können 
Sie diese Kürzungspolitik überhaupt noch mit Ihrem 
Gewissen vereinbaren? Mehren Sie mit dieser Politik 
Nutzen, und wenden Sie Schaden vom deutschen 
Volk ab? Üben Sie mit Ihrer Politik Gerechtigkeit ge-
gen jedermann? Ist es nicht eher so, Herr Schäuble, 
daß die Bundesregierung handlungsunfähig gewor-
den ist? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Wilfried Seibel, CDU/CSU. 

Wilfried Seibel (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! In unserem Land fehlen 
Arbeitsplätze, und wir brauchen eine deutliche Bele-
bung der wirtschaftlichen Tätigkeit. 

(Zuruf von der SPD: Wie wahr!) 

Wir brauchen Impulse für Wachstum und Beschäfti-
gung, 

(Gerd Andres [SPD]: Und eine andere 
Regierung!) 

und wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß Steuern 
und Lohnnebenkosten zu hoch sind 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wer 
hat hier die Mehrheit?) 

und wir eine völlig überregulierte Gesellschaft ha-
ben, die mit eingebautem Turbolader für Rechtsmit-
tel arbeitet. 

(Adolf Ostertag [SPD]: 17 Jahre!) 

Die Parteien der Koalition arbeiten intensiv daran, 
daß die Steuern gesenkt werden, 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

daß die Lohnnebenkosten gesenkt werden und daß 
die Überregulierung abgebaut wird. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir sind intensiv bemüht, diese Ziele in der ent-
sprechenden Gesetzgebung in diesem Jahr umzuset-
zen. Dieser Weg ist nicht populär, und er sägt auch 
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partiell an den Nerven der Beteiligten. Aber wir fin-
den dafür in der Bevölkerung Verständnis. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die Bürger erwarten, daß wir diesen Weg konse-
quent fortsetzen. 

(Lydia Westrich [SPD]: Das sieht man bei 
den Bergleuten!) 

- Ich verstehe gar nicht Ihre Aufregung. 

Es geht sogar noch weiter: Die Bürger sorgen da-
für, daß wir die Wahlen gewinnen, wie zuletzt in 
Stuttgart . Stuttgart liegt doch wohl ohne Zweifel in 
einem Kernland der wirtschaftlichen Tätigkeit. Ich 
würde an Ihrer Stelle mit dem Lärmen aufhören und 
mir darüber Gedanken machen, warum die Grünen 
Sie auf den dritten Platz verwiesen haben und Ihr 
Kandidat nur noch bei 14 Prozent landen konnte. Die 
Menschen verstehen Sie einfach nicht. Nehmen Sie 
das doch zur Kenntnis! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Gerd  Andres [SPD]: Lassen Sie sich das ein-
mal von Kauder erklären! Der weiß das!) 

Die Parteien der Opposition weisen hier im Parla-
ment bei jeder der notwendigen Einsparungen und 
Einschränkungen lautstark und energisch darauf 
hin, daß hier etwas Schlimmes geschieht. Das halte 
ich sogar für das legitime Recht der Opposition. So 
weit, so gut. 

Aber wenn Sie doch neben Ihren Protest kein eige-
nes Konzept stellen, 

(Widerspruch bei der SPD) 

dann finden Sie bei den Menschen in diesem Land 
kein Verständnis. Sie protestieren, Sie sorgen für 
Krach, Sie sorgen für Demonstrationen. Aber Sie sa-
gen eben nicht gleichermaßen, daß wir die Steuern 
nicht erhöhen können, weil die Steuerlastquote 
schon zu hoch ist, daß uns dieser Weg der staatlichen 
Tätigkeit verwehrt ist. Sie sagen auch nicht, daß die 
Verschuldung nicht weiter erhöht werden darf. 

Sie sagen leider nicht, daß es nur einen einzigen 
Weg gibt, diese krisenhaften Erscheinungen zu mei-
stern: indem wir die staatlichen Ausgaben einschrän-
ken und dafür sorgen, daß die nötigen Impulse kom-
men. Sie blockieren den Weg der Einsparungen und 
tragen damit teilweise zu dieser Krise bei. 

Ich will  Ihnen nur einen Indikator dafür liefern: Wir 
haben seit Jahren die niedrigsten Zinsen auf dem 
Baumarkt und überall die mit Abstand schlechteste 
Bautätigkeit - ein Beweis dafür, daß die psychologi-
schen Faktoren in unserer Wi rtschaftspolitik voll 
durchschlagen. 

Ich sage Ihnen, meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen von der Opposition: Wenn Sie neben Ihren Pro-
test und neben Ihre Kritik nicht ein eigenes Konzept, 
das überzeugen kann, stellen, dann machen Sie sich 
zu einem Teil dieser krisenhaften Erscheinung. Sie 
sorgen mit dafür, daß die psychologische Lage in die-
sem Land die notwendigen Belebungen der Wi rt

-schaft nicht erfährt. 

Wenn Staat, Wirtschaft  und das soziale System 
Glieder einer starken Kette in diesem Lande sind, 
dann müssen wir intensiv bemüht sein, jedes dieser 
einzelnen Glieder auf seine Tragfähigkeit zu über-
prüfen. Ich bin der festen Überzeugung, daß unsere 
Politik diesbezüglich auf Verständnis stößt und die 
Menschen begreifen, daß die Glieder der Kette 
gleich stark bleiben müssen. 

Sie, meine Kolleginnen und Kollegen von der Op-
position, beschreiben die Löcher in der Kette und 
glauben, die Bevölkerung auf diese A rt  und Weise 
für Ihren Kurs gewinnen zu können. Diese Politik 
wird fehlgehen, sie wird nicht gelingen. 

Ein letzter Aspekt: Ich bitte Sie, darauf zu achten, 
daß die Länder in Europa rundum nicht ohne Grund 
erhebliche Konsolidierungsanstrengungen unter-
nehmen. Es würde der Verantwortung unseres Lan-
des in Europa nicht gerecht werden, wenn wir un-
sere Politik nicht konsequent einhalten würden, son-
dern den Schalmeienklängen Ihrer Verlockungen, 
die Staatsausgaben zu erhöhen, erliegen würden. 
Wir werden das nicht tun, wir werden unsere Politik 
konsequent fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das haben wir 

schon immer befürchtet!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Dr. Konstanze Wegner, SPD. 

Dr. Konstanze Wegner (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Zahlenwirr-
warr und die Konfusion der letzten Tage hinsichtlich 
der Mittel für die Arbeitsmarktpolitik im Haushalt 
sind wirklich unglaublich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Es herrscht das reinste Chaos. 

Lassen Sie mich das an ein paar Beispielen deut-
lich machen: In diesem Jahr weist die Bundesanstalt 
für Arbeit bereits Ende Oktober ein Defizit in Höhe 
von 13 Milliarden DM aus. Der Arbeitsminister geht 
davon aus, daß die Zahl der registrierten Arbeitslo-
sen 1997 auf gleichem Niveau wie 1996 verharren 
wird, das heißt, bei rund 4 Millionen. 

Der DGB nimmt sogar eine Steigerung um 100 000 
Arbeitslose an. Das würde bedeuten, daß die Bun-
desanstalt 1997 einen Mehrbedarf von mindestens 
2 Milliarden DM haben wird. Demgegenüber hat der 
Finanzminister, der sich gerade eifrig unterhält, mo-
natelang markig erklärt, die BA müsse 1997 ohne je-
den Zuschuß auskommen. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit, Ja-
goda, hält dagegen eine Summe von 9,5 Milliarden 
DM als Zuschuß für notwendig, allerdings ohne An-
rechnung der im Arbeitsförderungs-Reformgesetz 
vorgesehenen Einsparungen. Abzüglich dieser Ein-
sparungen bliebe dann ein Zuschußbedarf von 
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6 Milliarden DM. Das ist eine Zahl, die auch der DGB 
genannt hat. 

Waigel spricht nun auf einmal von 4,1 Milliarden 
DM, die er einstellen wolle, wobei er das Arbeitsmi-
nisterium offenbar noch um 300 Millionen DM zur 
Abdeckung der notwendigen Rentenbeitragssteige-
rungen geprellt hat, die er eigentlich zugesagt hatte. 
Soviel zu diesem Zahlensalat. 

Aber daß die Bundesanstalt im Jahre 1997 mit die-
sen 4,1 Milliarden DM Zuschuß über die Runden 
kommen wird, glaubt niemand, weder die Regierung 
noch die Opposition. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Ich zitiere nach Agenturmeldungen vom 
11. November 1996: 

Haushälter der Regierungsparteien äußerten sich 
skeptisch über die Beständigkeit des ihnen von 
den Koalitionsspitzen vorgelegten Zahlenwerks. 

„Wir tappen im dunkeln", sagte der CSU-Abge-
ordnete Riedl, Mitglied des Haushaltsausschusses, 
und: „Wenn ich Hellseher wäre, wäre ich kein Abge-
ordneter" . 

(Beifall des Abg. Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Verteidigungsminister Rühe soll bemerkt haben, 
das Verfalldatum eines Joghurtbechers biete eine 
längere Lebensdauer als Waigels Haushaltszahlen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das kann ich aber nur nach dem Hörensagen zitie-
ren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Wirrwarr 
könnte sehr erheiternd wirken, aber dahinter steht 
als harter Kern eine ganz rigide - man muß sagen: 
brutale - Einsparpolitik, die zu Lasten der Arbeitslo-
sen in diesem Lande geht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dahinter stehen finanzpolitische Verschiebemanö-
ver, die zu Lasten der Kommunen gehen. 

Rund 10 Milliarden DM muß die Bundesanstalt für 
Arbeit im Jahre 1997 auf Grund bereits vollzogener 
bzw. sich noch im Gesetzgebungsverfahren befindli-
cher Gesetze einsparen. Rund 10 Milliarden! Die 
Kürzungsmaßnahmen bei FuU und ABM - das haben 
die Kollegen bereits gesagt - werden Hunderttau-
sende neue Arbeitslose produzieren. 

Präsident Jagoda, beileibe kein Grüner oder So-
zialdemokrat, warnt die Regierung inzwischen offi-
ziell davor, zu sehr auf Kosten der Arbeitslosen zu 
sparen. Der Kollege Andres hat es bereits zitiert, aber 
ich will  es noch einmal sagen, weil es die Dinge auf 
den Punkt bringt: Bei gleichbleibender Arbeitslosig-
keit sei es problematisch, bei den Ausgaben für ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen zu sparen, weil das  

mehr Arbeitslose mit sich brächte, die ihrerseits wie-
der Arbeitslosengeld oder -hilfe erhalten müßten. 

Ich kann nur sagen: Deutlicher kann man die Ab-
surdität Ihrer Politik nicht kennzeichnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Manchmal habe ich wirklich den Eindruck - das 
gilt vor allem für die F.D.P. -, daß bei Ihnen eine Art 

 Haß auf die Bundesanstalt für Arbeit herrscht. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist das Dümmste, was ich bisher gehört 

habe!) 

Jedenfalls benutzt die Koalition den Haushalt der 
Bundesanstalt als Steinbruch für ihre rigide Kür-
zungspolitik auf dem Rücken der Schwächsten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gleichzeitig ermöglichen Sie durch Ihre Politik, 
daß der öffentlichen Hand über Jahre hindurch Ein-
nahmen in dreistelliger Milliardenhöhe durch unsin-
nige Abschreibungsmodelle und Steuergeschenke 
für Großverdiener verlorengegangen sind und weiter 
verlorengehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Hier sollten Sie einmal ansetzen, dann bräuchten wir 
keine Sparpakete und keine Steuererhöhungen. 

Die Koalition trägt ganz offenkundig zur sozialen 
Spaltung in Deutschland bei. Ich werde Ihnen sagen, 
was ich wirklich fürchte: Ich fürchte mich vor dem 
Moment, in dem hier in Deutschland ein Typ mit der 
Ausstrahlung eines Le Pen oder eines Haider auftritt. 
Dann werden wir rechtsradikale Parteien mit einem 
zweistelligen prozentualen Anteil in die Parlamente 
bekommen. Dann geht hier aber etwas ab. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit, Frau 
Kollegin! 

Dr. Konstanze Wegner (SPD): Ich sage Ihnen des-
halb: Bitte bekämpfen Sie endlich die Arbeitslosig-
keit und nicht die Arbeitslosen, und hören Sie auf, 
denen etwas zu nehmen, die ohnehin nichts haben. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Volker Kauder, CDU/CSU. 

Volker Kauder (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Am Wochenende 
hat mich nach einer Abendveranstaltung ein jünge-
rer Mann zur Seite gebeten und gesagt, er möchte 
mich gern auf ein Problem ansprechen. Er hat mir ge-
sagt, er mache jetzt innerhalb der Fristen, die wir alle 
miteinander beschlossen haben, eine zweite Fortbil-
dungsmaßnahme in einem Institut einer Handwerks-
kammer. Schon nach der ersten Fortbildungsmaß-
nahme habe er keinen Arbeitsplatz bekommen und 
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habe dann eine zweite Umschulungsmaßnahme 
durchgeführt. Er hoffe, daß er jetzt einen Arbeitsplatz 
bekomme. Er hat gesagt, er habe in der Schule genü-
gend gelernt, er habe jetzt eine Fortbildung und eine 
Umschulung gemacht, er möchte jetzt arbeiten. 

Diesem Ziel wird unser Arbeitsförderungsreform-
gesetz Rechnung tragen. 

(Widerspruch und Zurufe von der SPD) 

Wir wollen, daß die Menschen Arbeit bekommen 
und nicht ständig in einer Ausbildung sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb kommen Ihre Diskussionen von seiten der 
SPD über den zweiten Arbeitsmarkt bei den Men-
schen überhaupt nicht mehr an; so wenig wie Ihre 
gesamte andere Politik bei den Menschen ankommt. 

Wir machen überhaupt keinen Kahlschlag bei den 
Arbeitslosen. Wir haben erkannt, daß es notwendig 
und richtig ist, die Menschen am Arbeitsplatz zu för-
dern und sie nicht erst auszubilden und nachher 
trotzdem nicht in Arbeit zu bekommen. 

Handwerk und Mittelständler stellen die meisten 
Arbeits- und Ausbildungsplätze in unserem Land 
zur Verfügung, nicht die Großindustrie. Sie können 
zu jeder Versammlung von Handwerkern gehen. 
Diese werden klipp und klar sagen: Wir wollen, daß 
die Leute bei uns arbeiten, daß wir sie am ganz kon-
kreten Arbeitsplatz aus- und fortbilden können. 
Dann haben sie auch eine gute Chance, länger bei 
uns zu bleiben, wenn wir genau wissen, was sie kön-
nen und wir sie auf den Arbeitsplatz vorbereitet ha-
ben. 

Genau dies wird mit den Maßnahmen gemacht, 
die wir jetzt durchführen. Dafür wird Geld zur Verfü-
gung gestellt. Es ist besser, Geld dafür zur Verfügung 
zu stellen, daß die Menschen an einem konkreten Ar-
beitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt arbeiten kön-
nen, als ständig für eine Fortbildung oder Umschu-
lung, die nachher doch nicht zum Erfolg führt. 

(Zuruf von der SPD: Was machen die sechs 
Millionen, die keinen Arbeitsplatz haben?) 

Ich nenne Ihnen einen zweiten Punkt auch im Hin-
blick auf Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen: Wir sind 
alle davon ausgegangen, daß durch die Pflegeversi-
cherung neue Arbeitsplätze im Bereich der ambulan-
ten Pflege entstehen. Dies ist eingetreten. Auch hier-
für kann ich aus meinem Wahlkreis und aus Baden-
Württemberg Beispiele nennen. 

Junge Frauen haben sich niedergelassen und selb-
ständig gemacht, um einen eigenen Pflegedienst auf-
zubauen. Diese sagen mit gutem Grund: Es ist doch 
besser, wenn mir die Arbeitsverwaltung einen Zu-
schuß gibt, damit ich jemanden einstellen kann, als 
wenn solche Stellen im öffentlichen Bereich über Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen geschaffen werden. 
Genau damit liegen wir richtig: Einarbeitungszu-
schüsse ganz konkret am Arbeitsplatz. Das ist das 
Ziel unseres Gesetzes. Der Bundesarbeitsminister 
Norbert  Blüm hat völlig recht, wir werden das Ziel 
auf diesem Weg erreichen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eines sagen. Ich 
habe in diesem Jahr manche Aktuelle Stunde erlebt, 
die Sie beantragt haben. Sie haben bei diesen Aktu-
ellen Stunden überhaupt nicht daran gedacht, was 
Ihre Argumente und Diskussionen bei der Bevölke-
rung auslösen. Ihnen kam es immer nur darauf an, 
Irritationen in die Welt hinauszutragen. 

Ich sage Ihnen, was Sie damit erreicht haben. Sie 
müssen auch einmal daran denken, wie das, was Sie 
hier machen, draußen bei den Menschen ankommt. 
Die Menschen merken doch, was Sie hier machen. 
Vor den Landtagswahlen in diesem Jahr haben Sie 
an diesem Pult im Deutschen Bundestag den Ein-
druck erweckt, als ob die Renten nicht mehr sicher 
seien. Die Renten werden aber alle bezahlt und sind 
erhöht worden. Ich sage Ihnen voraus: Sie werden 
mit Ihren pessimistischen Thesen, die Sie heute hier 
vertreten, daß wir die Arbeitslosigkeit nicht bekämp-
fen können, auch nicht recht behalten. Auch wenn 
Sie weiterhin blockieren, wir werden uns durchset-
zen. 

Unterstützung für Arbeit am Arbeitsplatz ist unser 
Ziel, und das werden wir erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Karl Hermann Haack, SPD. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben von seiten der Koalition verschiedene Ausfüh-
rungen über die neue heile Welt gehört, wenn das 
Wirtschafts- und Beschäftigungsförderungsgesetz 
nun endlich in Kraft tritt. Der Herr Bundesarbeitsmi-
nister hat in der üblichen Sprachorgie geredet. Herr 
Austermann hat uns noch einmal schlau gemacht, 
was nun alles beabsichtigt ist. 

Ich möchte einmal schlicht und einfach die Realität 
des Lebens dagegensetzen. Wir haben jetzt 
16.15 Uhr. Seit eineinhalb Stunden findet eine Perso-
nalratsversammlung in der Klinik Lipperland statt. 
Dort  erklärt der Inhaber zusammen mit dem Perso-
nalratsvorsitzenden, als Auswirkung der 3,3-Milliar-
den-DM-Sparorgie im Bereich der Rehabi litation hat 
die BfA die Klinik von 220 Betten auf 0 Betten ge-
setzt. 

(Zuruf von der SPD: Da muß der Blüm zur 
Behandlung hin!)  

Nachdem dies bekannt wurde, hat man im Vorfeld 
bei Herrn Jagoda gefragt: Was können wir denn da 
machen? Gibt es Kurzarbeitergeld? Daraufhin hat 
Herr Jagoda nach Rücksprache mit dem Haus Blüm 
erklärt, Kurzarbeitergeld gebe es nicht. Der Abbau 
von 22 000 Betten gleich 25 000 - hochqualifizierten - 
Arbeitsplätzen im Reha-Bereich sei politisch gewollt. 
Es handele sich um Überkapazitäten. 

Deswegen sitzen heute nachmittag 182 Be-
schäftigte zusammen und fragen den Leiter des Ar-
beitsamtes in Detmold: Was sollen wir tun? Dieser 
sagt: Da die Marx-Gruppe nicht gewillt ist, eine leere 
Klinik weiterhin zu betreiben, werden wir zum 
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31. März eine Sozialplanregelung treffen. Das heißt, 
heute abend sitzen Vater, Mutter, Alleinstehender zu 
Hause beim Abendbrot und überlegen: Wieviel 
Schulden haben wir auf dem Haus? Was machen wir 
mit unserer Lebensplanung? Dann werden der Le-
benspartner oder die Kinder fragen: Was ist denn 
nun? Darauf werden sie sagen: Der Arbeitsamtsdi-
rektor hat uns gesagt, als Arzt gebe es keine Chance 
in der Region Ostwestfalen-Lippe; Krankenhausbet-
ten werden abgebaut. Der Krankengymnastin wird 
erklärt: Selbständig machen kannst du dich nicht 
mehr, Krankengymnastinnen machen das sowieso 
schon für 20 DM pro halbe Stunde. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Wer zahlt, ist ihnen immer egal!) 

- Herr Weng, zu Ihnen komme ich noch. Ich habe für 
Sie noch etwas. 

Das ist die Situation, wie sie sich zu dieser Zeit dar-
stellt. Und dann leisten Sie sich eine solche Optimis-
mus-Debatte und werfen uns vor, daß wir uns um 
das, was ich hier geschildert habe, kümmerten? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das muß ich mir von Ihnen vorhalten lassen? 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wo kommt es 
her?) 

Wenn ich Ihnen das durchgehen lassen würde, dann 
müßten mich meine Wählerinnen und Wähler aus 
dem Wahlkreis jagen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Das ist also die reale Situation, die zeitgleich statt-
findet. 

Dr. Rische von der BfA hat erklärt: Die Kündi-
gungswelle geht durch diese Republik. - Zur glei-
chen Zeit finden überall Betriebsratsversammlungen 
statt. Die LVA hat angekündigt: In Westfalen werden 
noch 1 800 Betten gekündigt. Es geht also munter 
weiter. Ich bin beschimpft worden, als ich das a lles 
ausgerechnet und hier vorgetragen habe. Wie unfä-
hig Sie sind, wie unbarmherzig Sie sind als Christen! 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Hören Sie zu: Es gibt jetzt das Neuordnungsgesetz 
der Krankenversicherung Teil zwei. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist doch gar 
nicht beschlossen!) 

Da wird die medizinische Rehabi litation - außer der 
Müttergenesung und der Anschlußheilbehandlung - 
zur Disposition gestellt. Rheumakranke müssen in 
Zukunft Voltaren-Zäpfchen nehmen. Das hilft viel-
leicht mir als Apotheker. Aber auf der anderen Seite 
können sie an Rehabilitationsmaßnahmen nicht mehr 
teilnehmen, die Schlaganfallpatienten, soweit sie 
Hausfrauen bzw. Rentner sind, ebenfalls nicht. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das, was Sie machen, ist Agitation!) 

Jetzt lese ich Ihnen einmal etwas vor: „Milliarden 
Verluste für bayerische Kurorte. 9 000 Arbeitsplätze 
in Gefahr." Das, was Sie gemacht haben, Herr Weng, 
ist NOG zwei. 

Und weiter: 

Bad Füssingen. Die vom Bundesgesundheitsmi-
nister Horst Seehofer, CSU, geplanten Streichun-
gen bei den stationären Kuren, in der medizini-
schen Rehabilitation werden nach den Berech-
nungen des Bayerischen Heilbäderverbandes bis 
zu 9 000 Menschen den Arbeitsplatz kosten. 

Herr Blüm, die Botschaft für Sie: 

Für die Bundesanstalt für Arbeit bedeutet dies 
jährlich eine Zunahme der Ausgaben um 
450 Millionen DM. 

(Zuruf von der SPD: Da habt ihr schön 
gespart!) 

Dies sagte der Vorsitzende des Bayerischen Heilbä-
derverbandes, der Bad Füssingener Bürgermeister 
Franz Gnan, CSU. 

(Zuruf von der SPD: Was sonst?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zeit, Herr Kol-
lege. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Sie können 
die Trümmerlandschaft besichtigen. Sie können Or-
gien rauf und runter machen, wie Sie das hier erzählt 
haben. Die Realität wird Sie spätestens 1998 einho-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde Ihre Rede widerlich, Herr Weng. Sie re-
den von Sparsamkeit und werfen den Zahnersatz 
und die Prothetik hinaus, weil Ihnen die Zahnärzte in 
Baden-Württemberg in ihren Patientenzimmern ei-
nen Wahlkampf beschert haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Haack, beachten Sie bitte Ihre Redezeit! 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Jetzt müssen 
Sie das einlösen, und jetzt wird besonders beim 
Zahnersatz abkassiert. Das ist Ihre Botschaft beim 
Sparen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Wolfgang Meckelburg, CDU/CSU. 

Wolfgang Meckelburg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wenn ich das Thema der 
Aktuellen Stunde richtig verstanden habe, dann ma- 
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chen Sie sich, meine Damen und Herren von der 
SPD, Sorgen um den Arbeitsmarkt. 

(Gerd Andres [SPD]: Das ist wahr! - Karl 
Hermann Haack [Extertal] [SPD]: Das 

haben Sie doch gerade gehört!) 

Wenn Sie das so vortragen, dann ist festzustellen: 
Das sind Beispiele, die uns zeigen, daß genau das, 
was wir tun, gemacht werden muß, nämlich Arbeits-
plätze wo immer möglich zu schaffen, weil das der 
erste Schritt und die richtige Richtung ist, um für die 
Betroffenen zu erreichen, daß sie ihre Familien aus 
eigener Hände und aus eigenen Kopfes Kraft ernäh-
ren können. Damit können wir aber auch erreichen, 
daß das Wirkung für den Bundeshaushalt, für die 
Bundesanstalt für Arbeit und für den Arbeitsmarkt 
insgesamt hat. 

Ich will  die Zahlen noch einmal nennen, damit wir 
wissen, worüber wir reden, wenn wir von Kosten 
sprechen, und das auch von der anderen Seite sehen. 
100 000 Arbeitslose bedeuten - das ist eine bekannte 
Zahl - 3,2 Milliarden DM Ausgaben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: 4 Milliarden!) 

- 4 Milliarden. Bitte rechnen Sie es hoch oder runter. 
Auf jeden Fall sind das Ausgaben in diesem Rahmen 
für die Bundesanstalt für Arbeit. 

100 000 Beschäftigte verdienen 4,5 Milliarden DM 
und zahlen 2 Milliarden DM in die Sozialkassen. Sie 
sind nicht nur in der Lage, sich selber und ihre Fami-
lien zu ernähren, sie sind auch in der Lage, Beiträge 
und Steuern zu zahlen. Das Ganze also auch von die-
ser Seite zu sehen ist geradezu reizvoll. 

Deswegen gestatte ich mir, meine Damen und Her-
ren von der SPD, Ihnen an dieser Stelle deutlich zu 
sagen, daß Sie sich nicht nur Sorgen in Form einer 
Aktuellen Stunde machen sollten, sondern daß Sie 
an das Ganze ernsthaft herangehen müßten und sich 
aktiv daran beteiligen könnten, daß Arbeitsplätze 
entstehen. Wir warten, was den Haushalt betrifft, bis 
heute auf Einsparvorschläge. 

Ich nenne nur einmal das Stichwort Kindergeld. So 
schwer diese Angelegenheit ist, darüber hätte man 
reden können und müssen. Das sind 4 Milliarden 
DM, die ausfallen. 

Ich nenne die Gewerbekapitalsteuer. Da müssen 
Sie sich bewegen. Nehmen Sie die Bremsklötze weg 
und sorgen Sie nicht dafür, daß sie in den neuen Län-
dern noch eingeführt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist Ihre Aufgabe; da haben Sie etwas zu tun, um 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Lassen Sie mich auch etwas zum Arbeitsförde-
rungsgesetz sagen - das ist ja in der Diskussion -: 
Die Grundlinie des Arbeitsförderungsgesetzes - ich 
halte das für sehr wichtig - ist, stärker von dem zwei-
ten in den ersten Arbeitsmarkt zu kommen. 

Die aktuellen Erfahrungen vor Ort zeigen doch - 
ich bitte Sie, vor Ort einmal ehrlich zu sein -, daß in 
vielen Fällen kommunale Pflichtaufgaben mit dem 

Titel „zusätzliche Arbeit" versehen werden und in-
zwischen als Dauerarbeit geführt werden. Man muß 
einmal darüber reden, ob solche Dinge von den Kom-
munen, von den Trägern finanziert werden müssen 
oder ob so etwas von der Arbeitsmarktförderung be-
zahlt werden muß. 

(Annelie Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Geben Sie  den  Kommunen das 

Geld!) 

Ich sage Ihnen: Wo Dauerarbeit wirk lich vorhan-
den ist und sie auf Dauer über ABM finanziert wird, 
da muß man als Bundespolitiker doch die Forderung 
erheben: Da muß der Dauerarbeitsplatz entspre-
chend finanziert werden, aber nicht dauernd über 
die Krücke des zweiten Arbeitsmarktes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Adolf  Ostertag [SPD]: Zuerst nehmt ihr 
denen das Geld weg, und dann beklagt ihr 

euch, daß sie nichts tun!) 

Wir müssen beim AFRG flexibler werden. Es ist 
vorgesehen, 10 Prozent der Mittel für den Eingliede-
rungsbereich flexibel einzusetzen, um ortsnäher ent-
scheiden zu können, was zu machen ist. 

Wir brauchen neue Instrumente, zum Beispiel 
Lohnkostenzuschüsse, Eingliederungszuschüsse für 
Neugründungen. Das ist neu und soll direkt in den 
ersten Arbeitsmarkt führen. 

Ich sage in Richtung der SPD und auch der SPD-
Länder, die da Verantwortung tragen: Wir brauchen 
beim Arbeitsförderungsgesetz ein Ergebnis, weil 
sonst Sonderregelungen für ABM Ost wegfallen. Die 
Verantwortung hätte dann die Mehrheit im Bundes-
rat zu tragen, wenn wir nicht zu Regelungen kom-
men. 

(Adolf Ostertag [SPD]: Quatsch ist das! Ihr 
habt doch diesen Mist vorgeschlagen!) 

Wir brauchen neue Instrumente aber auch bei uns 
vor Ort . Ich komme aus dem Ruhrgebiet. 

(Zuruf von der SPD) 

- Das ist keine Akrobatik. - Wir brauchen vor allem 
Maßnahmen wie „Lernen und Arbeit", um jugendli-
che Arbeitslose in solche Maßnahmen zu bringen. 
Dies ist nach den Neuregelungen ab 1997 möglich. 
Wenn dem Gesetz im Bundesrat nicht zugestimmt 
wird, ist das nicht möglich; darüber müssen wir uns 
klar sein, wenn wir über aktive Arbeitsmarktförde-
rung reden. 

Deswegen bitte ich Sie eindringlich, dabei zu hel-
fen, daß wir im Vermittlungsverfahren zu einer Rege-
lung über das Arbeitsförderungsgesetz kommen. 
Machen Sie sich aktiv stark, damit wir auch in die-
sem Bereich ein Stückchen weiter kommen. 

Ich will  an eins erinnern, und zwar an die Grund-
idee des Bündnisses für Arbeit. 

(Dr. Wolfgang Wodarg [SPD]: Das ist begra

-

ben!) 

- Das ist nicht begraben. - Daran muß man erinnern, 
auch wenn das in einer solchen Debatte schwerfällt. 
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Die Grundidee war: Alle - die in diesem Bereich Be-
teiligte ist nicht nur die Bundesregierung, die Politik, 
sondern auch die Unternehmer- und die Arbeitneh-
merseite -, müssen ihren Beitrag leisten. - Sie von 
der SPD übrigens auch, wie ich Ihnen eben gesagt 
habe. 

Wir müssen hier einfordern, daß die neuen Mög-
lichkeiten beispielsweise bei befristeten Arbeitsver-
trägen und die neuen Möglichkeiten, die wir mit 
dem Programm für Wachstum und Beschäftigung an-
sonsten eingeführt haben, auch umgesetzt werden. 

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, eindringlich bitten: Wo Sie aktiv tätig werden 
können, um Arbeitslose in Arbeit zu bringen, und wo 

Sie gesetzliche Hilfestellung leisten können, tun Sie 
da bitte Ihre Pflicht! Jeder Arbeitslose ist Ihnen dank-
bar dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Aktuelle 
Stunde ist damit beendet. Wir sind am Schluß der 
heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 14. November, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.24 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Fra-
gen der Abgeordneten Annelie Buntenbach (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6055 Fragen 1 
und 2): 

Kann die Bundesregierung die in der Zeitung „die tageszei-
tung„ vom 6. November 1996 aus einer bislang unveröffentlich-
ten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

(IAB) Nürnberg zitierten Daten und Problembeschreibungen 
zum Problem der Scheinselbständigkeit bestätigen? 

Wann will  die Bundesregierung die von ihr in Auftrag gege-
bene Studie der Öffentlichkeit vorstellen, und in welcher Zeit-
perspektive wi ll  sie den sich ggf. daraus ergebenden politischen 
Handlungsbedarf umsetzen? 

Zu Frage 1: 

Die in der Zeitung „die tageszeitung" vom 6. No-
vember 1996 angeführten Zahlen zu einer Untersu-
chung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der Bundesanstalt für Arbeit (IAB) über Kon-
struktionen, Umfang und Zusammensetzung der 
Scheinselbständigkeit sind einem ersten Entwurf des 
IAB entnommen. Die Untersuchung wird vom Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung sowie 
von der Bundesanstalt für Arbeit finanziert. Zur Zeit 
wird die Endfassung der Studie erstellt. Die Untersu-
chung wird noch in diesem Jahre abgeschlossen und 
veröffentlicht. Bis dahin kann ich naturgemäß keine 
einzelnen Ergebnisse der Studie nennen. 

Zu Frage 2: 

Die in Überarbeitung befindliche Studie wird in 
Kürze abgeschlossen, so daß der Endbericht - wie 
gesagt - noch in diesem Jahr veröffentlicht werden 
kann. Erst dann kann geprüft werden, ob und gege-
benenfalls welcher Handlungsbedarf besteht. Um 
die Öffentlichkeit unverzüglich über das Forschungs-
projekt zu informieren, wird noch vor Veröffentli-
chung des Endberichts ein Kurzbericht vorgelegt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Joachim Günther auf 
die Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/6055 Frage 7): 

Wie ist es aus Sicht der Bundesregierung miteinander zu ver-
einbaren, daß einerseits entsprechend den aufgestellten Bedin-
gungen des Ältestenrates des Deutschen Bundestages (Druck-
sache 12/6615) zeitgleich mit dem Umzug nach Berlin „ausrei-
chender Wohnraum für die vom Umzug Be troffenen vorhanden" 
sein muß, nach derzeitigem Planungsstand im Jahre 2000 aber 
allenfalls 4 000 der 8 000 geplanten Neubauwohnungen in Ber-
lin fertiggestellt sein werden, und wie will  die Bundesregierung 
für den Fall, daß im Jahre 2000 mehrere tausend Wohnungen für 
umziehende Bedienstete fehlen, dennoch die zitierte Bedingung 
des Ältestenrates erfüllen? 

Bei der zitierten „Bedingung" des Ältestenrates 
des Deutschen Bundestages (Drucksache 12/6614), 
nach der für den Umzug von Parlament und Teilen 
der Regierung nach Berlin von einem Bedarf von 
8 000 Neubauwohnungen auszugehen ist, handelt es 
sich um eine Planungsgröße aus dem Jahr 1992. 
Diese Planungsgröße wird zur Zeit auf der Grund-
lage der personalwirtschaftlichen Gesamtkonzeption 
überprüft. Die Überprüfung dauert noch an. 

Für die Errichtung von rund 6 000 Wohnungen in 
Berlin wurden Wettbewerbe bereits begonnen oder 
zum Teil schon abgeschlossen. Teilweise wurde für 
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diese Wohnungen auch schon die Baureifmachung 
eingeleitet und erfolgt noch in diesem Jahr der erste 
Spatenstich (z. B. Moabiter Werder). Weitere 1 200 
Wohnungen sind auf Standorten im nahen Berliner 
Umland geplant. Darüber hinaus wurden bereits 
rund 100 Objekte für Eigentumsmaßnahmen an den 
vom Umzug betroffenen Personenkreis im Oktober 
1996 bereitgestellt. Weitere 200 Eigentumswoh-
nungen sollen kurzfristig vergeben werden. 

Damit werden rechtzeitig und ausreichend Woh-
nungen zum Umzugszeitraum für die Betroffenen zur 
Verfügung stehen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/6055 Frage 8): 

Ist die Bundesregierung bereit, § 1 Abs. 8 a des Vermögensge-
setzes dahin gehend zu ändern, daß zwischen 1945 und 1949 in 
der damaligen Sowjetischen Besatzungszone bzw. in der dama-
ligen DDR entschädigungslos konfisziertes und später in den 
Besitz der Bundesrepublik Deutschland übergegangenes Eigen

-

tum  wieder an die früheren Eigentümer zurückgegeben und 
dieser Personenkreis entsprechend rehabilitiert werden kann? 

Der dem Gesetzgeber zur Änderung des § 1 Abs. 8 
Buchst. a des Vermögensgesetzes zur Verfügung ste-
hende Dispositionsrahmen ist durch den Einigungs-
vertrag - präziser gesagt: durch dessen A rtikel 41 
und die dort  erwähnte Gemeinsame Erklärung bei-
der deutscher Regierungen zur Regelung offener 
Vermögensfragen vom 15. Juni 1990 - vorgegeben. 
Danach sind die Enteignungen auf besatzungsrecht-
licher bzw. besatzungshoheitlicher Grundlage zwi-
schen 1945 und 1949 grundsätzlich nicht mehr rück-
gängig zu machen. Dieses Regelungskonzept hat - 
wie Sie wissen - auch das Bundesverfassungsgericht 
in seinen beiden sog. Bodenreformentscheidungen 
vom 23. April 1991 und 18. April 1996 als rechtmäßig 
bezeichnet. In A rtikel 41 Abs. 3 des Einigungsvertra-
ges hat sich die Bundesregierung ausdrücklich ver-
pflichtet, keine gesetzlichen Regelungen zu erlassen, 
die der Gemeinsamen Erklärung widersprechen. 
Statt dessen sieht das Ausgleichsleistungsgesetz für 
die Betroffenen in erster Linie eine Wiedergutma-
chung finanzieller Art  vor. Soweit es land- und forst-
wirtschaftliche Flächen betrifft, besteht für die Be-
troffenen auch die Möglichkeit, entsprechende Flä-
chen in einem bestimmten Umfang zum dreifachen 
Einheitswert des Jahres 1935, d. h. zu einem Bruch-
teil des heutigen Verkehrswertes zurückzuerwerben. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Rolf Schwanitz (SPD) (Drucksa-
che 13/6055 Frage 9): 

In welcher Höhe erhielten die Ostbüros von SPD, CDU und 
F.D.P. zur Finanzierung ihrer Tätigkeit Mittel aus Haushaltstiteln 
der Bundesregierung (vgl. DER SPIEGEL Nr. 25/1990, S. 77), 
und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich aus der 
zumindest teilweisen Bundesfinanzierung der Ostbüros eine 
Einstandspflicht der Bundesrepublik Deutschland für die ver-
folgten und inhaftierten Mitarbeiter der Ostbüros z. B. über das 
Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz hinaus ergibt? 

Zur Beantwortung Ihrer Frage, in welcher Höhe 
die früheren Ostbüros von SPD, CDU und F.D.P. Mit-
tel aus Haushaltstiteln der Bundesregierung erhalten 
haben, müßten Akten des früheren Bundesministeri-
ums für gesamtdeutsche Fragen/Bundesministeriums 
für innerdeutsche Beziehungen geprüft werden. Un-
terlagen über diese Vorgänge, die 20 Jahre und län-
ger zurückliegen, befinden sich jedoch bereits im 
Bundesarchiv. Aus diesem Grunde konnten in der für 
die Beantwortung zur Verfügung stehenden Zeit die 
erforderlichen Recherchen nicht durchgeführt wer-
den. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts ist der der Wertordnung des Grundgesetzes 
verpflichtete Gesetzgeber aufgerufen, für das Un-
recht in der SBZ/DDR unter sozialstaatlichen Ge-
sichtspunkten einen innerstaatlichen Lastenaus-
gleich vorzusehen. Eine Verantwortlichkeit der Bun-
desrepublik Deutschland im Sinne eines Einstehen-
müssens für etwaige rechts- oder verfassungswidrige 
Maßnahmen der deutschen Staatsgewalt in der SBZ/ 
DDR besteht ebensowenig wie etwa gegenüber Maß-
nahmen ausländischer Staatsgewalten. 

In Übereinstimmung mit diesen Grundsätzen hat 
der Gesetzgeber u. a. das Strafrechtliche Rehabilitie-
rungsgesetz, das Verwaltungsrechtliche Rehabilitie-
rungsgesetz und das Berufliche Rehabilitierungsge-
setz verabschiedet. Wer strafrechtlich rehabi litiert 

 wird oder als politischer Häftling nach dem Häft-
lingshilfegesetz anerkannt wurde, kann eine Ent-
schädigung für die Haftzeiten und eine Reihe ande-
rer sozialer Ausgleichsleistungen in Anspruch neh-
men. 

Diese Regelungen gelten auch für Mitarbeiter der 
früheren Ostbüros. Rechtsgründe für eine darüber 
hinausgehende Einstandspflicht der Bundesrepublik 
Deutschland für diesen Personenkreis sind nicht er-
sichtlich. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Rose (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/6055 Frage 18): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf die EU-Führerschein-
Richtlinie insofern Einfluß zu nehmen, daß das Führen von Be-
förderungsfahrzeugen (bis zu 21 Personen, z. B. Citybus) nicht 
nur gemeinnützigen Organisationen, sondern auch kleinen und 
mittelständischen Busunternehmen ermöglicht wird? 

Nach Art . 5 Abs. 4 Buchstabe a der Richtlinie 91/ 
439/EWG des Rates vom 29. 7. 1991 über den Führer-
schein können die Mitgliedstaaten auf ihrem Ho- 
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heitsgebiet zulassen, daß Personen, die lediglich eine 
Fahrerlaubnis der Klasse B für Pkw und keine Bus-
fahrerlaubnis besitzen, Busse bis zu 16 Plätzen der 
Fahrerlaubnisklasse D 1 führen, sofern diese Perso-
nen über 21 Jahre alt sind, die Klasse B mindestens 
zwei Jahre besitzen, die Fahrzeuge von nichtgewerb-
lichen Organisationen für soziale Zwecke eingesetzt 
werden und der Fahrer seine Dienste auf freiwilliger 
Basis zur Verfügung stellt. 

Es ist nicht beabsichtigt, bei der Umsetzung der 
Richtlinie in nationales Recht von dieser fakultativen 
Regelung Gebrauch zu machen. Auch heute schon 
ist in der Bundesrepublik Deutschland zusätzlich zur 
Pkw- oder Lkw-Fahrerlaubnis eine besondere Fahr-
erlaubnis zur Fahrgastbeförderung erforderlich, 
wenn ein Bus mit mehr als acht Plätzen geführt wird. 
Die Regelung hat sich bewährt und soll nicht geän-
dert werden. 

Von daher stellt sich die Frage nach einer Aus-
nahme für kleine und mittelständische Busunterneh-
men nicht. Eine solche Ausnahme wäre im übrigen 
nach der Richtlinie auch nicht zulässig. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen des Abgeordneten Konrad Kunich (SPD) 
(Drucksache 13/6055 Fragen 19 und 20): 

Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung interveniert 
bzw. ist die Bundesregierung bereit, umgehend bei der nieder-
ländischen Regierung gegen die Subventionen von Container-
zügen der Niederländischen Staatsbahnen aus den niederländi-
schen Seehäfen in das europäische Hinterland zu intervenieren? 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung der deutschen 
Seehäfen, daß es sich bei der künstlichen Niedrighaltung der 
Kosten für An- und Ablieferung von Waren aus den niederländi-
schen Häfen um ein „unfaires Verhalten der Konkurrenz" der 
deutschen Häfen handelt, welches negative Folgen für den Um-
schlag über die deutschen Häfen hat (s. Meldung der Nachrich-
tenagentur Reuter vom 7. November 1996)? 

Zu Frage 19: 

Die Bundesregierung hat Gespräche mit der nie-
derländischen Regierung über die Anschubfinanzie-
rung der Containerzüge geführt, um Wettbewerbs-
nachteile des deutschen Seeverkehrs nach Möglich-
keit zu vermeiden. Die EU-KOM hat diese Beihilfen 
allerdings inzwischen genehmigt. Darauf hat sich die 
niederländische Regierung in weiteren Gesprächen 
berufen. Die Bundesregierung wird sich im Zuge der 
Änderung der EU-Richtlinie 1107/70 dafür einsetzen, 
daß dem Gesichtspunkt eines fairen Seehafenwett-
bewerbs besonders Rechnung getragen wird. 

Zu Frage 20: 

Die Bundesregierung nimmt zu der Frage, ob es 
sich um ein „unfaires" Verhalten der Niederlande 
handelt, nicht Stellung. Das Verhalten hat in gewis-
sem Umfang negativen Einfluß auf den Umschlag in 
den deutschen Seehäfen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ulrich Klinkert auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksache 13/6055 Frage 27): 

Welche Haltung vertritt die Bundesregierung bei der Frage 
der Güterabwägung zwischen Lufttransport von hochtoxischem 
spaltbarem Mate rial, insbesondere Plutonium und hochangerei-
chertem Uran aus deutschen Nuklearanlagen innerhalb Euro-
pas, und Sicherheitsaspekten angesichts der Tatsache, daß 
Transportbehälter vom Typ B lediglich Aufprallgeschwindigkei-
ten bis 48 km/h, Behälter vom (neuen) Typ C bis 324 km/h stand-
halten müssen, während die Praxis zeigt, daß bei Flugzeugab-
stürzen deutlich höhere Aufprallgeschwindigkeiten erreicht 
werden, wie der Absturz einer Frachtmaschine der israelischen 
Fluggesellschaft El Al nach dem Sta rt  vom holländischen Flug-
hafen Schipol im Jahre 1992 belegt, bei dem die Aufprallge-
schwindigkeit 540 km/h betrug, und welche Maßnahmen plant 
die Bundesregierung, zur Sicherung von Lufttransporten hoch-
toxischen spaltbaren Mate rials eine Annäherung an die stren-
gere US-Norm - ggf. durch Verminderung der Transportmenge - 
zu erreichen? 

Die neuen Empfehlungen der IAEO für die sichere 
Beförderung radioaktiver Stoffe (Safety Se ries No. 6) 
wurden vom Board of Governors am 9. September 
1996 einvernehmlich verabschiedet. 

Für Versandstücke zum Lufttransport von radioak-
tiven Stoffen mit hohem Aktivitätsinventar, soge-
nannte Typ C-Behälter, sind im wesentlichen fol-
gende Testanforderungen vorgeschrieben: 

- Aufprall mit 90 m/s (entspr. 324 km/h) auf ein un-
nachgiebiges Fundament und 

- allseitige, gleichmäßige Feuereinwirkung bei 
800 Grad Celsius über 60 Minuten. 

Weiterhin haben die IAEO-Experten darauf hinge-
wiesen, daß ein Lufttransport ebenso sicher ist, wenn 
die zu befördernden Stoffe aufgrund ihrer physikali-
schen Eigenschaften selbst, d. h. ohne den sie umge-
benden Transportbehälter, den vorgenannten Anfor-
derungen genügen und in einem Typ B-Behälter ver-
packt sind. Material, das diese Anforderungen er-
füllt, wird als „schwach dispergierbares Mate rial 
(engl.: Low Dispersible Mate rial, LDM)" bezeichnet. 

Seit 1979 gelten in den USA ausschließlich für Plu-
tonium erhöhte Anforderungen an Transportbehälter 
für Plutonium-Lufttransporte. In den USA gelten 
diese Anforderungen nicht für andere Alpha-Strahler 
mit gleicher Radiotoxizität und nicht für andere ra-
dioaktive Stoffe mit hohem Aktivitätsinventar. 

Die IAEO-Empfehlungen dagegen gelten für alle 
radioaktiven Stoffe mit hohem Aktivitätsinventar ein-
schließlich Plutonium. 

Der Flugzeugabsturz des EL AL-Jumbos in Am-
sterdam 1992 wurde bei der IAEO ausführlich analy-
siert. Die IAEO-Experten kamen zu dem Ergebnis, 
daß hierbei eine grenzwertüberschreitende Freiset-
zung von radioaktiven Stoffen aus für den künftigen 
Lufttransport zugelassenen Versandstücken nicht zu 
erwarten gewesen wäre, weil gemäß den Testanfor-
derungen der Aufprall auf ein unnachgiebiges Fun-
dament und nicht auf eine nachgebende Betonstruk-
tur eines Hochhauses unterstellt wird. Generell gilt, 
daß die Absturzgeschwindigkeit eines Luftfahrzeu- 
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ges nicht direkt vergleichbar mit der Aufprallge-
schwindigkeit eines Versandstückes auf ein unnach-
giebiges Fundament ist, da insbesondere die Flug-
zeugstrukturen erhebliche stoßdämpfende Wirkung 
ausübten. 

Zusammenfassung: 

Nach den neuen Vorschriften zum Lufttransport 
von radioaktiven Stoffen mit hohem Aktivitätsinven-
tar werden sowohl Transporte von spezifiziertem 
schwach dispergierbarem Mate rial (LDM) in Typ B-
Behältern als auch Transpo rte von radioaktiven Stof-
fen in beliebiger physikalischer Form in Typ C-Be-
hältern einen vergleichbaren Sicherheitsstandard ge-
währleisten. 

Die Beförderung radioaktiver Stoffe einschließlich 
Plutonium mit Luftfahrzeugen ist bei Einhaltung der 
o. g. Anforderungen sicher; es gibt keinen Anlaß zur 
Besorgnis einer Gefährdung für die Bevölkerung. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordnete Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) (Druck-
sache 13/6055 Frage 34): 

Was unternimmt die Bundesregierung, um den ca. 40 000 
deutschsprechenden Mozambiquanem es in Mozambique zu er-
möglichen, ihre Deutschkenntnisse zu pflegen und gleichzeitig 
die deutsche Sprache in Mozambique weiter zu verbreiten? 

Die Förderung der deutschen Sprache ist für die 
Bundesregierung ein Schwerpunkt in den deutsch-
mosambikanischen Beziehungen im Kulturbereich. 
Eine wichtige Zielgruppe sind hierbei die zahlrei-
chen Mosambikaner, die eine Ausbildung in der ehe-
maligen DDR erhalten haben und über Deutsch-
kenntnisse verfügen. Die drei in Mosambik be-
stehenden Organisationen von Rückkehrern werden 
von der Botschaft Maputo betreut. Im April 1996 hat 
sie unter Beteiligung der Rückkehrer das erste 
deutsch-mosambikanische Forum in deutscher Spra-
che veranstaltet, dem ein weiteres 1997 folgen soll. 
Die Botschaft unterstützt ein Sprachinstitut in Ma-
puto, das seit 1994 Deutschkurse veranstaltet, durch 
die Vergabe von Lehrmaterialien. Die Bundesregie-
rung fördert finanziell den Aufbau des deutsch-mo-
sambikanischen Informationszentrums (CIMA). Es 
soll als Begegnungsstätte den kulturellen Austausch 
zwischen Mosambik und Deutschland beleben, die 
deutsche Sprache fördern und wendet sich dabei ins-
besondere an die Rückkehrer. Ab Januar 1997 sollen 
hier Deutschkurse angeboten werden. Das Goethe-
Institut beabsichtigt, Mosambik stärker als bisher in 
seine Förderungsmaßnahmen einzubeziehen. Ein 
Mitarbeiter des Goethe-Instituts Johannesburg wird 
zu diesem Zweck Anfang 1997 Gespräche in Maputo 
führen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Michael Teiser (CDU/CSU) (Druck-
sache 13/6055 Frage 35): 

Welche Sanktionen hat der Ministerrat der EU mit Zustim-
mung der Bundesrepublik Deutschland gegen die Militärregie-
rung Burmas verhängt, und ist die Bundesregierung bereit, auf 
vergleichbare Sanktionen gegen die politische Führung des Iran 
hinzuwirken? 

Der Ministerrat der EU hat am 28. 10. 1996 einen 
Gemeinsamen Standpunkt zu Myanmar verabschie-
det, um Fortschritte auf dem Weg zur Demokratisie-
rung und die Freilassung politischer Gefangener zu 
fördern. Dabei hat er die bereits beschlossenen Maß-
nahmen gegen Myanmar bekräftigt und neue Maß-
nahmen beschlossen. Die Maßnahmen umfassen 
u. a.: 

- Ausweisung des gesamten militärischen Personals 
bei den diplomatischen Vertretungen Myanmars und 

- ein Embargo für Waffen, Munition und militärische 
Ausrüstung sowie 

- die Aussetzung von Programmen für nichthumani-
täre Hilfe und Entwicklungsprogramme 

- Verbot der Erteilung von Einreisevisa für hochran-
gige Mitglieder des SLORC und hochrangige Ange-
hörige des Militärs der Sicherheitskräfte, welche den 
Übergang Myanmars zur Demokratie verhindern so-
wie 

- die Aussetzung von bilateralen offiziellen Besuchen 
auf hoher Ebene in Myanmar. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, darauf 
hinzuwirken, daß die europäischen Maßnahmen ge-
gen Myanmar auf den Iran übertragen werden. Der 
Bundesregierung liegen keine Informationen dar-
über vor, daß die Präsidentschaft oder andere Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union eine Über-
nahme dieser Maßnahmen erwägen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage der 
Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Drucksache 
13/6055 Frage 36): 

Wie erklärt die Bundesregierung die Nichteinhaltung ihrer 
Zusicherung, für die erforderliche, mindestens 8%ige Personal-
reserve im Auswärtigen Dienst zu sorgen, nachdem seit 1989 
keine zusätzlichen Stellen zur Bildung einer angemessenen Per-
sonalreserve, die weiter bei nur rd. 1 % liegt, geschaffen wur-
den, obwohl diese Zusicherung im Zusammenhang der Bera-
tung und Verabschiedung des Gesetzes über den Auswärtigen 
Dienst ausweislich der Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses vom 29. Mai 1990, Drucksache 11/7242, in der es 
heißt: „Für die mehrheitliche Entscheidung, auf eine prozen-
tuale Vorgabe im Gesetzestext zu verzichten, war schließlich die 
Versicherung der Bundesregierung maßgeblich, sie werde eine 
Personalreserve in der Größenordnung von 8 bis 10 v. H., wie sie 
den von der Reformkommission beschriebenen Notwendigkei-
ten entspreche, durch entsprechende Haushaltsplanung stufen-
weise verwirklichen „ , ausdrücklich gegeben worden war? 
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Die Bundesregierung sieht nach wie vor die Not-
wendigkeit der Erhöhung der AA-Personalreserve-
stellen. Auf Initiative des AA wurde für den Haushalt 
1997 eine Erhöhung geprüft. Die Rahmenbedingun-
gen erlaubten es jedoch nicht, die erwünschte Stei-
gerung umzusetzen. Das Auswärtige Amt ist weiter-
hin der Auffassung, daß eine angemessene Personal-
reserve für die Erfüllung seiner Aufgaben unver-
zichtbar ist. Reservestellen decken einen für Auswär-
tige Dienste spezifischen Personalbedarf ab, der in 
der herkömmlichen Stellenstruktur nicht berücksich-
tigt werden kann. Die Personalreserve ist besonders 
notwendig für eine angemessene Vorbereitung auf 
neue Dienstposten, für die Sprachausbildung und für 
den Einsatz von Mitarbeitern des Auswärtigen Dien-
stes in internationalen Missionen (insbesondere File-
densmissionen, Monitoring u. ä.). Bei der Personalre-
serve geht es daher nicht um eine Privilegierung des 
Auswärtigen Dienstes gegenüber anderen Resso rts. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Rolf Schwanitz (SPD) (Drucksache 
13/6055 Frage 37): 

Sind der Bundesregierung die Ausführungen des Leiters der 
Abteilung Rehabilitierung bei der Hauptmilitärstaatsanwalt-
schaft der Russischen Föderation, L. P. Kopalin, auf mehreren 
Veranstaltungen im Mai d. J. (Halle-Forum III der Union der Op-
ferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft vom 18. bis 
20. Mai 1996 in Halle sowie Fachtagung der Konrad-Adenauer-
Stiftung „Aus der Geschichte lernen - Zukunft gestalten" vom 
12. bis 15. Mai 1996 in Brehna) bekannt, daß auch Angehörige 
anderer Staaten, die politischen Repressionen auf dem heutigen 
Gebiet der Russischen Föderation ausgesetzt waren, unabhän-
gig von ihrem derzeitigen Wohnsitz gemäß § 1 einer ,,Verord-
nung über die Zahlung von Entschädigungen an Personen, die 
nach dem Gesetz der Russischen Föderation über die Rehabili-
tierung von Opfern politischer Repressionen rehabi litiert  wur-
den" Anspruch auf Haftentschädigung durch die Russische Fö-
deration haben? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Leiter 
der Abteilung Rehabilitierung bei der Hauptmilitär-
staatsanwaltschaft der Russischen Föderation, Kopa-
lin, anläßlich des Halle-Forums III vom 18. bis 20. Mai 
1996 in Halle entsprechendes ausgeführt hat. Die 
Äußerung erfolgte eher beiläufig und wurde nicht 
vertieft. 

Soweit der Bundesregierung bekannt, hat die rus-
sische Seite die vereinzelten Anträge deutscher 
Staatsangehöriger auf Haftentschädigung bisher ab-
gelehnt. Daher muß sie trotz der von Ihnen erwähn-
ten Verordnung auch weiterhin von einer ablehnen-
den Haltung der zuständigen russischen Behörden 
ausgehen. Auch das russische Rehabilitierungsge-
setz trifft zu Ansprüchen ausländischer Staatsange-
höriger auf Haftentschädigung keine eindeutige 
Aussage. 

Die Bundesregierung prüft weiter, ob Deutsche 
trotzdem von russischer Seite eine Haftentschädi-
gung erhalten können. 

Die Bundesregierung bemüht sich um den Verord-
nungstext, dem sie bislang nicht erhalten hat und der 
möglicherweise zusätzliche Hinweise enthält. Wir 
müssen in dieser Frage Klarheit haben. Dann wird 
sich ergeben, ob den Betroffenen mit Aussicht auf Er-
folg geraten werden kann, bei der russischen Seite 
Haftentschädigung zu beantragen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/6055 Fragen 38 und 
39): 

Welche Auskunft kann die Bundesregierung erteilen über die 
aktuelle Zahl der Beschäftigten des Bundesgrenzschutzes 
(BGS), die in Landkreisen an der deutschen Ostgrenze wohnen, 
aber an auswärtigen Dienststellen eingesetzt sind, ferner über 
die aus den alten Bundesländern stammenden Beschäftigten in 
Dienststellen an der Ostgrenze sowie über die hierfür im 
1. Halbjahr 1996 insgesamt zu zahlenden Trennungsgelder und 
Reisekostenerstattungen, und unter welchen persönlichen so-
wie fachlichen Voraussetzungen wird - angesichts der bei BGS-
Verbänden im Landesinnern zu absolvierenden Ausbildung - 
Einsatzwünschen in Dienststellen an  der Ostgrenze entsprochen? 

Inwieweit trifft es zu, daß von den einst etwa 1 000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Bundesbeauftragten für die Stasi

-

Unterlagen, deren Arbeitsvertrag befristet und deren Stellen mit 
einem k.w.-Vermerk versehen sind, inzwischen zahlreiche eine 
Entfristung ihrer Arbeitsverträge beantragt haben, rd. 350 ent-
sprechende Klagen erhoben haben sowie 50 Beschäftigte diese 
bereits - z. T. sogar zweitinstanzlich und rechtskräftig - gewon-
nen haben, und welche Maßnahmen zur Vermeidung weiterer 
Prozeßniederlagen - insbesondere durch freiwillige Entfristung 
der Verträge - wird die Bundesregierung angesichts des Um-
standes ergreifen, daß eine bloße nochmalige Schiebung der 
k.w.-Vermerke wegen des anhaltend hohen Arbeitsanfalls der 
Behörde sowie der gerade beschlossenen Verlängerung der Gel-
tung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes um neun Jahre ausschei-
den dürfte? 

Zu Frage 38: 

Derzeit verrichten ca. 220 lebensjüngere Beamte, die 
vor kurzem ihre Ausbildung beendet haben und aus 
Landkreisen an der deutschen Ostgrenze stammen, 
Dienst in Grenzschutzverbänden im Landesinneren. 

1996 waren ca. 1 100 Beamte zum GSP Ost abge-
ordnet/versetzt und haben im laufenden Haushalts-
jahr bis heute 2,2 Mio. DM an Trennungsgeld/Reise-
kosten erhalten. 

Versetzungswünschen von Ausbildungsabsolven-
ten zu Dienststellen an der Ostgrenze kann grund-
sätzlich nicht entsprochen werden. Eine unmittelbare 
Verwendung von Ausbildungsabsolventen im Einzel-
dienst widerspräche den Grundsätzen der Personal-
verwendung. Diese sieht vor, lebensjüngere, körper-
lich leistungsfähige Beamte zunächst in den Grenz-
schutzverbänden einzusetzen. Danach werden sie in 
den Einzeldienst auf Funktionen versetzt, bei denen 
es auf polizeifachliches Erfahrungswissen ankommt. 
Dieses Verwendungsmodell, das auch die Landespo-
lizeien praktizieren (zunächst Bereitschaftspolizei, 
danach Einzeldienst), berücksichtigt die o. g. funktio-
nalen laufbahn- und besoldungsrechtlichen Aspekte 
einer vernünftigen Personalentwicklung. 
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Unabhängig hiervon sind die personalverwalten-
den Dienststellen des BGS bemüht, im Rahmen des 
polizeilichen Auftrages die persönlichen Verhältnisse 
der o. g. lebensjüngeren Beamten soweit wie mög-
lich zu berücksichtigen. 

Zu Frage 39: 

In der Dienststelle des Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik (BStU) 
sind derzeit 971 Mitarbeiter auf der Grundlage bis 
zum 31. 12. 1996 befristeter Arbeitsverträge beschäf-
tigt. Von diesen Mitarbeitern haben 640 Klage auf 
Feststellung erhoben, daß ihr Arbeitsverhältnis über 
den 31. 12. 1996 hinaus unbefristet fortbesteht. Bis-
her ist in 83 Verfahren dem Klageantrag entsprochen 
worden. In der Berufungsinstanz sind derzeit 
25 Verfahren anhängig. In einem Verfahren ist die 
Dienststelle zweitinstanzlich rechtskräftig unterle-
gen. 

Der Bundesrechnungshof hat in einem aktuellen 
Gutachten festgestellt, daß nach seiner Meinung der 
Bedarf an zeitlich bef risteten Beschäftigten nur bis 
Ende 1998 fortbesteht. Im Hinblick hierauf war der 
BStU gehalten, diesen Mitarbeitern einen neuen bis 
zum 31. 12. 1998 befristeten Arbeitsvertrag anzubie-
ten. Um auch den prozessualen Aufwand in Anse-
hung der Anzahl der erhobenen Klagen so gering 
wie möglich zu halten, wird in diesen neuen Zeitar-
beitsverträgen vereinbart, daß diese in Dauerarbeits-
verträge umzuwandeln sind, wenn in mindestens 2 
von 3 zu führenden Musterprozessen rechtskräftig 
festgestellt wird, daß sich die Beschäftigten in einem 
Dauerarbeitsverhältnis befinden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.) 
(Drucksache 13/6055 Fragen 40 und 41): 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Tat-
sache, daß die Jugendkriminalität seit 1989 - bei noch relativ 
niedrigen absoluten Zahlen - erheblich zugenommen hat, wäh-
rend die Kriminalität von Personen ab dem 25. Lebensjahr prak-
tisch unverändert  geblieben ist? 

Welche Folgerungen sieht die Bundesregierung insbesondere 
daraus, daß die Delinquenz von Jugendlichen und Heranwach-
senden bei Diebstahl und Gewaltdelikten in den neuen Bundes-
ländern zwei- bis dreimal höher ist als bei den entsprechenden 
Altersgruppen in den alten Bundesländern, obwohl die in den 
neuen Bundesländern gerichtlich verhängten Strafen erheblich 
höher sind? 

Zu Frage 40: 

Im Hinblick auf die zur Zeit anhängige Große An-
frage der Abgeordneten Dr. Jürgen Meyer (Ulm), 

Günter Graf (Friesoythe), Thomas Krüger u. a. und 
der Fraktion der SPD „Jugendstrafrecht und Präven-
tionsstrategien " (BT-Drucksache 13/4765) vom 
24. Mai 1996 sieht sich die Bundesregierung gegen-
wärtig nicht in der Lage, auf die Fragen des Abge-
ordneten Dr. Burkhard Hirsch inhaltlich einzugehen, 
ohne der gegenwärtig stattfindenden Ressortabstim-
mung zur Beantwortung der Großen Anfrage, die 
voraussichtlich zum Jahresende 1996 erfolgen wird, 
vorzugreifen. In der Beantwortung der o. g. Großen 
Anfrage wird ausführlich und in großem Rahmen auf 
die Problematik der gestellten Fragen eingegangen. 

Zu Frage 41: 

In bezug auf die in der Frage enthaltene Aussage, 
in den neuen Bundesländern würden erheblich hö-
here Strafen verhängt als in den alten Bundeslän-
dern, ist allerdings schon jetzt darauf hinzuweisen, 
daß eine Überprüfung dieser Aussage anhand der 
vorliegenden Daten der Strafverfolgungsstatistik 
nicht möglich ist. Die Strafverfolgungsstatistik weist 
bisher Zahlen nur für die alten Länder aus. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Rolf Kutzmutz (PDS) (Druck-
sache 13/6055 Fragen 56 und 57): 

Auf welchen Beschluß des Deutschen Bundestages wurde in 
der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
(Drucksache 13/5810) Bezug genommen, daß die Benennung, 
welche Stiftungen aus Kapitel 23 02 des Bundeshaushalts finan-
ziert werden, sich nach der Entscheidung des Deutschen Bun-
destages über die Gewährung der Globalzuschüsse aus dem 
Einzelplan 06 richtet, und wie lautet er? 

Wenn es sich in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage (Drucksache 13/5810) nicht um einen Beschluß 
des Deutschen Bundestages handeln sollte: Wer hat die Ent-
scheidung für das Haushaltsjahr 1996 getroffen, und wo ist sie 
verzeichnet? 

Bei der Beantwortung der Fragen 5, 6 und 7 der 
Kleinen Anfrage 13/5810 vom 11. Oktober 1996 
wurde darauf hingewiesen, daß die Benennung, wel-
che Stiftungen aus Kapitel 23 02 finanziert werden, 
sich nach der Entscheidung des Deutschen Bundes-
tages über die Gewährung der Globalzuschüsse aus 
Einzelplan 06 richtet. Diese Entscheidung wird bei 
Verabschiedung des jeweiligen Bundeshaushalts ge-
troffen. 

Eines gesonderten Beschlusses des Deutschen 
Bundestages, daß die im Einzelplan 06 aufgeführten 
Stiftungen Mittel aus Kapitel 23 02 erhalten sollen, 
bedarf es nicht. 
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